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Editorial 

Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

die aktuelle Berufsbildungsdebatte im Herbst 1991 ist gekennzeichnet von der allgemeinen Erleichterung darüber, 
daß die enormen Anstrengungen aller Beteiligten in Politik, Wirtschaft und Verwaltung zu einer einigermaßen zu
friedenstellenden Versorgung mit Ausbildungsangeboten in den neuen Bundesländern geführt haben. Diese Akti
vitäten haben zeitweise die notwendige Erörterung des tiefgreifenden Umstrukturierungsprozesses im Berufsbil
dungssystem der neuen Länder überlagert. 

Einschneidende Veränderungen kennzeichnen die Umgestaltung der beruflichen Bildung in den neuen Bundes
ländern. Mit der Übernahme des Berufsbildungsgesetzes und der Handwerksordnung vollzog sich nicht nur ein 
radikaler Wandel der gesetzlichen Grundlagen der beruflichen Bildung, sondern es begann auch ein elementarer 
Prozeß des Umdenkens in der Berufsbildungspraxis, der Berufsbildungsforschung und der Berufsbildungspolitik 

BWP greift diesen Umgestaltungsprozeß im Rahmen eines Sonderheftes thematisch auf. Zu Wort kommen in erster 
Linie Autoren und Autorinnen aus den neuen Ländern, sie berichten in Fachbeiträgen über ihre Erfahrungen beim 
Aufbau der beruflichen Bildung. Ergänzend informieren in Kurzbeiträgen Berufsbildungsforscher aus dem BIBB 
und aus anderen Forschungseinrichtungen über Forschungsprojekte, Modellversuche und andere Aktivitäten. 

Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und Wissenschaft, bilanziert in seinem Beitrag die Aktivitäten zur Siche
rung des Ausbildungsplatzangebotes und zur Förderung der beruflichen Weiterbildung. Er analysiert die derzeit 
dringendsten Probleme der beruflichen Aus- und Weiterbildung und beschreibt die bildungspolitischen Ziele der 
Bundesregierung. 

Eckart Kuhlwein, Vorsitzender des Bundestagsausschusses Bildung und Wissenschaft, würdigt in einem Kommen
tar die erfolgreichen Bemühungen um ein ausreichendes Ausbildungsplatzangebot Zugleich weist er auf noch un
gelöste Probleme unter anderem bei der Qualifizierung des Ausbildungspersonals, der Arbeit in Berufsaus
bildungs- und Prüfungsausschüssen sowie der Errichtung außerbetrieblicher Einrichtungen hin. 

Die Umgestaltung der kaufmännischen Berufsausbildung steht im Mittelpunkt der Ausführungen von Ulrich Wilde, 
Leiter des Oberstufenzentrums II in Potsdam. Der Autor beschreibt die Auswirkungen, die sich gerade in diesem 
Bereich durch die Umstellung von der Kommandowirtschaft auf die soziale Marktwirtschaft im Hinblick auf Unter
richtsgestaltung, veränderte Qualifikationsanforderungen der Berufsschullehrer und Akzeptanz der neuen Ausbil
dungsberufe ergeben. Er gibt damit wichtige Hinweise für seine osteuropäischen Kolleginnen und Kollegen, die 
künftig ähnliche Probleme zu bewältigen haben. 

Aus dem Blickwinkel der kaufmännischen Ausbildungsleiterin im Kabelwerk Oberspree beschreibt Annette Schulz 
die Erfahrungen, die sie bei der Umsetzung der neuen Ausbildungsordnung für Industriekaufleute und für Bürogehilfen 
gesammelt hat. Wesentliche Probleme sieht die Autorin in der Finanzierung der Ausbildung, der Qualifikation des Aus
bildungspersonals, den praktischen Ausbildungsinhalten und der Sicherstellung der Arbeits- und Ausbildungsplätze. 

Die Konsequenzen der wirtschaftlichen und arbeitsorganisatorischen Umstrukturierung für die berufliche Weiter
bildung beschreibt Hans Joachim Buggenhagen, Leiter der Innovationstransfer- und Forschungsstelle Schwerin. Ob 
und wie sich Erfahrungen aus der beruflichen Weiterbildung von West nach Ost - und umgekehrt - übertragen 
lassen, ist die zentrale Frage eines Modellprojektes, in dem Möglichkeiten und Formen des Innovationstransfers 
untersucht und praktische Hilfen für die berufliche Weiterbildung geleistet werden sollen. 

Die Erfahrungen von Meistern und Ausbildern beim Einsatz neuer Medien in der Tischlerausbildung stellen die 
Grundlage für den Beitrag von Wolfgang Müller, Fachberater für Berufsdidaktik/Holzbearbeitung in Sachsen. Ein
drücklich schildert er die Umstellungsprobleme in den Ausbildungswerkstätten und vergleicht und bewertet die 
jetzigen mit den früheren Verhältnissen; er stellt Vorschläge zur Entwicklung von Ausbildungsmitteln und zur Ver
besserung der Informations- und Fortbildungsmöglichkeiten zur Diskussion. 

Die totale Umbruchsituation der berufspädagogischen Forschung und Lehre an den ostdeutschen Hochschulen ist für 
Wolfgang Behrendt, ehemaliger Dekan des Fachbereiches Erziehungswissenschaften der Humboldt-Universität, und 
seinen Kollegen Klaus Döge Anlaß, auf Grundlage der in der DFG-Denkschrift zur Berufsbildungsforschung entwickel
ten Denkanstöße zu einer kritischen Aufarbeitung dieser Wissenschaftsdisziplin in der früheren DDR aufzufordern. 

Die Hauptaufgabe seiner bildungspolitischen Verantwortung sieht der Minister für Schulen, Erwachsenenbildung 
und Kultur in Sachsen-Anhalt, Werner Sobetzko, darin, die bisherige berufliche Ausbildung auf den Bedingungs
rahmen der sozialen Marktwirtschaft umzustellen. Er beschreibt die Schwerpunkte der Bildungspolitik unter ande
rem beim Aufbau einerneuen Berufsbildungsverwaltung, der Verwirklichung des Ausbildungsplatzförderungspro
gramms, dem Bau beruflicher Schulen und der Förderung der Fort- und Weiterbildung - und dokumentiert damit 
einen einmaligen Vorgang in der Geschichte des Erziehungswesens in Deutschland. 

((ß(;()Jd? 
Hermann Schmidt 
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Berufsbildungspolitik: 

Zwischenbilanz und Perspektiven der beruflichen 
Bildung in den neuen Ländern 
Rainer Ortleb 

Vor wenigen Wochen ist ein Vermittlungsjahr in den neuen Ländern zu Ende gegangen, das 
uns alle in Atem gehalten hat. Es hat eine Vielzahl von Aktivitäten ausgelöst, die sich gelohnt 
haben. Nach den vorliegenden Informationen kann jedem Bewerber in den neuen Ländern 
1991 ein Ausbildungsplatzangebot gemacht werden. Dies istangesichtsder immer noch gra
vierenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten in den neuen Ländern ein beachtlicher Erfolg. 
Wie im Vorjahr bedurfte es allerdings eines massiven Engagements aller Beteiligten - der 
Wirtschaft, der Bundesregierung und der Länderregierungen, der Bundesanstalt für Arbeit 
und der Treuhandanstalt-, um diesen Erfolg zu sichern. Das Engagement darfjedoch nicht 
nachlassen. Denn auch zukünftig werden Anstrengungen notwendig sein, um die Situation 
auf dem Ausbildungsstellenmarkt in den neuen Ländern weiter zu verbessern und das Er
reichte zu festigen. 

Prof. Dr. Rainer Ortleb 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft. 

1. Herausforderungen an die 
Berufsausbildung in den 
neuen Ländern 

Situation auf dem Ausbildungsstel
lenmarkt 
Nach der Statistik der Bundesan
stalt für Arbeit waren bis Ende Sep
tember 1991 in den neuen Ländern 
100 236 Ausbildungsplätze als ver
fügbar gemeldet; 62 859 betriebli
che und 37 377 außerbetriebliche 
Berufsausbildungsplätze; 6 659 
Plätze sind noch nicht besetzt (vgl. 
Abb. 1). Da nicht alle Ausbildungs
stellen den Arbeitsämtern gemel
det werden, wird die Gesamtzahl 
der zur Verfügung stehenden Aus
bildungsplätze noch höher sein. 

Gebraucht werden Ausbildungs
plätze für rund 140 000 junge Men-
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sehen, Plätze für rund 110 000 
Schulabgänger und für voraus
sichtlich etwa 30 000 sogenannte 
Konkurslehrlinge. Bis Ende Sep
tember haben sich bereits 145 693 
Jugendliche, darunter 73 868 junge 
Frauen (50, 7 Prozent), beim Ar
beitsamt gemeldet; 2 421 Bewerber 
waren noch nicht vermittelt (vgl. 
Abb. 2). 

Die Abbildungen l und 2 zeigen, 
daß auf dem Ausbildungsstellen
markt in den neuen Ländern die 
positiven Trends der letzten Mona
te sich beschleunigt fortgesetzt ha
ben. Die Lücke zwischen noch 
nicht vermittelten Bewerbern und 
offenen Stellen hat sich zugunsten 
der Bewerber geschlossen. Es ste
hen sogar noch mehr Plätze zur 
Verfügung als Jugendliche gemel
det sind. 

Im übrigen war im August für alle 
noch nicht vermittelten Bewerber 
und Bewerberinnen (rd. 25 000) 
durch rd. 35 000 verfügbare Stellen 
in außerbetrieblichen Einrichtun
gen ausreichend Vorsorge getrof
fen worden, jedem Lehrstellenbe
werber zunächst eine außerbe
triebliche Ausbildungsalternative 
anbieten zu können. 

Bildungspolitisch bedeutsam ist, 
daß sich laut Bundesanstalt für Ar
beit die Angebote in den außerbe
trieblichen Einrichtungen deutlich 
von der Angebotsstruktur der noch 
offenen Stellen unterscheiden. 
Während bei den unbesetzten Stel-

len Berufe im Bereich Metall, Tex
til, Landwirtschaft und Bau domi
nieren, legten die Dienststellen der 
Bundesanstalt für Arbeit bei der 
Schaffung von Ausbildungsmög
lichkeiten in außerbetrieblichen 
Einrichtungen besonderen Wert 
auf Organisations-, Verwaltungs- und 
Büroberufe, auf Berufe für Waren
kaufleute sowie auf allgemeine 
Dienstleistungsberufe. Damit kann 
die Struktur des Ausbildungsan
gebots den Wünschen der Jugend
lichen und der zukünftigen Berufs
struktur in den neuen Ländern an
genähert werden, in der Dienstlei
stungen eine größere Bedeutung 
haben werden. 

Maßnahmen und Initiativen 
zur Ausbildungsplatzsicherung 
Dieser Erfolg, den Anfang des Jah
res kaum jemand für möglich hielt, 
hat sich nicht von allein eingestellt. 
Hierfür war eine große Kraftan
strengung notwendig. Viele der ini
tiierten Maßnahmen haben erst in 
den letzten Monaten begonnen, 
richtig zu greifen. 

Hierzu zählt auch das BMBW-Son
derprogramm zur Förderung der 
Berufsausbildung in Kleinunter
nehmen bis 20 Beschäftigte. Es ist 
Mitte Juni in Kraft gesetzt worden. 
Bis 28. August, d. h. innerhalb der 
ersten beiden Monate seit Inkraft
setzung des Programms, lagen für 
rund 12 000 Ausbildungsplätze För
deranträge vor. Dahinter steht ein 
Fördervolumen von rund 60 Mio. 
DM, so daß von den insgesamt 250 
Mio. DM die erste Tranche von 75 
Mio. DM für 1991 schon nahezu aus
geschöpft ist. Dies zeigt, daß das 
Programm auf das erwartete Inter
esse trifft. Die Zahl der geförderten 
Ausbildungsplätze wird bis Ende 
des Jahres noch zunehmen. 
Auch die bereitgestellten 10 000 
Ausbildungsplätze im Bereich der 
Bundesverwaltung in den neuen 
Ländern haben Wirkung gezeigt. 
Die Behörden der neuen Länder 
und die Kommunen haben eben
falls zahlreiche Ausbildungsplätze 
angeboten. Der Bund unterstützt 
die Ausbildung in den Behörden 
durch die Entsendung von Dozen
ten und Ausbildern aus dem alten 
Bundesbereich. 
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Abbildung 1: Stellenentwicklung in den neuen Ländern 
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Abbildung 2: Bewerberentwicklung in den neuen Ländern 
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Zur Entspannung auf dem Ausbil
dungsstellenmarkt in den neuen 
Ländern hat nicht zuletzt die Selbst
verpflichtung der Treuhandanstalt 
beigetragen. Die Fortführung und 
Finanzierung bestehender Ausbil
dungsverhältnisse in Treuhandbe
trieben ist Anfang August abschlie
ßend sichergestellt worden. Im 
Rahmen der verfügbaren Ausbil
dungskapazitäten sollen 1991 Aus
zubildende neu eingestellt wer
den, nach Möglichkeit über den Ei
genbedarf der Betriebe hinaus. 
Entsprechende Anweisungen der 

4 

Treuhand sind an die ihr angehö
renden Betriebe ergangen. Die 
Treuhandanstalt wird demnach 
rechtlich nicht zulässige Lehrver
tragslösungen in den von ihr be
treuten Unternehmen unterbinden 
und die Tendenz, die Neueinstei
lungen 1991 drastisch, teilweise bis 
auf Null, zurückzufahren, stoppen. 

Darüber hinaus sind im Haushalt 
der Bundesanstalt für Arbeit für 
die Förderung außerbetrieblicher 
Berufsausbildung und Berufsvor
bereitung in den neuen Ländern 

Mittel in Höhe von 663 Mio. DM eta
tisiert. Mit diesen Mitteln konnten 
bis Ende August rund 20 000 Kon
kurslehrlinge ihre unterbrochene 
Ausbildung in einer außerbetrieb
lichen Einrichtung fortführen . Wei
tere Mittel sind zur Berufsvorberei
tung noch nicht berufsreifer Ju
gendlicher und für die Ausbildung 
benachteiligter Jugendlicher ver
wendet worden. 

Die anfänglichen Probleme bei der 
Organisation außerbetrieblicher 
Trägerschaften sind durch eine en
ge Zusammenarbeit von Bundesan
stalt für Arbeit, Treuhandanstalt, 
Kammern, Kommunen und ande
ren Bildungsträgern überwunden. 
Auch westdeutsche Kammern ha
ben durch die Entsendung von Be
ratern hierbei geholfen. 

Vielfältige Aktivitäten sind zur Zeit 
darauf gerichtet, alle noch beste
henden betrieblichen Ausbil
dungsreserven zu aktivieren. Die 
Kammern spüren inzwischen, daß 
die bisherigen Anstrengungen zur 
Ausbildungsmotivation der Betrie
be, wie z. B. Firmenbesuche von 
Ausbildungsberatern, regionale 
Ausbildungsplatzkonferenzen, Ap
pelle an Unternehmen, Erfolge zei
gen und daß sich bei den Unter
nehmen die Erkenntnis durchsetzt, 
mit der Ausbildung des Fachkräfte
nachwuchses eine wichtige Zu
kunftsinvestition vorzunehmen. In 
dem Maße, indem noch betrieb
liche Ausbildungsplätze gewonnen 
werden können, braucht nicht auf 
die Reserve der außerbetrieb
lichen Angebote zurückgegriffen 
werden. 

Erfreulicherweise haben auch die 
Regierungen in den neuen Län
dern eigene Programme zur Aus
bildungsplatzförderung aufgelegt. 
Diese Programme werden komple
mentär zu den Bundesaktivitäten 
eingesetzt und ergänzen sie unter 
regionalspezifischen und gruppen
bezogenen Gesichtspunkten. Die 
meisten Programme sind jedoch 
erst angelaufen. 

Ein wichtiger Beitrag zur Lösung 
der Lehrstellenproblematik in den 
neuen Ländern sind die neuen 
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Schulgesetze, die verhindern sol
len, daß 1991 erneut Abgänger 
nach einem achtjährigen Schulbe
such als Bewerber den Ausbil
dungsstellenmarkt zusätzlich bela
sten (1990 rund 35 000 Jugendliche). 
Die in Kraft getretenen Schulgeset
ze der neuen Länder sehen ent
sprechende Schulpflichtregelun
gen vor. 

Die Länder haben außerdem, zum 
großen Teil mit Hilfe des Vorsorge
programms der Bundesregierung 
aus dem Vorjahr, Kapazitäten für 
die schulische Berufsvorbereitung 
und Berufsgrundbildung von rund 
lO 000 Plätzen geschaffen. Auch die 
Neuorganisation des Fachschulbe
reichs der ehemaligen DDR wird 
zu zusätzlichen Angeboten im Be
reich der neuen Berufsfachschulen 
führen. 

Entlastung für den Ausbildungs
stellenmarkt in den neuen Ländern 
bringt auch die starke Öffnung der 
gymnasialen Oberstufe. Schon 1991 
bis zu einem Drittel der Absolven
ten der 10. Klassen den Übergang 
in die gymnasiale Oberstufe zu er
möglichen und die in der ehemali
gen DDR künstlich niedrig gehalte
nen Übergangsquoten westdeut
schen Verhältnissen anzunähern, 
hat die Nachfrage nach Ausbil
dungsplätzen deutlich reduziert. 
Dies bedeutet andererseits auch, 
daß sich die Bildungsströme zwi
schen Ost und West sehr rasch an
nähern werden und wir uns auch in 
den neuen Ländern möglicherwei
se bald auf ähnliche Probleme ein
stellen müssen wie im Westen: Be
werbermangel für die betriebliche 
Ausbildung. 

Ausblick auf 1992 
Die quantitative Lösung des Lehr
stellenproblems in diesem Jahr 
darf aber den Blick dafür nicht ver
stellen, daß viele Probleme der Be
rufsausbildung in den neuen Län
dern noch nicht überwunden sind: 
Hierzu gehören ungelöste qualita
tive Fragen der Berufsausbildung 
in den neuen Ländern, die derzei
tige verzerrte Ausbildungsstruktur 
und die quantitativen Ausbildungs
probleme 1992, die vor allem durch 
Änderungen der allgemeinen Schul-
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pflichtregelungen in den neuen 
Ländern entstehen können. 

Die allgemeine Schulpflicht in den 
neuen Ländern wird mit Ausnahme 
von Brandenburg und Berlin (Ost) 
nicht wie bislang mit zehn Jahren, 
sondern mit neun Schuljahren en
den. Damit ist bereits jetzt abzuse
hen, daß im nächsten Jahr nicht nur 
ein, sondern in den meisten neuen 
Ländern ein zweiter Absolventen
teiljahrgang auf den Ausbildungs
stellenmarkt drängt, und das zu ei
ner Zeit, in der das Ausbildungs
wesen sich immer noch in einer 
sehr schwierigen Umstellungspha
se befinden wird. Zu berücksichti
gen ist ferner, daß die Jugendli
chen, die in einjährigen berufli
chen Schulen (Berufsgrundbil
dungsjahr, Berufsvorbereitungs
jahr) versorgt werden, 1992 erneut 
betriebliche Ausbildungsstellen 
suchen. Es müssen zudem - nicht 
zuletzt auch aus finanziellen Grün
den - alle Möglichkeiten genutzt 
werden, außerbetriebliche Ausbil
dungsmaßnahmen in betriebliche 
Ausbildungen zu überführen. 

Derzeit liegen die Anteile der au
ßerbetrieblichen Ausbildung bei 
etwa 30 Prozent, in einigen Regio
nen noch darüber. Diese verzerrte 
Ausbildungsstruktur darf sich nicht 
verfestigen. Im Interesse des Auf
baus emer mittelständischen 
Wirtschafts- und Ausbildungsstruk
tur muß der betrieblichen Berufs
ausbildung nachdrücklich Priorität 
eingeräumt und die Schieflage in 
der Ausbildungsstruktur beseitigt 
werden. Dies ist eine bedeutende 
berufsbildungspolitische Aufgabe, 
die wir nicht ad hoc, sondern nur 
mittelfristig lösen können. Es 
kommt deshalb zukünftig darauf 
an, bei allen betriebsorientierten 
und sonstigen Förderungen, wie 
Gewerbeförderung, Existenzgrün
dung, Strukturhilfen und Regional
förderung, wirksame Elemente zur 
Stärkung der betrieblichen Ausbil
dung vorzusehen. 

Mitentscheidend wird auch sein, 
wie rasch qualitative Lücken in der 
betrieblichen Berufsausbildung 
geschlossen werden können. Zur 
Förderung und Stabilisierung der 

Ausbildungsfähigkeit von Klein
und Mittelbetrieben - insbeson
dere von neuen Ausbildungsbe
trieben - müssen die Aktivitäten 
zum Aufbau eines Netzes überbe
trieblicher Ausbildungsstätten wei
ter vorangetrieben werden. Weite
re Schwerpunkte sind die Qualifi
zierung des Ausbildungspersonals 
und der Innovationstransfer. 

Um den betrieblichen Ausbildern 
in den neuen Ländern eine klare 
berufliche Perspektive zu geben 
und die Rechtssicherheit zu ge
währleisten, werden im BMBW ge
genwärtig Regelungen zur Inkraft
setzung der Ausbildereignungsver
ordnungen (AEVO) in den neuen 
Ländern erarbeitet. Dieses Anlie
gen wird durch ein starkes Interes
se der betrieblichen Ausbilder in 
den neuen Ländern an einer zu
sätzlichen Qualifizierung z. B. in 
den Bereichen Berufsbildungs
recht, neue Technologien, kauf
männische Ausbildung unterstützt. 

Dabei gehen wir davon aus, daß 
bereits erworbene berufs- und ar
beitspädagogische Kenntnisse an
erkannt werden sollten und unter 
bestimmten Voraussetzungen zur 
Befreiung des erforderlichen 
Nachweises führen . Weiterhin soll
ten großzügig angelegte Über
gangsfristen für den Erwerb dieser 
Kenntnisse vorgesehen werden. 
Wir sehen in der Übertragung der 
AEVO auf die neuen Länder auch 
einen Beitrag, die beruflichen Ent
wicklungschancen der Ausbilder 
zu verbessern. 

Zudem wird deutlich, daß sich die 
Situation im Berufsschulwesen der ' 
neuen Länder noch nicht entspannt 
hat und die Modernisierung der 
Berufsschulen, ohne die eine zu
kunftsorientierte Berufsausbildung 
der Jugend nicht möglich ist, zu 
langsam vorankommt. Die Situation 
in den Berufsschulen ist trotz der 
Mittel zur Verbesserung der kom
munalen Infrastruktur in Höhe von 
fünf Mrd. DM immer noch ernst. 

Insbesondere die Länder müssen 
eine am Standard der anerkannten 
Ausbildungsberufe orientierte 
Ausstattung der Berufsschulen si-
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cherstellen. Es besteht dringender 
Handlungsbedarf, die Berufsschu
le zu einem gleichwertigen Partner 
in der dualen Ausbildung zu ent
wickeln. 

Es ist deshalb zu erwarten, daß die 
Situation auf dem Ausbildungsstel
lenmarkt in den neuen Ländern 
auch 1992 angespannt bleiben 
wird. Die damit verbundene Aufga
benstellung erfordert von allen an 
der Berufsbildung Beteiligten er
neut hohe Anstrengungen. 

2. Anforderungen an die 
berufliche Weiterbildung 
in den neuen Ländern 

Weiterbildungsbedarf 
Die berufliche Weiterbildung ist 
insbesondere in den neuen Län
dern e in Schlüsselbereich für die 
Bewältigung der wirtschafts-, be
schäftigungs-, arbeitsmarkt- und 
sozialpolitischen Herausforderun
gen. 

Nach vorsichtigen Schätzungen ist 
bei einem Vergleich der Beschäfti
gungsstrukturen zwischen der al
ten Bundesrepublik und den neu
en Ländern davon auszugehen, 
daß weit mehr als drei Mio. Er
werbspersonen sich kurz- und mit
telfristig beruflich neu orientieren 
müssen. Dies bedeutet Weiterqua
lifizierung oder auch vollständige 
Neuausbildung in einer gewaltigen 
Größenordnung. 

Neues Wissen und Können sind er
forderlich, weil sich die Berufs
strukturen in den neuen Ländern 
rasch verändern werden. Ähnlich 
wie in den alten Ländern wird etwa 
der gesamte Dienstleistungsbe
reich stark expandieren, Tä,tigkei
ten im landwirtschaftlichen Be
reich, aber auch in der industriel
len Produktion, werden dagegen 
relativ zurückgehen. 

Die individuellen Voraussetzun
gen, diese Weiterbildungsaufgabe 
zu erfüllen, sind in den neuen Län
dern gut, denn die Weiterbildungs
motivation der Bürger ist insgesamt 
ausgeprägt. 
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Probleme und Maßnahmen 
zur Förderung der beruflichen 
Weiterbildung 
Was in den neuen Ländern fehlt, ist 
eine auf diese "Weiterbildungsaus
nahmesituation' ' zugeschnittene 
Weiterbildungsträgerstruktur und 
Weiterbildungsberatungsstruktur. 
Denn die Beratungsinstitutionen 
wie Kammern, Arbeitsverwaltung 
oder Kommunen können diese 
Funktion noch nicht voll überneh
men. Hier müssen Hilfen ansetzen, 
um e in plurales Weiterbildungs
netz aufzubauen . 

Die berufliche Weiterbildungs
struktur ist maßgeblich durch das 
Arbeitsförderungsgesetz geprägt, 
das auch in den neuen Ländern 
gilt. Mit den verfügbaren Mitteln 
für das AFG von rund 6, 7 Mrd. DM 
für die neuen Länder können bei 
optimistischer Schätzung im Jahr 
Umschulungen und Nachqualifizie
rungen bis zu 800 000 Personen 
finanziert werden; von Januar bis 
Ende Juli 1991 sind bereits 458 500 
Förderungsfälle von der Bundesan
stalt registriert worden; der Anteil 
der Einführungsmaßnahmen nach 
§ 41 a AFG ist dabei recht hoch. 

Dies macht auch die Diskrepanz 
zwischen Umschulungsbedarf für 
drei Mio. Erwerbspersonen und 
den Möglichkeiten der AFG-ge
stützten Fort- und Umschulungs
möglichkeiten deutlich. 

Der große Weiterbildungsbedarf 
kann auch nicht allein durch Wei
terbildungsexporte aus den alten 
in die neuen Länder abgedeckt 
werden. Es ist zu begrüßen, daß 
sich so viele westdeutsche Weiter
bildungsträger in den neuen Län
dern engagieren. Aber angesichts 
teilweiser Übernachfrage bleibt es 
nicht aus, und die Klagen mehren 
sich, daß die Qualität der Weiter
bildungsangebotenicht immer aus
reichend ist. Hier wäre es gut, 
wenn sich eine freiwillige Selbst
kontrolle entwickeln würde, um ge
rade in der Zeit des Übergangs 
nicht zu viele Enttäuschungen ent
stehen zu lassen. 

Angesichts dieser Gesamtlage 
muß noch stärker in das Bewußt-

sein gehoben werden, daß der Be
trieb eine entscheidende Weiter
bildungsfunktion hat. 

Die vielen Aktivitäten zum Aufbau 
eines pluralen, differenzierten 
Weiterbildungsangebots in den 
neuen Ländern dürfen nicht dar
über hinwegtäuschen, daß wir 
noch eine geraume Zeit Über
gangsmaßnahmen benötigen wer
den. Diese Übergangsstrategien 
beziehen sich sowohl auf improvi
sierte Kapazitäten, auf neue metho
disch-didaktische Ansätze wie vor 
allem auch auf Weiterbildungs-Be
ratungsaufgaben. 

Im Zentrum der Weiterbildungspo
litik des BMBW steht deshalb die 
Förderung von Projekten, die mo
dellhaften Charakter haben und ei
nen Beitrag zur qualitativen Ver
besserung der beruflichen Weiter
bildung - etwa auch im Rahmen 
der AFG-geförderten Weiterbil
dung - leisten können: 
- Förderung von Modellen zur 

Verbesserung der beruflichen 
Weiterbildungsberatung, 

- Entwicklung von Qualifizie
rungsmaßnahmen für in der be
ruflichen Weiterbildung Tätige 
(Multiplikatorenprogramme), 

- Entwicklung von "Brücken-Cur
ricula'' zwischen beruflichen 
Abschlüssen in der ehemaligen 
DDR und Abschlüssen in den al
ten Bundesländern in ausge
wählten Berufsfeldern, 

- wissenschaftliche Analysen des 
notwendigen U mqualifizierungs
prozesses und daraus abzulei
tende Prozeß- und Maßnahme
Beratung, 

- Aktivitäten zur Aktivierung der 
Weiterbildungsmotivation, ms
besondere auch der Betriebe, 

- Innovationstransferprüfung und 
Innovationsberatung bei Maß
nahmen der beruflichen Weiter
bildung. 

Erfahrungen bei der Gestaltung 
der beruflichen Weiterbildung 
Erste Erfahrungen mit Projekten in 
den neuen Ländern machen deut
lich, daß Modellprojekte in der be
ruflichen Weiterbildung häufig nur 
dann erfolgversprechend sind, 
wenn sie in enger Kooperation zwi-
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sehen Vorhaben in den alten und 
neuen Ländern durchgeführt wer
den. Nur dann ist ein Mindestmaß 
an Verständnisvermittlung möglich. 

Eine andere Erfahrung besteht 
darin, daß curriculare Entwicklun
gen in den alten Ländern häufig 
nicht unmittelbar und unverändert 
auf die neuen Länder übertragen 
werden können. Vielmehr sind 
Transferbedingungen zu prüfen 
und Brückenkurse zu entwickeln. 
Denn es bestehen in den neuen 
Ländern nicht generelle, sondern 
vielmehr sehr spezifische Qualifi
kationsdefizite. Insofern sind im 
größeren Umfang curriculare 
Übergangshilfen erforderlich, die 
eine Angleichung der Qualifika
tionsstrukturen bewirken. 

3. Schlußbemerkungen 

Die Aufgabe, vor der die ostdeut
sche Wirtschaft und ihre westdeut
schen Partner stehen, ist schwierig. 
Wir benötigen in den neuen Län
dern rasch eine wirtschaftliche Ge
sundung und qualifizierte, einsatz
bereite Fach- und Führungskräfte. 
Wir haben für diese Herausforde
rungen die Weichen gestellt. Das 
sind wichtige Grundlagen für die 
Bewältigung der Probleme in den 
kommenden Jahren. 

IM BLICKPUNKT 

Bundesinstitut iür Berufsbildung 

Edith Fischer: 

Genealogie der Ausbildungsberufe 
Zur Entwicklung der Ausbildungsberufe in Deutschland 
von 1926-1990 

1990, 63 Seiten, 12,- DM 
ISBN 3-88555-416-X 

In den letzten 30 Jahren sind für die Ausbildungsberufe neue 
oder überarbeitete Ausbildungsordnungen erarbeitet worden. 
Das Bundesinstitut für Berufsbildung dokumentiert entspre
chend seiner Verpflichtung durch das Berufsbildungsförde
rungsgesetz im "Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsberu
fe" Aufhebung, Neuerlaß und Änderungen von Ausbildungs
ordnungen im dualen System der Berufsausbildung seit 1969. 
Ihm ist zu entnehmen, welche Ausbildungsberufe neu geordnet 
oder neu entstanden sind bzw. aufgehoben wurden oder aber 
in einem der neu geordneten Ausbildungsberufe aufgegangen 
sind. 

Die Monographie "Genealogie der Ausbildungsberufe" geht 
darüber hinaus. Das in ihrerfaßte Kaleidoskop von Berufen ruft 
gesellschaftliche Arbeits- und Tätigkeitsfelder und mit ihnen 
Bezugs- und Kristallisationspunkte beruflicher Identität ins Be
wußtsein, deren Wandlungen sich innerhalb unseres Jahrhun
derts vollzogen haben. Sie führt alle seit 1926, der ersten syste
matischen Erfassung und Auflistung auch der industriellen 
Lehr- und Anlernberufe, verwendeten Berufsbezeichnungen al
phabetisch auf, stellt sie zugleich in den Kontext der jeweiligen 
Berufsbezeichnungs-Entwicklung und gibt jeweils die Erlaß
bzw. Aufhebungsdaten an . 

So kann die Veröffentlichung in ihrer komprimierten Form, die 
verstreute Daten erstmals zusammenfaßt, als Nachschlagewerk 
und zugleich als Dokumentation der historischen Entwicklung 
des gegenwärtigen Systems der Ausbildungsberufe verstanden 
werden. 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim Bundesinstitut für Berufs- bb• b 
bildung- K 3/Veröffentlichungswesen- Fehrbelliner Platz 3-
W-1000 Berlin 31 - Tel.: (0 30) 86 83-5 20 / 5 16, Fax: (0 30) 86 83-4 55. 
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Schritte auf einem langen Weg 
Kassandra hat nicht Recht behalten: Mit Beginn des neuen Ausbildungsjahres haben offenbar fast alle Jugendli
chen in den neuen Bundesländern einen Ausbildungsplatz. Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat in sei
ner Sitzung Mitte September im Bundesinstitut für Berufsbildung in Berlin die Bemühungen des Instituts gewürdigt, 
zu diesem Ergebnis beizutragen. Ob dieWarnerund Mahner für ihre düsteren Prognos'en vom Frühjahr Schelte 
verdienen, mag aus Parteiensicht unterschiedlich beantwortet werden. Richtig bleibt jedoch, daß sich ohne frühzei
tige Signale weder Politik noch Wirtschaft ausreichend bewegt hätten. 

Hinter dem Augenblickserfolg einer zahlenmäßig ausreichenden Versorgung mit Ausbildungsplätzen dürfen je
doch die strukturellen Probleme des Zusammenwachsens der beiden Ausbildungssysteme in Ost und West nicht 
verborgen bleiben. Ein Drittel eines Jahrgangs wird in den neuen Ländern zunächst in außerbetrieblichen Einrich
tungen ausgebildet. Dies ist jedenfalls kein Ersatz für die viel beschworene Ausbildung im dualen System. Es han
delt sich vielmehr um einen Modellversuch von einer Größenordnung, wie ihn die alte Bundesrepublik nie erlebt 
hat. Dabei ist es nicht ganz unproblematisch, wenn die Kammern als zuständige Stellen nach dem Berufsbildungs
gesetz gleichzeitig Träger der Ausbildung sind. Und die Frage, ob sich die notwendige Ausbildungsbereitschaft 
bei den Arbeitgebern in den neuen Ländern entwickeln läßt, wenn die Bundesanstalt für Arbeit ihnen beträchtli
che Ausbildungskosten vom Hals hält, ist noch nicht beantwortet. Da könnte ein Gewöhnungseffekt eintreten. 

Beim Zusammenwachsen zweier Ausbildungssysteme geht es nicht nur darum, alles über den Leisten des sicher 
auch reformbedürftigen Berufsbildungssystems der bisherigen Bundesrepublik zu schlagen. Ich rate deshalb da
zu, mindestens in drei Bereichen Erfahrungen aus der alten DDR ohne ideologische Scheuklappen auf denkbare 
Reformimpulse hin zu prüfen: im Bereich der schulischen Berufsvorbereitung, bei der Doppelqualifizierung in der 
Sekundarstufe II und beim höheren Anteil von jungen Frauen in gewerblich-technischen Berufen. Leider sind die 
Möglichkeiten für das Bundesinstitut für Berufsbildung in allen diesen Bereichen verfassungsrechtlich begrenzt. 
Ich fürchte, daß die Kultusministerkonferenz diese Aufarbeitung des DDR-Erbes nicht leisten wird. 

Zur Struktur des Bildungssystems in den neuen Ländern gehört auch die andere Qualität und Verteilung der im 
dualen System gewohnten Lernorte. Es ist keine leichte Aufgabe, über die außerbetriebliche Nutzung von Werkstät
ten der ehemaligen Kombinate in den nächsten Jahren hinaus ein langfristig effektives Netz von überbetrieblichen 
Ausbildungsstätten zu entwickeln. Dabei muß gle ichzeitig ein Stück zukünftige Entwicklung der regionalen Wirt
schaftsstrukturen vorweggenommen werden. Alle Bemühungen, überbetriebliche Ausbildungsstätten gerade 
auch dafür nutzbar zu machen, verdienen die volle Unterstützung der Politik. Substanz und Ausstattung der Berufs
schulen sind schlecht. Dies bestätigt d ie Forderung der SPD, mit einem Sonderprogramm des Bundes den neuen 
Ländern bei der Modernisierung der Berufsschulen gezielt unter die Arme zu greifen. Die Kommunen haben bis
her offenbar d ie vielfältigen Zuwendungsprogramme des Bundes nicht dafür genutzt. 

Das Problem der Verbesserung der Qualität der beruflichen Bildung, das auch im Westen immer neu auf dem 
Tisch liegt, ist mit der Lehrstellenbilanz vom Herbst dieses Jahres noch lange nicht gelöst. Das betrifft sowohl die 
Fortbildung der Ausbilder und Ausbilderinnen, die Qualität der Aufsicht durch die Kammern, die Schwierigkeit, 
Berufsbildungsausschüsse und Prüfungsausschüsse zu besetzen, als auch die Diskrepanzen zwischen Ausbil
dungsstellenangebot und Arbeitsmarkt. Gerade in den Berufen, die in den neuen Ländern Mangelware sind, wer
den die wenigsten Ausbildungsplätze angeboten. Die Bilanz vom Herbst ist ein erster Schritt auf einem langen Weg. 
Zum Jubeln gibt sie keinen Anlaß. 

Über der Entspannung auf dem Ausbildungsstellenmarkt dürfen die erheblichen Proble me der Weiterbildung 
nicht übersehen werden. Hier gibt es viele Anbieter, die unter dem Beifall der Arbeitsämter eine schnelle Mark 
machen, damit die Statistik rosiger aussieht. Es fehlt an Bedarfsermittlung, an Qualitätssicherung, an Information 
und Beratung, an Weiterbildung der Lehrkräfte, an besonderem Lehrmaterial, an Managern für Qualifizierungs
und Beschäftigungsgesellschaften. Der Einsatz von Prüfergruppen in den Arbeitsämtern wird jedoch nur wenig zur 
Qualitätsverbesserung beitragen. Da wäre es schon besser, wenn Nürnberg und das Bundesinstitut mit Hilfe von 
Trägern Bausteine für die Weiterbildung entwickelten, die auch bei der Auftragsvergabe an neue Träger verbind
lich gemacht werden. 

Das Zusammenwachsen der Berufsbildungssysteme ist nur ein Teil des Prozesses zur sozialen und kulturellen Ein
heit im vereinigten Deutschland. Weil es hier jedoch um d ie Entfaltungs- und Lebenschancen von Millionen Men
schen geht, ist die Bedeutung dieses Teils des Einigungsprozesses nicht zu unterschätzen. Die Politik sollte sich des
sen bei allen bevorstehenden Sparrunden immer bewußt sein. Die Bildungspolitiker und Bildungspolitikerinnen 
sind jedenfalls im Bundesinstitut aufs Neue dafür sensibilisiert worden. 

Eckart Kuhlwein 
MdB 
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Ausbildung: 

Ausbildung von Industriekaufleuten 
Erfahrungen bei der Umsetzung neuer Ausbildungsordnungen 
in den Berufsschulen 

Ulrich Wilde 

Mit diesem Beitrag sollen Probleme der Umstellung der kaufmännischen Berufsausbildung 
auf die Anforderungen des Berufsbildungsgesetzes sowie erste Erfahrungen bei der Umset
zung neuer Ausbildungsordnungen einschließlich der Akzeptanz der neuen Ausbildungs
möglichkeiten unter den Berufsschülern am Beispiel einer Berufsschule dargestellt werden. 

Die Kommunale Berufsschule 2 Potsdam war und ist traditionell die größte Ausbildungsstätte 
für kaufmännische Berufe im Territorium des Landes Brandenburg. Sie entstand aus der 
Kaufmännischen Berufsschule Potsdam-Babelsberg, in der bis in die ?Oer fahre die Berufe 
Industrie-, Bank- und Großhandelskaufmann sowie Facharbeiter für Schreibtechnik und 
Facharbeiter für Datenverarbeitung ausgebildet wurden. Auch nach der Einführung der 
,.Grundberufe" im Jahr 1971 und der späteren Umwandlung in die Kommunale Berufsschule 2 
bestimmte die kaufmännische Berufsausbildung mit den Berufen Wirtschaftskaufmann in 
drei Spezialisierungsrichtungen Finanzkaufmann und Facharbeiter für Datenverarbeitung 
das Ausbildungsprofil der Schule. Auf der Grundlage dieses Profils sowie mit der gegebe
nen Fachkompetenz (Stamm von Lehrern mit wirtschaftswissenschaftlicher Ausbildung) soll 
die Schule nach den Vorgaben des Ersten Schulreformgesetzes für das Land Brandenburg 
das Kernstück eines neu zu errichtenden Oberstufenzentrums Wirtschaft und Verwaltung 
Potsdam bilden. Damit sollen in Zukunft alle kaufmännischen und Verwaltungsberufe sowie 
die Fachausbildung in diesen Bereichen unter dem Dach des Oberstufenzentrums II zusam
mengeführt werden. 

Dr. Ulrich Wilde 
Diplom-Handelslehrer, Kommissarischer Leiter 
des Oberstufenzentrums li Potsdam für Wirtschaft 
und Verwaltung. 

Auswirkungen auf 
die Unterrichtsgestaltung 

Mit Beginn des Schuljahres 
1990/91 unterrichten wir in allen 
kaufmännischen Ausbildungsberu
fen, die an unserer Schule ausge
bildet werden, nach den Rahmen
lehrplänen der von der Kultusmini
sterkonferenz beschlossenen Aus
bildungsordnungen. Vor welche 
Probleme stellte und stellt uns die 
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Umsetzung der Rahmenlehrpläne 
dieser Ausbildungsordnungen m 
unserem Unterricht? 

Eine Grobanalyse des Fächerka
nons der berufsbezogenen Unter
richtsfächer im Ausbildungsberuf 
Industriekaufmann I Industriekauf
frau läßt vermeintliche Überein
stimmungen mit den Fächern Be
triebsökonomik (Industrie), Politi
sche Ökonomie und Rechnungs
führung und Statistik (Industrie) bei 
der bisherigen Ausbildung von 
Wirtschaftskaufleuten der Speziali
sierungsrichtung Industrie erken
nen. Untersucht man jedoch die In
halte der einzelnen Lernabschnitte 
präziser, so zeigt sich, daß sie in 
vielen Fällen völlig divergieren 
und insofern ein totales Umdenken 
von Lehrenden und Auszubilden
den erfordern. 
Der Umfang dieses Umdenkens so
wie der neu zu vermittelnden 
Kenntnisinhalte zeigt sich in beson
ders krasser Form in den jetzigen 
zweiten Lehrjahren. Sie verfügen 
aufgrund ihrer Ausbildung als 
Wirtschaftskaufmann 1m ersten 
Lehrjahr zwar über ein bestimmtes 
ökonomisches Grundverständnis 
und entsprechende Elementar
kenntnisse, aber die Verknüpfung 

dieses Wissens und dieser Fähig
keiten mit den teilweise neuen In
halten bereitet große Schwierigkei
ten und setzt die Lehrenden unter 
"Zeitdruck''. 

Am ausgeprägtesten sind die in
haltlichen Unterschiede zwischen 
dem Fach "Allgemeine Wirt
schaftslehre'' und dem ehemaligen 
Fach "Politische Ökonomie". Wäh
rend das frühere Unterrichtsfach 
"Politische Ökonomie" ein vollstän
dig politisch-ideologisch determi
niertes ökonomisches Denken ver
mittelte, das zwar Kategorien der 
Marktwirtschaft enthielt, diese 
aber im allgemeinen entstellt und 
einseitig darstellte, umfaßt der 
Lehrplan für das Unterrichtsfach 
"Allgemeine Wirtschaftslehre" in 
großem Umfang vorher gar nicht 
behandelte Inhalte. Als Beispiele 
se1en hier die Lernabschnitte 
, ,Rechtliche Rahmenbedingungen 
des Wirtschaftens' ', "Rechtliche 
und soziale Rahmenbedingungen 
der menschlichen Arbeit im Be
trieb", "Markt und Preis" sowie 
"Steuern" und "Grundzüge der 
Wirtschaftspolitik der sozialen 
Marktwirtschaft' ' genannt. 

Der Unterricht im Fach "Allgemei
ne Wirtschaftslehre'' wird an unse
rer Schule ausschließlich von wirt
schaftsberuflich ausgebildeten 
Fachlehrern erteilt. die sich über 
das Weiterbildungsprogramm der 
Senatsverwaltung Berlin für Schule, 
Berufsbildung und Sport und des 
Bankverbandes, über Fortbildungs
programme des Verbandes der 
Lehrer an Wirtschaftsschulen so
wie über ein vom Land Nordrhein
Westfalen organisiertes Fortbil
dungsprogramm den notwendigen 
unterrichtlichen Vorlauf verschaff
ten. 

Auch im Unterrichtsfach "Indu
striebetriebslehre'' sind die inhalt
lichen Unterschiede zum ehemali
gen Fach "Betriebsökonomik (In
dustrie)'' gravierend. Sie treten 
ganz besonders in den Lernab
schnitten Materialwirtschaft ein
schließlich Kaufvertragsabschluß, 
Lagerhaltung, Güter- und Nach
richtenverkehr, Absatzwirtschaft 
einschließlich Marketing sow1e 
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Zahlungsverkehr und Finanzierung 
der Unternehmen in Erscheinung. 
Insgesamt dürfte das von unseren 
ausgebildeten und berufserfahre
nen Diplom-Handelslehrern bzw. 
Diplom-Ökonompädagogen .,ein
gebrachte'' Grundwissen aus dem 
bisherigen Unterrichtsfach etwa 50 
Prozent der neuen Inhalte ausma
chen. Hier bedarf es also neben 
der ständigen und systematischen 
Fortbildung auch des Kontakts zu 
den Ausbildungsbetrieben bzw. 
der Organisierung direkter Be
triebspraktika für die Fachlehrer. 

Etwas günstiger zeigt sich aus un
serer Sicht die Lage im Unterrichts
fach .,Rechnungswesen/Buchfüh
rung''. Hier kann bei einem wirt
schaftsberuflich ausgebildeten 
Fachlehrer vorausgesetzt werden, 
daß er das System der Doppik be
herrscht, daß er relativ gute 
Grundkenntnisse über Buchungen 
in der Material- und Personalwirt
schaft, im Anlagenbereich sowie in 
der Kosten- und Leistungsrech
nung einschließlich der betriebs
wirtschaftlichen Auswertung von 
Daten des Rechnungswesens be
sitzt. Trotz dieser Voraussetzungen 
stellt die quantitative und qualitati
ve Erfüllung der neuen Lehrplan
ziele an jeden Fachlehrer sehr ho
he Anforderungen. Sie liegen ei
nerseits wegen der teilweisen stoff
lichen .,Überfrachtung" des Lehr
planes im Stoff-Zeit-Problem (feh
lende Zeit zur Übung und Vertie
fung der sehr umfangreichen und 
spezifischen Buchungen) und an
dererseits in der Fülle neuer In
halte. 
Diese neuen Stoffinhalte korre
spondieren teilweise sehr stark mit 
Lernabschnitten der .,Industriebe
triebslehre'', so daß Fragen des 
stofflichen Vor- oder Nachlaufs 
bzw. der optimalen Koordinierung 
großen Einfluß auf die Behandlung 
eines bestimmten Themas im Fach 
,,Rechnungswesen/ Buchführung'' 
haben. Als Beispiel seien hier das 
Buchen von Preisnachlässen und 
Skonti im Ein- und Verkaufsbe
reich, Buchungen bei der Zahlung 
mit Wechsel sowie die Sammelbu
chungen der Lohn- und Gehalts
abrechnung genannt. Hier können 
durch eine gute inhaltliche Abstim-

lO 
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mung mit dem Unterrichtsfach .,In
dustriebetriebslehre'' wesentliche 
Zeitreserven zur Übung und Vertie
fung des Lehrstoffes erschlossen 
werden. 

Vor schwierige Probleme wird der 
Lehrende innerhalb des gesamten 
Rechnungswesen-Lehrstoffes je
weils bei der Vermittlung der 
handels- und steuerrechtliehen 
Rahmenbedingungen der Buchfüh
rung gestellt. Hier kann im Regel
fall nicht auf entsprechendes Vor
wissen zurückgegriffen werden, 
und es bedarf einer sehr gründli
chen, systematischen Weiterbil
dung im Handels-, Steuer- und Be
wertungsrecht. 

Wesentlich günstigere Bedingun
gen bieten sich für den Lehrenden 
bei der Behandlung der Kosten
und Leistungsrechnung. Man kann 
davon ausgehen, daß der wirt
schaftsberuflich ausgebildete 
Fachlehrer mit den Grundtechni
ken des Kostennachweises, der Ko
stenverteilung und ihrer anschlie
ßenden Kalkulation im allgemei
nen vertraut ist. Er kann sich i. d . R. 
auf fundiertes Vorwissen sowohl in 
der tabellarischen (BAB I und II) als 
auch in der buchhalterischen Ko
stenerfassung und -Verrechnung 
stützen und kennt auch die Kalkula
tionsverfahren in ihrer differenzier
ten Anwendung. 

Gänzlich neue Stoffinhalte und Be
trachtungsweisen enthalten die 
Lernabschnitte .,Sachliche Ab
grenzung zwischen Geschäfts
buchführung und Kosten- und Lei
stungsrechnung'', die kalkulatori
schen Kosten sowie die Deckungs
beitragsrechnung. Hier bieten al
lerdings die im Angebot befindli
chen Lehrbücher und Arbeitshefte 
eine Fülle methodisch gut durch
dachter Einführungs- und Übungs
beispiele, die die Stoffvermittlung 
und -aneignung wesentlich erleich
tern. 

Die Integration des Lernabschnit
tes .,Datenverarbeitung" in das Un
terrichtsfach .,Rechnungswesen/ 
Buchführung'', wie sie der Rahmen
lehrplan vorsieht, erscheint zwar 
logisch und verständlich. Sie stellt 

aber, inhaltlich betrachtet, eher ein 
.,Anhängsel" dar, das sich auf
grund semer abstrakt-theoreti
schen Inhalte nur schwer mit dem 
eigentlichen Lehrstoff verknüpft. 

Wir haben in der Ausbildung von 
Industriekaufleuten die Lerninhal
te der .,Datenverarbeitung" dem 
eigenständigen Unterrichtsfach 
, ,Informationsverarbeitung'' (An
lehnung an das Berliner Modell) 
zugeordnet. In diesem Fach wird 
neben den im Rahmenlehrplan be
schriebenen Inhalten auch die 
praktische Arbeit mit kaufmänni
scher Software am Personal-Com
puter realisiert. Diese systemati
sche Heranführung der Auszubil
denden an die Arbeit mit Compu
tern ist u. E. unter den Ausbil
dungsbedingungen der neuen 
Bundesländer besonders notwen
dig und bedeutungsvoll, da ja die 
betriebliche Praxis teilweise kei
nen Vorlauf in der Arbeit am Perso
nal-Computer schaffen kann. 

Bei der Umsetzung der Lehrplan
vorlagen für die Fächer des Allge
meinen Lernbereiches entschie
den wir uns für das Unterrichtsfach 
.,Deutsch (berufsbezogen)" anstel
le von ,,Englisch''. Wir trugen damit 
dem Umstand Rechnung, daß auf 
der einen Seite nicht genügend 
ausgebildete Englischlehrer ver
fügbar waren und daß auf der an
deren Seite der sehr differenzierte 
Stand der Englisch-Vorkenntnisse 
bei den Auszubildenden das unter
richtliche Vorgehen sehr kompli
ziert hätte (Klassenteilung bzw. 
Gruppenbildung). Im Rahmen des 
im zweiten Lehrjahr erteilten be
rufsbezogenen Deutschunterrichts 
wurden zusätzliche Übungen im 
kaufmännischen Schriftver kehr 
durchgeführt. 

Veränderte Qualifizierungs
bedingungen für die Berufs
schullehrer 

Im Anschluß an erste Erfahrungen 
bei der konkreten Umsetzung neu
er Lehrpläne einen Blick auf Fra
gen, die mit den veränderten Qua
lifizierungsbedingungeil sowie der 
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zunehmenden Breite des Berufsfel
des Wirtschaft und Verwaltung in 
den neuen Bundesländern in Zu
sammenhang stehen. 

Die früher zum Teil im Fach "Politi
sche Ökonomie'' eingesetzten Leh
rer mit der Studienrichtung Staats
bürgerkunde I Gesellschaftswis
senschaft können aufgrund der 
eindeutig wirtschaftsberuflich ge
prägten Unterrichtsinhalte im Fach 
"Allgemeine Wirtschaftslehre" in 
aller Regel nicht eingesetzt wer
den. Um das Unterrichtsfach "All
gemeine Wirtschaftslehre'' mög
lichst , ,berufsorientiert'' unterrich
ten zu können, müssen sich in grö
ßeren kaufmännischen Berufsschu
len, z. B. zukünftigen Oberstufen
zentren, die Fachlehrer außerdem 
auf bestimmte Berufe spezialisie
ren, wie Bankkaufmann / Bankkauf
frau, Industriekaufmann/Industrie
kauffrau, Kaufmann/Kauffrau im 
Groß- und Außenhandel. Dieser 
Prozeß vollzieht sich am künftigen 
Oberstufenzentrum Wirtschaft und 
Verwaltung Potsdam einerseits 
durch die Eingliederung der Leh
rer in entsprechende Abteilungen 
und andererseits durch die Zusam
menarbeit aller Lehrer dieses Un
terrichtsfaches in einem Fachlei
tungsbereich. Bei einigen Berufen, 
z. B. beim Bankkaufmann / Bank
kauffrau und Versicherungskauf
mann / Versicherungskauffrau, stim
men die Inhalte des Faches "All
gemeine Wirtschaftslehre" so weit
gehend überein, daß der Einsatz 
eines Fachlehrers in beiden Beru
fen ohne weiteres möglich ist. 

Mit Blick auf die Anforderungen 
der !HK-Prüfungen, die in Potsdam 
in diesem Jahr in programmierter 
Form erfolgten, erscheint es außer
dem notwendig, die Fächer "Allge
meine Wirtschaftslehre" und "So
zialkunde'' (Politische Bildung, Ge
sellschaftskunde) vom gleichen 
wirtschaftsberuflich ausgebildeten 
Fachlehrer unterrichten zu lassen, 
da sie in den Kammerprüfungen 
grundsätzlich eine "Prüfungsein
heit'' bilden. 

Die Umsetzung von Rahmenlehr
plänen aus den Ausbildungsver
ordnungen völlig neu einzuführen-
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der kaufmännischer und Verwal
tungsberufe stellt uns vor wesent
lich schwierigere Probleme. Typi
sche Beispiele für unsere Schule 
stellen hier die Berufe Sozialversi
cherungsfachangestellte(r), Ver
waltungsfachangestellte(r), Rechts
anwalts- und Notargehilfe I -gehilfin 
oder Fachgehilfe I -gehilfin in steuer
und wirtschaftsberatenden Beru
fen dar. In diesen Berufen erfolgte 
in der ehemaligen DDR teilweise 
seit Jahrzehnten keine Berufsaus
bildung mehr, so daß eine völlige 
Neuorientierung notwendig ist. 

Die schulische Ausbildung obliegt 
grundsätzlich wirtschaftsberuflich 
ausgebildeten Diplom-Handelsleh
rern bzw. Diplom-Ökonompädago
gen. Sie können sich in Unterrichts
fächer wie "Wirtschaftslehre", 
"Buchführung I Rechnungswesen", 
"Maschinenschreiben" oder "Wirt
schaftsrechnen / -mathematik'' die
ser Berufe relativ schnell einarbei
ten, sind aber ohne spezifische 
Weiterbildung im allgemeinen 
nicht in der Lage, ganz berufstypi
sche Spezialfächer zu unterrichten. 
Zu solchen Fächern gehören z. B. 
, ,Sozialversicherungskunde'' und 
"Rechtskunde" bei Sozialversiche
rungsfachangestellten, , ,Verwal
tungskunde' ', "Verwaltungsübun
gen'' bei Verwaltungsfachange
stellten oder , ,Verfahrens- und Ko
stenrecht'' bei Rechtsanwalts- und 
Notargehilfen bzw. "Steuerlehre" 
bei Fachgehilfen in steuer- und 
wirtschaftsberatenden Berufen. 

Zur unterrichtlichen Vermittlung 
der Lerninhalte dieser Unterrichts
fächer ab dem Schuljahr 1991 I 92 
werden wirtschaftsberuflich aus
gebildete Fachlehrer unserer 
Schule sowohl über langfristige 
Fort- und Weiterbildungslehrgän
ge (z. B. wird die Fortbildung für 
Lehrer in den Ausbildungsberufen 
Sozialversicherungsfachangestell
te und Fachangestellte für Arbeits
förderung in vorbildlicher Weise 
für alle neuen Bundesländer am 
Oberstufenzentrum Bürowirtschaft, 
Sozialversicherung und Verwal
tung organisiert) als auch über 
Hospitations- und Betriebspraktika 
befähigt. Wegen der Vielfalt und 
der Spezifik solcher Unterrichtsfä-

FACHBEITRÄGE 

eher wird es allerdings auch un
vermeidlich sein, in der Anfangs
zeit der Ausbildung auch bewährte 
Praktiker aus Verwaltungsbehör
den, Anwaltskanzleien oder Steuer
beratungsbüros für die Erteilung 
von Fachunterricht an der Berufs
schule zu gewinnen. 

Es zeichnet sich demzufolge ab, 
daß sich für kaufmännische Berufe 
des Dienstleistungsbereiches so
wie für Verwaltungsberufe in den 
nächsten Jahren ein sehr großer 
Fort- und Weiterbildungsbedarf für 
die dort eingesetzten bzw. neu ein
zusetzenden Fachlehrer ergibt, 
dem im Interesse einer fachlich 
fundierten Ausbildung in den neu
en Berufen unbedingt Rechnung zu 
tragen ist. 

Zur Akzeptanz der neuen 
Ausbildungsmöglichkeiten 
unter den Berufsschülern 

Die neuen Ausbildungsmöglichkei
ten und beruflichen Entwicklungs
chancen, insbesondere im Berufs
feld Wirtschaft und Verwaltung, 
sind sowohl von den Auszubilden
den des jetzigen zweiten Lehrjah
res (sie haben 1989 ihre Ausbil
dung im Beruf Wirtschaftskauf
mann begonnen) als auch von den 
im September 1990 zur Ausbildung 
in den neuen kaufmännischen Be
rufen eingestellten Auszubilden
den sehr schnell akzeptiert und 
wahrgenommen worden. 

Besonders die Lehrlinge des zwei
ten Lehrjahres erkennen im Ver
gleich zu ihrer früheren wirt
schaftsberuflichen Ausbildung die 
gravierenden Unterschiede in den 
Unterrichtsinhalten und in der Brei
te und Tiefgründigkeit des Lehr
stoffes. Alle Auszubildenden zei
gen im allgemeinen großes Inter
esse an den wirtschaftsberuflichen 
und den berufsübergreifenden 
Lehrplaninhalten und bemühen 
sich um intensive Mitarbeit im Un
terricht. Sie begreifen mehr und 
mehr, daß kaufmännische Berufe 
und Verwaltungsberufe in der So
zialen Marktwirtschaft ein wesent-
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lieh höheres Ansehen als in der 
Planwirtschaft der ehemaligen 
DDR genießen und daß sie ihnen 
hervorragende berufliche Ent
wicklungsmöglichkeiten bieten. 
Die Auszubildenden sind sich be
wußt, daß das Bestehen der Ab
schlußprüfung vor den zuständi
gen Kammern in ganz starkem Ma
ße von ihrem eigenen Engagement 
abhängt. Sie sind daran interes
siert, zusätzliche Aufgaben zur 
Übung und Vertiefung zu lösen so
wie in fakultativen Förderkursen 
ihr Wissen zu festigen . Der sehr 
starke Zuwachs an kaufmännisch 
Auszubildenden an unserer Schule 
hat eine andere schulische At
mosphäre geschaffen, die sich 
sehr positiv auf das Lernklima aus
wirkt. 

Neben der dualen Ausbildung in 
kaufmännischen und Verwaltungs
berufen, die an unserer Schule do
miniert, zeigen Jugendliche ohne 
Ausbildungsvertrag auch zuneh
mendes Interesse an vollzeitschuli
schen Bildungsgängen des Berufs
feldes Wirtschaft und Verwaltung, 
z. B. am Besuch der zweijährigen 
Fachoberschule zur Erlangung der 
Fachhochschulreife, an der Berufs
fachschule als Vorbereitung auf 
eine Berufsausbildung in einem an
spruchsvollen kaufmännischen Be
ruf oder am zukünftigen Besuch 
der gymnasialen Oberstufe im Be
rufsfeld Wirtschaft und Verwal
tung. 

Den größten Zustrom an Auszubil
denden haben wir in den Berufen 
Bankkaufmann/Bankkauffrau, Bü
rokaufmann/Bürokauffrau, Kauf
mann / Kauffrau im Einzelhandel, 
Kaufmann / Kauffrau im Groß- und 
Außenhandel sowie bei Rechtsan
waltsgehilfen/ -gehilfinnen, Fachge
hilfen I -gehilfinnen in steuer- und 
wirtschaftsberatenden Berufen, So
zialversicherungsfachangestellten 
und Verwaltungsfachangestellten 
zu verzeichnen. Besonders für die
se Berufe, die einen rasch wach
senden Bedarf an Auszubildenden 
haben, gilt es, die Schulabgänger 
der allgemeinbildenden Schulen 
zu interessieren und ihnen damit 
eine gute berufliche Zukunft zu si
chern. 
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Ausbildung: 

Kaufmännische Ausbildung in den neuen 
Bundesländern 
Erfahrungen bei der Umsetzung neuer Ausbildungsordnungen 
in die betriebliche Praxis 

Annette Schulz 

Die sich derzeit in den neuen Bundesländern vollziehende notwendige Umstrukturierung 
der Wirtschaft geht mit massenhaften Problemen einher, welche vor allem auch den kauf
männisch-verwaltenden Sektor berühren. Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, in der 
kaufmännischen Berufsausbildung so schnell wie möglich, sowohl inhaltlich als auch metho
disch, den veränderten Bedingungen Rechnung zu tragen. Bei der Umsetzung der neuen 
Ausbildungsordnungen in die betriebliche Praxis kristallisierten sich sehr schnell folgende 
Haupt-Problemfelder heraus: 
1. Finanzierung der betrieblichen Berufsausbildung 
2. Ausbildung der Ausbilder 
3. Praktische Ausbildungsinhalte 
4. Sicherstellung der Arbeits- und damit Ausbildungsplätze - bedarfsgerechte Ausbil-

dungsplanung und -Organisation 
S. Umgang mit modernen Informationsverarbeitungssystemen 

Im folgenden sollen einige Erfahrungen, die bei der Ausbildung in den Berufen Industrie
kaufmann I -frau, Datenverarbeitungskaufmann I-frau sowie Bürogehilfe I Bürogehilfin dies
bezüglich gesammelt wurden, dargestellt werden. 

Annette Schulz 
Diplom-Volkswirtin; kaufmännische Ausbildungs
leiterin Kabelwerk Oberspree GmbH. 

l. Finanzierung der betrieb
lichen Berufsbildung 

Die auftragsbedingte Liquiditätsla
ge des Unternehmens und die da
mit im Zusammenhang stehenden 
immensen Maßnahmen des Perso
nalabbaus gestalten sich für die 
Berufsausbildung als grundsätzli
cher Kampf um den Erhalt der Aus
bildungsstätte überhaupt. In der 
derzeitigen Situation stellt sich aus 
der Sicht des Unternehmens Be
rufsausbildung ausschließlich als 

Kostenfaktor dar und nicht als lang
fristige Personalpolitik. Ein Interes
se an Bildungsinvestitionen in Form 
von Erstausbildung ist nur sehr be
grenzt vorhanden, was sich vor al
lem auch auf die Entscheidungsbe
reitschaft zu verschiedenen Mög
lichkeiten und Varianten auswirkte, 
die seitens der Ausbildungsleitung 
an die Geschäftsführung herange
tragen wurden. Dabei wurde bei
spielsweise die Ausgliederung der 
Ausbildungsstätte aus dem Unter
nehmen genauso in Erwägung ge
zogen wie die Gründung einer 
Übungsfirma. Letztlich hat jedoch 
die Tatsache den Ausschlag gege
ben, daß gerade für die kaufmän
nische Ausbildung - auch unter 
komplizierten Bedingungen - das 
Vorhandensein realer betriebli
cher Funktionsbereiche die opti
malere Voraussetzung zur Ausbil
dung darstellt. Alle anderen Mo
delle können nur als Übergangslö
sungen aufgefaßt werden und sind 
darüber hinaus auch nur mit er
heblichem Aufwand zu realisieren. 
Unter diesem Blickwinkel hat sich 
unser Unternehmen entschlossen, 
auch in Verantwortung für das Ter
ritorium, weiterhin kaufmännische 
Lehrlinge auszubilden. Es gilt nun, 
Mittel und Wege zu finden, um die
se Ausbildung rasch auf einen mo-
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dernen Stand zu bringen, ohne da
bei die finanzielle Situation des U n
ternehmens außer acht zu lassen. 
Als eine gute Möglichkeit betrach
ten wir daher den Transfer von Mo
dellversuchen, die bereits erfolg
reich in westdeutschen Unterneh
men durchgeführt wurden und in
sofern auch darüber hinaus einen 
direkten Erfahrungsaustausch er
möglichen. Die vorliegenden Mo
dell Versuchsergebnisse beschrei
ben Strukturen, Arbeitsabläufe, di
daktische Entscheidungen, Sicht
weisen und Zusammenhänge der 
Ausbildung im Modellversuchsbe
trieb. Mit Blick auf die Übertra
gung von Modellversuchsergeb
nissen dienen diese dazu, eigene 
Sichtweisen möglicher Ausbildung 
im Betrieb zu ermitteln und in eine 
neue Weise der Ausbildung zu in
tegrieren. Dadurch können Ein
sichten in alternative Möglichkei
ten kaufmännischer Ausbildung 
gewonnen werden und Formen ei
gener didaktischer Entwicklungs
arbeit bei der Ausbildungsgestal
tung ermöglicht werden; d. h. am 
Übertragungsprodukt lernen und 
Erfahrungen nutzen für eigene 
konzeptionelle Überlegungen. Die
ses "Experimentieren" ist norma
lerweise aufwendig, kostspielig, 
riskant oder sogar unmöglich; im 
Modellversuch kann jedoch Aus
bildung erprobt und unterschiedli
che Ausbildungswege beschritten, 
aber auch revidiert werden. 

Die darüber hinaus bestehenden 
Möglichkeiten der finanziellen För
derung durch den Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft bie
ten vor allem den Unternehmen der 
neuen Bundesländer die Chance, 
neue Wege der Ausbildung auf ho
hem Niveau zu beschreiten. 

2. Ausbildung der Ausbilder 

Ein wesentliches Defizit bei der 
Umsetzung der Ausbildungsrah
menpläne stellte die Qualifikation 
der Ausbilder selbst - und zwar 
sowohl die fachliche als auch die 
methodisch-didaktische - dar. Be
troffen waren Ausbildungsbeauf
tragte ebenso wie hauptamtliche 
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Ausbilder. Letztere konnten jedoch 
ihren Nachholbedarf vor allem in 
bezug auf die fachliche Qualifika
tion schnellstmöglich und auf brei
ter Ebene mit Anpassungsqualifi
kationen decken. Eine wesentliche 
Rolle spielte dabei auch die Nut
zung aller Möglichkeiten des Er
fahrungsaustausches mit verschie
denen Ausbildungsbetrieben 
Westbeilins bzw. Westdeutsch
lands. Dabei konnten wir uns über 
die Ausbildungsorganisation so
wohl inhaltlich als auch methodisch 
vor Ort informieren und auch Aus
zubildende, Ausbildungsbeauf
tragte und Betriebsräte zu ver
schiedenen Problem- bzw. Frage
stellungen konsultieren. Die Er
gebnisse dieser Konsultationen fin
den zum einen Anwendung bei der 
konkreten Ausbildungsplanung, 
darüber hinaus jedoch auch bei 
Erfahrungsaustauschen mit Ausbil
dern anderer Ostberliner Betrie
be, wie z. B. ABB Bergmann Borsig, 
ELPRO AG, Berliner Transport 
GmbH. 

Insbesondere für die Fachausbil
der unseres Unternehmens be
steht die Möglichkeit, Weiterbil
dungsveranstaltungen zu verschie
denen Themenkreisen bei unter
schiedlichen Bildungsträgern (z. B. 
AEG, SIEMENS) wahrzunehmen. 
Einige dieser Lehrgänge sind von 
vornherein als Multiplikatorenlehr
gänge angelegt, d. h., es steht be
reits vorher im Unternehmen fest, 
an wen und zu welchem Zeitpunkt 
diese Inhalte im Rahmen innerbe
trieblich organisierter Lehrgänge 
weitergegeben werden. Beispiel 
dafür ist die breite Multiplikatoren
wirkung, die von Lehrgängen 
"Train the Trainer" ausgegangen 
ist. Es wäre jedoch wünschens
wert, wenn insbesondere die Teil
nahme an Fachlehrgängen zu Teil
gebieten des Wirtschaftens eine 
noch größere innerbetriebliche 
Breitenwirkung erzielen könnte. 

In Zusammenarbeit mit dem ge
planten Modellversuchstransfer 
sind weitere Erfahrungsaustausche 
zwischen den Ausbildern der be
teiligten Unternehmen möglich, die 
vor allem auch auf ein modernes 
methodisch-didaktisches Ausbil-

dungskonzept hinzielen sollten. In
sofern stellen nach unserer Ansicht 
auch alle Aktivitäten diesbezüglich 
eine gute Grundlage zur Qualifizie
rung des Ausbildungspersonals 
dar. 

3. Praktische 
Ausbildungsinhalte 

Die Möglichkeit der Vermittlung 
von modernen marktorientierten 
praktischen Ausbildungsinhalten 
ist eng verbunden mit den sich im 
Unternehmen vollziehenden um
fangreichen innerbetrieblichen 
Strukturveränderungen und damit 
der Veränderung der Arbeitsauf
gaben an sich. Insofern wirkt sich 
der Stand dieses Prozesses direkt 
auf die Qualität der kaufmän
nischen Ausbildung aus. Die 
Orientierung am Markt und nicht 
mehr am Plan sowie die Transfor
mation alter in neue Betriebsfunk
tionen erfordern neue bzw. verän
derte Grundqualifikationen. Dazu 
ist es vor allem notwendig, betrieb
liche Abläufe transparent zu ma
chen, um eine handlungsorientier
te Ausbildung zu ermöglichen. Da
bei stellt der Erwerb von Markt-, 
Produkt- und Branchenkenntnissen 
sowie die Befähigung in den Berei
chen Rhetorik, Verkaufen, Verhan
deln ein unabdingbares Erforder
nis dar, da auf diesem Gebiet -
bedingt durch die frühere plan
wirtschaftliche Organisation - die 
Fähigkeiten, auch bei den Fach
kräften, wenig ausgeprägt sind. 

Um diese Defizite schnellstmöglich 
auszugleichen, sind wir bemüht, 
zunehmend aktive Lernmethoden 
zu forcieren, die den Auszubilden
den die Möglichkeit geben, in 
Gruppen unterschiedlicher Größe 
zu arbeiten. Sie können so Projekte, 
Fallstudien oder Betriebserkun
dungen durchführen. Die Kenntnis 
theoretischer Grundlagen, von Ge
setzestexten, betrieblichen Organi
sationsanweisungen usw. erarbei
ten sich die Auszubildenden dabei 
in traditioneller Weise, aber immer 
im Zusammenhang mit Arbeitsauf
gaben, die eigenes Handeln erfor
dern, das über das passive Aufneh-
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men und Lernen hinausgeht. Die 
problemorientierte schriftliche Be
arbeitung von Fragestellungen mit 
anschließender Diskussion der 
Gruppenmitglieder untereinander 
sichern außer einem aktiven Lern
prozeß auch ein ständiges Kommu
nikationstraining. Indem das beruf
liche Arbeitshandeln stärker als 
bisher durch sprachliches Lernen 
und Ausformulieren gefördert 
wird, werden Kenntnisse und Fer
tigkeiten gefestigt, darüber hinaus 
jedoch Unsicherheiten zunehmend 
vermieden und Korrekturen und 
Bewertungen der vorgelegten Er
gebnisse besser möglich. Auch 
hier werden weitere positive Ent
wicklungen mit der Durchführung 
des Modellversuchstransfers und 
den damit verbundenen organisa
torischen und methodischen Ver
änderungen erwartet. 

4. Sicherstellung der 
Arbeits- und damit Aus
bildungsplätze - bedarfs
gerechte Ausbildungs
planung und -Organisation 

Die Ausbildung der Industriekauf
leute in unserem Unternehmen 
wird, wie auch die frühere Ausbil
dung der Wirtschaftskaufleute mit 
der Spezialisierung Industrie, 
überwiegend als Arbeitsplatzaus
bildung durchgeführt. Dazu stehen 
uns an den betrieblichen Ausbil
dungsplätzen weiterhin erfahrene 
Fachkräfte zur Verfügung, die die 
Auszubildenden am Arbeitsplatz 
betreuen. 

Es treten jedoch em1ge Faktoren 
auf, die die Organisation der kauf
männischen Ausbildung gegen
über den früheren Bedingungen 
erschweren: Einem höheren Aus
bildungsplatzbedarf steht eine ins
gesamt verminderte Anzahl von 
Ausbildungsplätzen in den Fachab
teilungen gegenüber. Der höhere 
Bedarf ergibt sich aus der nun
mehr dreijährigen Ausbildungszeit 
für Industrie- und Datenverarbei
tungskaufleute (Wirtschaftskauf
mann / Industrie und Facharbeiter 
für Datenverarbeitung unter DDR-
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Bedingungen: zwei Jahre) und da
mit dem Vorhandensein von jeweils 
drei Ausbildungsjahrgängen im 
Betrieb. Die derzeitige erhebliche 
Reduzierung der Arbeitsplätze und 
Mitarbeiter der Verwaltung durch 
Personalabbau führt wiederum 
zwangsläufig zur Reduzierung der 
zur Verfügung stehenden Ausbil
dungsplätze. Hinzu kommt die un
genügende Auftragslage des Un
ternehmens, die eine verstärkte 
Kurzarbeit zur Folge hat. 

Trotz dieser Komplikationen ist es 
uns gelungen, durch jeweils kurz
fristige Einsatzplanungen der ge
genwärtigen Situation des Betrie
bes Rechnung zu tragen. Die sich 
daraus ergebende hohe Flexibilität 
und nicht zuletzt die langjährige 
gute Zusammenarbeit mit den ein
zelnen Ausbildungsabteilungen 
und ihren Mitarbeitern ermögli
chen es daher, eine ordnungsge
mäße Ausbildung zu organisieren. 

Mit Beginn des Ausbildungsjahres 
1991192 wird die Ausbildung so or
ganisiert, daß Teile aus den unmit
telbaren Fachabteilungen heraus 
in den neugeschaffenen Lernbüro
bereich der Ausbildungsstätte ver
lagert werden. Darüber hinaus 
wird dadurch der aktive Charakter 
des Lernprozesses der Auszubil
denden verstärkt. Sie sollen sich 
möglichst schnell an eine eigen
ständige und eigenverantwortliche 
Informationsbeschaffung, -auswer
tung und Präsentation gewöhnen, 
Verantwortung für ihre Arbeits
und Lernaufgaben übernehmen 
und sich zunehmend konstruktiv an 
der Gestaltung der Ausbildung be
teiligen. Als methodische Vorge
hensweise werden hier vor allem 
Erkundungen, Fallstudien und Pro
jekte genutzt. 

Die Ausbildung beginnt mit einer 
viermonatigen Einführungsphase. 
Diese besteht aus einem zweiwö
chigen Eröffnungsseminar und Be
triebserkundungen 1m Ausbil
dungsbetrieb. Mit den Betriebser
kundungen lernen die Auszubil
denden zunächst den Ablauf der 
Produktion und danach die Arbeits
abläufe und den Aufbau der Ver
waltung ihres Ausbildungsbetrie-

bes kennen. In Form von Betriebs
erkundungen verschaffen sie sich 
so arbeitsteilig einen orientieren
den Überblick. Sie führen die Er
kundungen entsprechend ihren je
weiligen Schwerpunkten durch, 
bereiten anschließend ihre Ergeb
nisse schriftlich und graphisch auf 
und stellen sie den anderen Auszu
bildenden vor. Die Einführungs
phase wird durch einen zweimo
natigen Produktionseinsatz abge
schlossen. Die Ausbildung in den 
einzelnen Funktionsbereichen 
(Material-, Personal- und Arbeits
wirtschaft sowie Rechnungswesen) 
beginnt jeweils mit drei Orientie
rungswochen, in denen sich die 
Auszubildenden auf die Arbeit in 
den nachfolgenden Fachabteilun
gen vorbereiten. Sie erarbeiten 
sich anhand von Arbeitsaufträgen 
wesentliche Arbeitsinhalte, Über
sichten, Zusammenhänge und Vor
gehensweisen aus den jeweiligen 
Funktionsbereichen. In den folgen
den Abteilungswochen arbeiten 
sich die Auszubildenden auf her
kömmliche Weise in die Aufgaben 
der Sachbearbeiter ein und arbei
ten in den Abteilungen mit. Nach 
Abschluß der Abteilungswochen 
werden Projektwochen durchge
führt. In diesen drei Wochen bear
beiten die Auszubildenden ein 
konkretes Problem und entwickeln 
selbständig mögliche Problemlö
sungen. Sowohl die Orientierungs
als auch die Projektwochen wer
den im Lernbüro absolviert. 

Ergänzend zur Ausbildung am Ar
beitsplatz erhalten die Auszubil
denden weiterhin in unserer Aus
bildungsstätte betriebsbezogene 
theoretische Unterweisungen, die 
dem gezielten Training typischer 
Tätigkeiten dienen sollen. Dieser 
betriebliche Unterricht wird zeit
lich so organisiert, daß die durch 
Kurzarbeit fehlende Ausbildungs
kapazität kompensiert werden 
kann. 

Entsprechend der Ausbildungs
ordnung wurden von uns Lernziele 
und Lerninhalte für die einzelnen 
Ausbildungsgebiete m Abstim
mung mit den Bereichen unseres 
Unternehmens neu erarbeitet. Vor 
Beginn einer neuen Ausbildungs-
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phase werden diese Lernziele an 
die Auszubildenden sowie die be
trieblichen Betreuer ausgegeben. 
Somit ist eine gezielte und planmä
ßige Erarbeitung und Vermittlung 
des erforderlichen Wissens und 
der zu beherrschenden Tätigkei
ten möglich. 

Zur Kontrolle für Auszubildende 
und Ausbilder sowie zur Schulung 
der mündlichen Ausdrucksfähig
keiten führen wir am Ende jeder 
Ausbildungsphase im Beisein des 
Ausbildungsbeauftragten ein Ab
schlußgespräch durch. In diesem 
Gespräch weisen die Auszubilden
den nach, daß sie die vorgegebe
nen Lernziele erreicht haben. Die
se Methode hat sich bereits in der 
früheren Ausbildung bewährt, da 
sowohl der Auszubildende als auch 
der Ausbilder erkennen können, 
inwieweit die erforderlichen Kennt
nisse vorhanden sind. Gleichzeitig 
werden das erworbene Wissen 
und die erlangten Fertigkeiten ver
tieft und gefestigt. 

Die Bewertung der während der 
Ausbildungszeit erbrachten Lei
stungen wird in Beurteilungsbö
gen, die wir für unsere Ausbildung 
erarbeitet haben, festgehalten. 
Diese Beurteilung wird in der Re
gel am Ende eines Ausbildungsab
schnitts gemeinsam zwischen dem 
Ausbildungsbeauftragten, Ausbil
dern und Auszubildenden erstellt. 
Um zu gewährleisten, daß die Aus
bilder bei auftretenden Problemen 
sofort Einfluß nehmen können, er
folgt die Führung des Ausbildungs
nachweises durch alle Auszubil
denden jeweils wöchentlich zu ei
nem festen Termin in der Ausbil
dungsstätte. So können, über die 
Kontrolle der Berichtshefte hinaus, 
gleichzeitig organisatorische Be
lange geklärt und die vorausge
gangenen Ausbildungstage ausge
wertet werden. 

5. Umgang mit modernen 
Informations
verarbeitungssystemen 

Bei der Umsetzung der neuen Alls
bildungsordnungen in die betrieb-
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liehe Praxis gestaltet sich die For
derung nach einer modernen, an
wendungsbereiten Ausbildung hin
sichtlich des Beherrschens von 
EDV-Systemen im weitesten Sinne 
als besonders schwierig. Das Aus
stattungsniveau der einzelnen Aus
bildungsplätze ist als sehr unter
schiedlich einzuschätzen. Hinzu 
kommt die schrittweise Einführung 
neuer Datentechnik sowie Softwa
re, wie zum Beispiel 
- das Personalabrechnungs- und 

Informationssystem (PAISY) 
- Softwareprodukte der SAP 

GmbH mit dem bisher installier
ten Segment RF (Finanzbuchhal
tung). 

Es ist u. a. beabsichtigt, zuneh
mend Personalcomputer mit der 
zentralen EDV-Anlage zu vernet
zen, aber auch lokale Netze in ein
zelnen Abteilungen aufzubauen. 

Der betriebliche EDV-Einsatz führt 
in der Praxis zu erheblichen 
Schwierigkeiten beim Versuch, 
eine betriebsbezogene und praxis
nahe EDV-Ausbildung im kaufmän
nischen Bereich aufzubauen und 
entsprechend den aktuellen Gege
benheiten zu verändern. Begrün
det wird dies insbesondere durch 
folgende Sachverhalte: 
- Im Zusammenhang mit der Neu

einführung von Software in den 
Fachabteilungen kann gegen
wärtig aufgrund von Probeläu
fen usw. nicht sichergestellt wer
den, daß die Datenbestände 
auch für die Ausbildung zur Ver
fügung stehen. 

- Die sehr komplexen betriebli
chen EDV-Lösungen können von 
den Auszubildenden zunächst in 
ihrer Struktur nicht durchschaut 
werden, zumal ihnen gerade zu 
Beginn ihrer Ausbildung das 
Verständnis für die Zusammen
hänge kaufmännischen Han
delns fehlt. 

Diesen betrieblichen und techni
schen Rahmenbedingungen muß 
die technische Ausstattung der 
Ausbildung angepaßt werden, um 
den Auszubildenden breite Grund
kenntnisse der Funktionsweise und 
der sachlichen und organisatori
schen Anwendungsmöglichkeiten 
der Informationstechnik zu vermit-

teln . Die EDV-Lehrpläne der Be
rufsschule waren bisher überwie
gend auf das Erlernen eines Be
griffssystems ausgerichtet, weni
ger auf einen konkreten Praxis
und Anwenderbezug, der auch 
das kaufmännische Arbeiten mit 
entsprechenden Computern vor
sieht. Gegenüber dieser Situation 
gibt es unsererseits die Vorstel
lung, in die betriebliche Ausbil
dung eine informationstechnische 
Grundbildung zu integrieren, die 
insbesondere durch folgende 
Merkmale charakterisiert ist: 
- Vermittlung von Kenntnissen zur 

Arbeit mit derzeitig und kurzfri
stig eingesetzten Rechnern und 
Softwareprogrammen 

- Aufbau von System-Grundwis
sen, Funktions- und Einsatzmög
lichkeiten in der kaufmännisch
verwaltenden Arbeit sowie hin
sichtlich vorhandener Gestal
tungsspielräume. 

Der Realisierung dieser Vorstellun
gen steht zum gegenwärtigen Zeit
punkt die nicht bedarfsgerechte 
PC-Ausstattung (nicht MS-DOS-fä
hig) unserer Ausbildungsstätte ent
gegen; die Liquiditätslage des Un
ternehmens läßt an dieser Stelle 
auch auf absehbare Zeit keine In
vestitionen erwarten. Insofern bie
tet auch hier ein Modellversuchs
transfer eine gute Möglichkeit, be
stehende Defizite, die auf die au
genblickliche U nternehmenssitua
tion zurückzuführen sind, teilweise 
zu kompensieren. Dennoch nutzen 
die Auszubildenden die vorhande
nen Personalcomputer im Ausbil
dungsbereich; hier insbesondere 
die textverarbeitende Software, 
beispielsweise zur Erstellung ihrer 
schriftlichen Berichte. 

Die hier dargestellten Probleme, 
Erfahrungen und Lösungsansätze 
erheben keinen Anspruch auf Voll
ständigkeit, sondern sollen viel
mehr zeigen, daß auch unter den 
komplizierten wirtschaftlichen Be
dingungen in den neuen Bundes
ländern mit entsprechendem En
gagement und unter Ausnutzung 
aller sich bietenden Möglichkeiten 
eine qualitativ gute Ausbildung in 
kaufmännischen Berufen möglich 
und notwendig ist. 
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Weiterbildung: 

Transfer von Modellen beruflicher Weiterbildung 
Information über ein Entwicklungs- und Forschungsprojekt 
in Mecklenburg-Vorpommern 

HansJoachimBuggenhagen 

Auf dem Hintergrund der wirtschaftlichen Lage und der noch nicht erkennbaren Perspekti
ve vieler neuer und alter Unternehmen kann gegenwärtig in den neuen Bundesländern 
noch nicht von einer effizienten beruflichen Weiterbildung gesprochen werden. Die vielen 
Maßnahmen mit einem breitgefächerten Angebot sind kein Indiz für einen schnellen wirt
schaftlichen Aufschwung und schaffen schließlich auch keine neuen Arbeitsplätze. Der un
kritische Transfer von M odellen beruflicher Weiterbildung aus den alten Bundesländern 
stößt auf erhebliche Probleme, die sowohl objektive als auch subjektive Ursachen haben. 

Die Überwindung alter Strukturen der zentralen staatlichen Reglementierung der betriebli
chen Weiterbildung als Teil der früheren Planwirtschaft ist ein objektiver Prozeß, der offen
bar komplizierter und vielschichtiger ist, als zunächst vermutet wurde. Der Markt als bestim
mender Faktor beruflicher Weiterbildung kann sich in der Talsohle wirtschaftlicher Ent
wicklung nicht durchsetzen und damit nicht wirksam werden. Das führt bereits wieder dazu, 
daß von außen durch gezielte Maßnahmen in den Aufbau von vorgedachten Strukturen be
ruflicher (und individueller) Weiterbildung eingegriffen wird bzw: werden muß, um vielen 
verunsicherten Menschen in den neuen Bundesländern eine Perspektive aufzuzeigen. 

Der Aufbau von Qualifizierungs- und Beschäftigungsgesellschaften ist dafür ein Beispiel. 
Die damit bereits vorgegebene Organisationsform und die inhaltliche Fremdbestimmung 
der beruflichen Weiterbildung durch andere sind nicht dazu angetan, Risikobereitschaft 
und Unternehmergeist der Menschen zu fördern. Der Selbstorientierung und Selbstbestim
mung der Menschen auf der Suche nach dem persönlichen Lebensziel wird damit kein gu
ter Dienst erwiesen. 

Zum anderen liegen die größten Probleme und auch Reserven bei den Menschen, die sich 
beruflich weiterbilden, und bei den Bildungsträgern, die neu es Wissen und Können vermit
teln wollen. 

Dr. Hans Joachim Buggenhagen 
Lehrer für M athematik/ Physik; Leiter der Inno
vationstransfer- und Forschungsstelle Schwerin, 
Arbeitsgemeinschaft Betriebliche Weiterbildungs
forschung e. V. 

Zur Motivation für 
berufliche Weiterbildung 

Obwohl allenthalben von einer re
lativ hohen Motivation zur Weiter
bildung berichtet wird , gibt es ge
rade hier erhebliche Unterschiede 
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und ein breites Spektrum indivi
dueller Motive. Ein Grund dafür ist 
offenbar die Tatsache, daß vielen 
Menschen nicht ihr objektives 
Qualifikationsniveau unter Beach
tung der neuen Anforderungen, 
die sich aus dem noch zu vollzie
henden Übergang zur sozialen 
Marktwirtschaft ergeben, bewußt 
geworden ist. 

Es kristallieren sich zwei Extreme 
heraus, die sich etwa wie folgt be
schreiben lassen : 
- Eine (größere) Gruppe hält das 

allgemeine und ihr eigenes 
Qualifikationsniveau für ausrei
chend und erkennt nur punk
tuell einen Nachholbedarf im 
technisch-technologischen Be
reich, der sich durch Anpas
sungsfortbildung relativ schnell 
beheben ließe. Defizite liegen 
auf dem Gebiet der sozialen 
Kompetenz, die sich aus den Be
dingungen der Marktwirtschaft 
ableiten lassen. Das betrifft Fra
gen der Selbstdarstellung und 
des Bewußtwerdens eigener 

Stärken und individueller Fähig
keiten . Hier wird Weiterbildung 
gewünscht. 

- Eine (kleinere) Gruppe resi
gniert vor den neuen Anforde
rungen, erkennt schwer auszu
gleichende Mängel m ihrer 
fachlichen Kompetenz. Sie be
gründet das mit der Sicherheit 
früherer Arbeitsplätze, der För
derung des Mittelmaßes und 
der nichtausgeprägten Eigen
verantwortung der Menschen 
für ihre individuelle Persönlich
keitsentwicklung. Befürworter 
dieser Position, daß die Men
schen in den neuen Bundeslän
dern nicht genügend qualifiziert 
sind, bemängeln eine weiterhin 
bestehende Abneigung zur Fort
bildung oder Umschulung, die 
fehlende Risikobereitschaft und 
das Warten auf staatliche Hilfe. 

Von beiden Ausgangsgruppen 
wird anerkannt, daß die histori
sche Einmaligkeit der Situation für 
den raschen Übergang von der ge
scheiterten Planwirtschaft zur effi
zienten Marktwirtschaft (auf dem 
Hintergrund der wirtschaftlichen 
Macht der alten Bundesländer) die 
Chance in sich birgt, auch völlig 
neue Wege zu beschreiten, die 
über das bloße Übertragen erfolg
reich gewesener Konzepte und 
Strukturen von den alten auf die 
neuen Bundesländer weit hinaus
gehen. Das enorme schöpferische 
Potential der Menschen in den neu
en Bundesländern erfordert e ine 
höhere Qualität im Innovations
transfer auch auf dem Gebiet der 
beruflichen Weiterbildung. Wenn 
auch die Hauptrichtung der West
Ost-Transfer sein wird, so muß 
doch die Bereitschaft noch stärker 
geweckt werden , zumindest über 
den Ost-West-Transfer auf be
stimmten Gebieten und Feldern 
beruflicher Weiterbildung nachzu
denken bzw. eine Diskussion über 
diesen Anspruch überhaupt zuzu
lassen. Bisherige Erfahrungen sind 
nicht ermutigend, und die Gesprä
che darüber werden vordergrün
dig ideologisiert. Sachliche Argu
mente sind daher kaum einzubrin
gen, und ohne diese wiederum ist 
em gleichberechtigtes Miteinan
der undenkbar. Vor dieser Situa-
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tion stehen viele mit der Weiterbil
dung befaßte Menschen in den 
neuen Bundesländern. 

Positiv ist daher der Versuch zu be
werten, Wissenschaftler aus den 
alten und den neuen Bundeslän
dern in dem noch vorzustellenden 
Forschungs- und Entwicklungspro
jekt zusammenzuführen. 

Erste Ergebnisse der 
Weiterbildungsforschung in 
den neuen Bundesländern 

Die Erforschung der Weiterbil
dungslandschaft in den neuen Bun
desländern setzte unmittelbar mit 
der Wende ein. Sie wurde von Wis
senschaftlern aus den alten Bun
desländern mit dem allgemein be
kannten Forschungsinstrumentari
um durchgeführt und brachte ein 
Dilemma zutage, das sich folgen
dermaßen kennzeichnen läßt: 
Es wurde zwar ein ziemlich genau
es Abbild der früheren Weiterbil
dungslandschaft und der neuen 
Probleme gezeichnet, und für Wei
terbildungsforscher der alten Bun
desländer war das Ergebnis häufig 
sehr , ,spannend'', und die Proble
me traten "nun endlich" sichtbar zu
tage. Für den Weiterbildner aus 
den neuen Bundesländern wieder
um waren diese Aussagen oftmals 
Banalitäten und Selbstverständlich
keiten, die über Problemseminare 
oder Erfahrungsaustausche we
sentlich komplexer und tiefschür
fender (und billiger) hätten gewon
nen werden können. 

Die aus eigener Erfahrung "Betrof
fenen ' ' fühlen sich in dieser Situa
tion bestätigt und betroffen zu
gleich. Bestätigt, weil die heraus
gearbeiteten Probleme, Stärken 
und Mängel der beruflichen Wei
terbildung mit der eigenen Erfah
rung im wesentlichen übereinstim
men; und betroffen, weil die Unter
such ungsergebnisse wiederum 
doch nicht so weit gehen (können), 
daß die Vielschichtigkeit und die 
regionalen Besonderheiten auch 
nur annähernd erfaßt werden. Was 
global richtig sein mag, kann regio
nal falsch sein. Den einzelnen Men-

BWP Sonderheft 1991 

sehen erfassen allgemeine Aussa
gen ohnehin nicht in seiner Vergan
genheit, und noch weniger geben 
sie ihm eine klare Perspektive mit 
beruflicher Sicherheit. Die Men
schen in den neuen Bundeslän
dern müssen nicht vordergründig 
agitiert werden, sich weiterzubil
den (das hat die überwiegende 
Zahl der Menschen lebenslang oh
nehin getan). Sie müssen motiviert 
werden, mit einem gewissen Risiko 
behaftet, qualifikatorische Vorlei
stungen zu erbringen, die sie 
marktfähig machen könnten. Den 
Markt zu schaffen und diesen 
transparent zu machen, das wie
derum ist ein wirtschaftspolitisches 
Problem und keine Aufgabe der 
Weiterbildner. 

Diese kurz skizzierte Problemsitua
tion war u. a. ein Ausgangspunkt 
für die Überlegung, ein Forschungs
und Entwicklungsprojekt auf dem 
Gebiet der beruflichen Weiterbil
dung zu initiieren, das in seiner 
Zielsetzung und Modellierung neu
artig ist. 

Projektbeschreibung 

Aus Fördermitteln des Bundesmini
sters für Bildung und Wissenschaft 
und mit Unterstützung des Bundes
instituts für Berufsbildung wird von 
der Arbeitsgemeinschaft Betriebli
che Weiterbildungsforschung e . V. 
ein Projekt in Mecklenburg-Vor
pommern mit einer Laufzeit von 
dreieinhalb Jahren realisiert. Das 
Bearbeiterteam setzt sich aus Wis
senschaftlern der neuen und (in 
der Anzahl geringer) den alten 
Bundesländern zusammen. 
Es ist be absichtigt, in einer noch 
näher zu bestimmenden Region 
des Landes Mecklenburg-Vorpom
mern Möglichkeiten und Formen 
des Innovationstransfers auf dem 
Gebiet der beruflichen Weiterbil
dung, aus den alten Bundeslän
dern in die neuen und umgekehrt, 
zu untersuchen und die Ergebnisse 
zu verallgemeinern. 

Zum einen geht es darum, 
- Weiterbildungsmaßnahmen und 

-beteiligung durch praktische 

Hilfen, wie Information, Bera
tung, Bedarfsermittlung, Organi
sationshilfe oder Trägervermitt
lung zu fördern und zugleich 
eine entsprechende Infrastruk
tur aufbauen zu helfen. 

Zum anderen sind in diesem Pro
zeß 
- Instrumente, Verfahren und Ko

operationsformen des Innova
tionstransfers zu entwickeln und 
zu erproben, die auf andere Re
gionen (in den neuen und in den 
alten Bundesländern) übertra
gen werden können. 

Ausgangsposition für die 
berufliche Weiterbildung in 
den neuen Bundesländern 

Bereits jetzt zeichnen sich bei einer 
zunächst noch oberflächlichen 
Analyse erste Problemkreise ab. 
Als übergreifende Aussage kann 
die Situation in den neuen Bundes
ländern folgendermaßen be
schrieben werden: 
Es läßt sich eine erhebliche Dis
krepanz zwischen dem in den alten 
Bundesländern verfügbaren hohen 
Potential auf dem Gebiet der beruf
lichen Weiterbildung und dem in 
den neuen Bundesländern gegen
wärtig benötigten feststellen. Da
bei sind die dafür erforderlichen 
neuen Strukturen noch nicht vor
handen und geraten mit den noch 
bestehenden (und in Einzelfällen 
durchaus nützlichen) immer mehr 
in einen Widerspruch. Auf der ei
nen Seite wäre zu wünschen, in der 
Vergangenheit bewährte Lösungen 
und Organisationsformen zu erhal
ten oder gegebenenfalls zu modifi
zieren, andererseits hält ein sol
ches Herangehen wissenschaftlich 
begründeter Betrachtung nicht 
stand. Neue Ziel- und Aufgaben
stellungen erfordern allemal neue 
Inhalte und in ihrer logischen Folge 
adäquate didaktisch-methodische 
Strategien und danach erst die da
für erforderlichen organisatori
schen Regelungen. Von dieser Po
sition ausgehend, läßt sich konsta
tieren: 
Die bisherigen Träger beruflicher 
Weiterbildung haben ihre Akzep-
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tanz verloren, und die neuen Bil
dungsträger haben ihre Kompe
tenz noch nicht gewonnen. Es ist 
gegenwärtig zu beobachten, daß 
ein Defizit in der Ziel-, Inhalts- und 
Strukturanalyse vorhanden ist und 
diese Tatsache durch die Betonung 
des (werbewirksamen) Organisa
tions- und Gestaltungsaspekts von 
seiten vieler Bildungsträger aus 
den alten Bundesländern über
deckt wird. 

Die erkennbaren Mängel lassen 
sich zunächst wie folgt klassifizie
ren: 

Transfermängel 
Diese sind bereits begründet in 
der Gesamtanlage der Maßnah
men und Programme. Die Zielgrup
pen in den neuen Bundesländern 
sind andere; die Inhalte berück
sichtigen kaum das spezielle Aus
gangsniveau; für die didaktisch
methodische Gestaltung fehlen oft
mals die Voraussetzungen; die 
Lehrkräfte werden nicht angenom
men, und die Anerkennung der 
Maßnahmen durch die Arbeitge
ber wird bezweifelt. 

Infrastrukturmängel 
Die angebotenen Maßnahmen und 
Programme sind selten auf die re
gionalen Erfordernisse und Beson
derheiten abgestimmt; es werden 
kaum Erfahrungsträger aus den 
betroffenen Regionen oder Unter
nehmen herangezogen; es gibt kei
ne Bedarfsanalyse hinsichtlich 
künftig benötigter Qualifikations
strukturen; die wirtschaftliche Ent
wicklung und Strukturierung der 
Länder ist noch in der politischen 
Diskussion. 

Qualitätsmängel 
Diese korrespondieren mit den all
gemeinen Transferproblemen. Die 
bekannten Defizite bei der Durch
setzung von Qualitätsstandards für 
die Gestaltung der Weiterbildung 
in den alten Bundesländern ma
chen sich auch in den neuen be
merkbar; die Vielzahl privater und 
institutioneller Anbieter ermöglicht 
kaum eine Analyse ihrer Program
me und Konzepte unter dem 
Aspekt der Eignung für die gegen
wärtige Situation und noch weniger 
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im Hinblick auf die inhaltliche und 
didaktisch-methodische Seite so
wie ihrer organisatorischen Umset
zung. 

Transparenzmängel 
Die Bildungsangebote geben unzu
reichende Auskunft über die ge
forderten Voraussetzungen und ih
re speziellen Vorzüge; die Aktuali
tät des Lehrplanes, die individuel
len Fortbildungsmöglichkeiten 
werden nicht genannt und der 
mögliche Einsatzbereich zu selten 
abgesteckt. Für Nachfrager und 
Anbieterbesteht keine ausreichen
de Transparenz über die regiona
len Weiterbildungsangebote. 

Orientierungsmängel 
Die potentiellen Teilnehmer haben 
allgemein Defizite in der Kenntnis 
staatlicher Förderungsmöglichkei
ten. Die Rechtslage und die Förde
rungsbedingungen sind nicht aus
reichend in den Maßnahmen und 
Programmen beschrieben; die Be
stimmungen des Arbeitsförde
rungsgesetzes werden nicht aus
reichend erläutert, wie z. B. die 
Mindestdauer I Höchstdauer einer 
Förderungsmaßnahme, die Förde
rungsvoraussetzung sowie die ein
zelnen Schritte zur Aufnahme einer 
Weiterbildung. 

Methodischer Ansatz des 
Forschungs- und 
Entwicklungsprojekts 

Vom Problemtyp her handelt es 
sich um ein praktisches Problem 
mit einer hohen wirtschaftlichen 
Relevanz und politischen Brisanz. 
Die wissenschaftlich-methodische 
Anlage zur Bearbeitung des The
mas wird stark vom analytisch-syn
thetischen Vorgehen geprägt. Die 
Sammlung, Aufbereitung und Spei
cherung von Informationen über 
Modellentwicklungen beruflicher 
Weiterbildung aus den alten und 
neuen Bundesländern und ihr Ver
gleich wird eine ständige, beglei
tende Aufgabe sein (Analyse). Die 
theoretische Durchdringung und 
Verallgemeinerung von wesentli
chen Elementen soll durch eine ge
zielte Weiterentwicklung zu einer 

neuen, problemadäquaten Qualität 
führen (Synthese) und evaluiert 
werden (formative Evaluierung). 

Die Instrumente für die Forschungs
und Entwicklungsarbeit im Rah
men des Projekts werden sich von 
den bekannten wenig unterschei
den und werden gegenwärtig noch 
diskutiert. Methode und Verfahren 
sind u. a. die Mängel-, Fehler- und 
Schwachstellenanalyse im Rahmen 
der Situationsanalyse, Recherchen 
und Dokumentenauswertung. Die 
ersten Ergebnisse werden über 
Workshops und Fachtagungen sehr 
schnell in die Diskussion gebracht, 
um Korrekturen rechtzeitig vorneh
men zu können. 

Angesichts der offenen Situation 
und dem Mangel an Daten und In
formationen über die Entwicklung 
der Weiterbildung in den neuen 
Bundesländern, sind derzeit noch 
nicht alle Fragestellungen und 
Themen, die im Verlauf des Pro
jekts bearbeitet werden müssen, 
im einzelnen zu beschreiben; dem
entsprechend sind auch das me
thodische Vorgehen und die ge
planten Instrumente noch nicht de
tailliert angebbar. Das Projekt muß 
deshalb bewußt auch als ein Such
prozeß angelegt werden, in dem 
neue Fragestellungen aufgenom
men und bereits bekannte Themen 
modifiziert bzw. präzisiert werden 
müssen. 

Arbeitsschwerpunkte 
des Projekts 

Es ist gegenwärtig an folgende Ar
beitsschwerpunkte gedacht: 

(l) Es muß zunächst eine regionale 
Bedarfsanalyse auf der Grundlage 
der Wirtschaftsentwicklung unter 
marktwirtschaftliehen Bedingun
gen hinsichtlich der erforderlichen 
Qualifikationen (qualitativ und 
quantitativ) erarbeitet werden, um 
Schwerpunkte zu erkennen und 
Aktivitäten auszulösen. Zu den zen
tralen Problemen der Weiterbil
dung in den neuen Bundesländern 
gehört die Frage nach der Fundie
rung und Orientierung von Eil-
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dungsentscheidungen. In den alten 
Bundesländern können sich Bil
dungsentscheidungen - bei aller 
Unsicherheit von Prognosen - auf 
bewährte Qualifizierungsmuster 
und gewachsene Strukturen stüt
zen. Eine Übertragung dieser 
Strukturen und Erfahrungen in die 
neuen Bundesländer ist nicht oder 
nur sehr begrenzt möglich. 
Es ist deshalb erforderlich, orien
tiert an den regionalen und lokalen 
Gegebenheiten, Grundlagen und 
Leitlinien für die Einzelentschei
dungen der Bildungsinteressenten 
zu ermitteln und zu veröffentlichen. 
Die notwendige Informations- und 
Datenbasis muß durch ein differen
ziertes methodisches Vorgehen 
(z. B. Auswertung von Statistiken, 
Befragung von Experten, Arbeitge
bern und Arbeitnehmern) geschaf
fen werden. Weiterhin muß eine 
enge Zusammenarbeit mit den Ar
beitsämtern, den Kammern, Tech
nologiezentren und der Treuhand
gesellschaft sowie mit den Unter
nehmern, den Sozialpartnern und 
vorhandenen Bildungsträgern in 
der Region initiiert und deren Zu
sammenwirken untereinander ge
fördert werden. 

(2) Es muß weiterhin eine sorgfälti
ge Analyse des vorhandenen indi
viduellen Qualifikationsniveaus 
und der personellen Ressourcen in 
der Region durchgeführt werden, 
die erst eine gezielte Beratung er
möglichen kann. 

(3) Angesichts der quantitativen 
Qualifizierungsprobleme werden 
Fragen nach der Qualität der Maß
nahmen leicht verdrängt. Zu den 
zentralen Problemen der Nachfra
ger gehören jedoch nach wie vor 
die nach der Seriosität der Anbie
terund der Verwertbarkeit des Ge
lernten auf dem Arbeitsmarkt. Eine 
Vernachlässigung der Qualitätsfra
ge dürfte deshalb erheblich nega
tive Folgen haben (Fehlinvestitio
nen, Demotivation der Teilneh
mer). Durch das Angebot einer 
freiwilligen Qualitätsprüfung der 
Maßnahmen soll insbesondere ge
währleistet werden, unseriöse 
Praktiken der Maßnahmeträger zu 
verhindern. Auch sind in der Öf
fentlichkeit Qualitätsstandards 
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deutlich zu machen, die sowohl 
den Förderungsinstitutionen als 
auch den Bildungsinteressierten 
und -teilnehmern Sicherheit ge
ben. 

( 4) Es sollen empirisch und theore
tisch begründete praktikable 
Handlungsorientierungeil für die 
Anlage, Realisierung und Evaluie
rung von Maßnahmen hinsichtlich 
der Zielgruppen, der notwendigen 
Lehr- und Lerninhalte, des didak
tisch-methodischen Vorgehens und 
der effektiven Organisationsform 
bereitgestellt werden. 

(5) Es sollen in Schwerpunktberei
chen Konzepte mit Pilotcharakter, 
die modernen Ansprüchen an be
ruflicher Weiterbildung entspre
chen, entwickelt und erprobt bzw. 
wissenschaftlich begleitet werden. 
Dazu sind Ergänzungs-, Vertiefungs
oder Grundlagenmodule zu ent
wickeln bzw. Brückenkurse anzu
bieten, um die notwendige Paß
fähigkeit zu sichern. 

(6) Es müssen Formen und Metho
den gefunden werden, um erste 
Ergebnisse bei der Bearbeitung 
des Themas umgehend in die Aus
und Weiterbildung nach dem Mul
tiplikatorenprinzip einzubringen 
und gleichzeitig zu evaluieren. Da
mit kann gegebenenfalls eine Qua
lifizierung des pädagogischen Per
sonals und der Mitarbeiter für Per
sonalentwicklung I Organisations
entwicklung in den Unternehmen 
angeboten und durchgeführt wer
den. 

(7) Es sollen für ausgewählte Hoch
und Fachschulabschlüsse aus den 
neuen Bundesländern durch eine 
vergleichende Analyse solche 
Brückenkurse angeregt und ent
wickelt werden, die eine Anpas
sungsqualifizierung darstellen und 
zu einem vergleichbaren Abschluß 
wie in den alten Bundesländern 
führen . Damit soll in effektiver Wei
se und möglichst kurzer Zeit eine 
Weiterbildung angeboten werden, 
die mit höherer Wahrscheinlichkeit 
einen Arbeitsplatz sichern kann. 

(8) Es sollen die früheren Erfahrun
gen in den neuen Bundesländern 

FACHBEITRÄGE 

hinsichtlich ihrer Transfermöglich
keit in die alten Bundesländer 
überprüft und aufbereitet werden. 
Das betrifft insbesondere die theo
retischen Vorarbeiten zur Anlage 
von postgradualen Studien, Weiter
bildungslehrgängen und dem da
mals geplanten neugestalteten 
Fernstudium zur aufgaben- und tä
tigkeitsbezogenen Qualifizierung 
sowie zur arbeitsplatzbezogenen 
Weiterbildung unter Berücksichti
gung der wissenschaftlich-techni
schen Entwicklung. 

Priorität besitzen von diesem Auf
gabenspektrum 
- regionale Bedarfsanalysen, 
- curriculare Hilfen (Modulent-

wicklung und Trägerberatung), 
- Qualitätsprüfung. 

Erwarteter Nutzen 
des Projekts 

Die Realisierung des Forschungs
und Entwicklungsprojekts soll ei
nen praktischen Nutzen durch die 
unmittelbare Hilfe bei dem Trans
fer von Modellen beruflicher Wei
terbildung, die insbesondere ei
nen innovativen Ansatz haben, er
bringen. Damit soll positiv auf die 
wirtschaftliche Entwicklung in ei
ner Region eingewirkt werden . Die 
skizzierten Arbeitsschwerpunkte 
zeigen die Bereiche auf, in denen 
wirksam geholfen werden kann. 

Weiterhin besteht der Nutzen in 
dem zu erwartenden Theoriebei
trag für die Weiterbildungsfor
schung selbst, da die Ausgangssi
tuation einmalig ist und eine wis
senschaftliche Begleitung der um
fassenden wirtschaftlichen Um
strukturierung in den neuen Bun
desländern auch die berufliche 
Weiterbildung einschließen muß. 

Zusammenfassung 

Die wirtschaftliche U mstrukturie
rung in den neuen Bundesländern 
hat Konsequenzen für die berufli
che Weiterbildung. Eine Übernah
me von Modellen aus den alten 
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Bundesländern erweist sich als 
problematisch, da völlig andere 
Ausgangsbedingungen vorhanden 
sind. Erste Erfahrungen machen 
eine Reihe von Problemen sicht
bar, die exakt zu e rfassen und wis
senschaftlich fundiert zu bearbei
ten sind, wenn schnell geholfen 
werden soll. Deshalb wurde ein 
Forschungs- und Entwicklungspro
jekt vom Bundesministerium für Bil
dung und Wissenschaft initiiert 
und von der Arbeitsgemeinschaft 
Betriebliche Weiterbildungsfor
schung e. V. angenommen, das in 
Mecklenburg-Vorpommern reali
siert wird. 

Es befaßt sich mit dem Innovations
transfer beruflicher Weiterbildung 
in den neuen Bundesländern. 

Zum e inen geht es darum, Weiter
bildung durch praktische Hilfe 
(z. B. Information, Beratung, Bedarfs
ermittlung) zu fördern und zugleich 
eine entsprechende Infrastruktur 
aufzubauen. Zum anderen sind in 
diesem Prozeß Instrumente, Ver
fahren und Kooperationsformen zu 
entwickeln und zu erproben, die 
auf andere Regionen (in den neuen 
und in den alten Bundesländern) 
übe rtragen werden können. Aufga
benschwerpunkte sind die Erstel
lung regionaler Qualifikationsbe
darfsanalysen, die curriculare Fun
dierung sowie die Qualitätssiche
rung von Maßnahmen. 
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Ausbildungsmittel: 

Erfahrungen bei der Einführung 
neuer Ausbildungsmittel am Beispiel des 
Ausbildungsberufes Tischler 
Wolfgang Müller 

Mit Übergang der DDR in die Bundesrepublik Deutschland galt es, recht schnell und effek
tiv die Wirtschaft, Verwaltung und das Schulsystem anzupassen bzw. unter etwaigen Zuge
ständnissen von der Alt-Bundesrepublik zu übernehmen. Daß das nicht einfach war und ist, 
mußte jedem Kenner der Problematik klargewesen sein. Daß es aber dennoch unterschätzt 
wurde, das ist den Übergangs- und derzeit verantwortlichen Bildungspolitikern anzukrei
den. 

Im folgenden Beitrag soll dargestellt werden, wie das am Beispiel der Ausbildungsberufe 
Tischler und Holzmechaniker bisher gelungen ist, welche Versäumnisse und Schäden es 
gab, wie sie hätten vermieden werden können und was es zu ihrer Ausbesserung nun zu tun 
gibt. 

Wolfgang Müller 
Pädagoge, Diplomingenieur für Holztechnik, Fach
berater Berufsdidaktik Holzbearbeitung Sachsen. 

1. Nutzung und Wirksamkeit 
vorhandener und ange
botener Unterrichtsmittel 
bzw. Ausbildungsmittel 

1.1 Situation der beruflichen 
Bildung in den letzten Jahren 
vor der Volksrevolution 

Wie hinlänglich bekannt ist, gab es 
in der Berufsbildung der DDR ein 
geordnetes zentralistisches System 
der Organisation, Unterstützung 
und Kontrolle. Nichtkenner schluß
folgern daraufhin sehr oft, daß die 
Ausbilder und Lehrer ein Zaum
zeug trugen, das ihnen keine eige
ne Betätigung und Entfaltung und 
den Auszubildenden keine Indivi
dualität zuerkannte. Meist wird 
eine solche zentralistische Leitung 

und Planung der Berufsbildung e i
ner STASI-Vormundschaft gleich
gestellt. Das ist primitiv gedacht. 

Richtig, es war eine sehr schlimme 
Zeit der menschlichen Unfreiheit 
und Bevormundung. Der verant
wortungsbewußte Ausbilder Je
doch nahm seine humanistische 
Aufgabe zur Heranbildung eines 
leistungsbefähigten Facharbeiter
nachwuchses sehr ernst und legte 
seine ganze Persönlichkeit in diese 
Aufgabe. Mögen auch die Motive 
des e inzelnen unterschiedlich ge
wesen sein, sie reichten von der 
Sinnhaftigkeit eines starken Sozia
lismus bis zum handwerklichen 
Traditionsempfinden, sie beein
flußten dennoch stets positiv das 
tägliche pädagogische Tun. 

In der DDR bestand d ie Bildung 
insgesamt wie auch die Berufsbil
dung und dabei die Aus- und die 
Weiterbildung speziell als ein Sy
stem, das vollständig in der zentra
listischen Planung , Steuerung und 
Kontrolle lag. Spezialisiert wirkten 
innerhalb dieses Systems wieder
um berufsspezifische Teilsyste me, 
wie es die Berufsbildung der Holz
und Polste rberufe eines war. 

Eine Berufsfachkommission, em 
ehrenamtlich arbeitendes Fach
gremium aus Bildungsverantwortli
chen des Fachministeriums und 
von wirtschaftsleitenden wie örtli
chen Organen, aus Fachlehre rn 
(Berufsschullehre rn) und Lehrmei
stern (Ausbildern), erarbeitete in 
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Abständen von zehn bis 15 Jahren, 
dem gesellschaftlichen und techni
schen Erfordernis entsprechend, 
Lehrpläne (Ausbildungsunterla
gen). Sie galten in allen 15 Bezirken 
für die Berufsschulen und für die 
berufliche Praxis. 

Als erstes, übergreifendes Mo
ment leiteten sich aus den Lehrplä
nen die Lehrbücher ab. Einziger 
und zugewiesener Verlag war der 
Fachbuchverlag Leipzig. Der Ver
lag war aber nur verantwortlich für 
die redaktionelle Organisation und 
Herausgabe. Für den fachlichen 
Inhalt zeichneten die Berufsfach
kommissionen verantwortlich. Es 
wurden gemeinsam Autoren gefun
den, die für ein Minihonorar arbei
teten. Es soll nicht gesprochen wer
den von den Schwierigkeiten wie 
Geheimnisschutz jeglicher produk
tiver Anlagen, den veralteten Aus
rüstungen und Verfahren, den feh
lenden technischen Möglichkeiten 
für Fotoreproduktion, Retusche 
und Schreibkapazität Die Herstel
lung · einzelner Publikationen dau
erte mehr als fünf Jahre bis zur Aus
lieferung. Dafür kostete eine sol
che Veröffentlichung - marktwirt
schaftlich unvorstellbar - dann 
aber nur 10,- bis 18,- Mark. Wer 
hier Autor war, verdient eher die 
Hochachtung als den nun vorherr
schenden Hohn und die Klischee
verurteilung als Gefolgsmann. 

Den Lehrbüchern folgten, wenn 
dafür Autoren und Produktionska
pazitäten vorhanden waren, Unter
richtsmittel, die meist im berufs
theoretischen w1e berufsprakti
schen Unterricht gleichermaßen 
einsetzbar waren. Sie entstanden in 
Verantwortung der Koordinie
rungsstelle für Berufsbildung über 
dort ehrenamtlich arbeitende Ar
beitsgruppen aus Fachpädagogen 
der Theorie und Praxis, die voller 
Berufsehre und uneigennützig tätig 
waren. War ihre Arbeit wirklich 
umsonst? Haben sie nicht ein we
sentliches Stück Berufsgeschichte 
mitgeschrieben? Sie stehen nun am 
Rande des Vorwurfs. 

Man muß dieses Umfeld kennen, 
um die bestehende Situation zu be
greifen. Mit Ausbildungsmitteln 
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sind altbundesdeutsche Lehrmate
rialien für die berufspraktische 
Ausbildung gemeint. Der Wortlaut 
im Einigungsvertrag zum Einsatz 
von Ausbildungsmitteln in den neu
en deutschen Ländern ist wenig 
befriedigend. Darin ist die schnel
le Einführung altbundesdeutscher 
Unterrichtsmaterialien in der Be
rufsbildung des Beitrittsgebietes 
vorgesehen, kein Wort jedoch von 
einer Überleitungsphase mit vorerst 
weitergenutzten politisch neutralen 
Materialien der ehemaligen DDR 
Wenn daher meine Einschätzung 
aus Befragungen einer Anzahl ost
deutscher Ausbildungsstätten alles 
andere als positiv ausfällt, ist das 
zwar ganz und gar nicht im Sinne 
des Wunsches aber harte Realität 
und von verantwortlichen Fachleu
ten der Berufsbildung der Alt-DDR 
warnend vorhergesehen worden. 
Dazu gab es im ersten Halbjahr 
1990 genügend Aussprachen u. a. 
im Bundesinstitut für Berufsbil
dung, in den Handwerks- und In
dustrie- und Handelskammern. 

1.2 Lehrbücher und Unterrichts-
mittel der DDR 

Bevor die Untersuchungsergebnis
se gründlicher und auch mit 
Schlußfolgerungen vorgestellt wer
den, hier zum besseren Verständ
nis die wesentlichen Grundsätze 
der Tischler- und Holztechniker
Ausbildung der DDR: 
Der Lehrer vermittelt ein allge
meingültiges Wissen konkreter 
Sachverhalte, Bezüge und Zusam
menhänge. 

Der Lehrmeister vermittelt das Ar
beiten an der speziellen, im Be
trieb vorhandenen Maschine bzw. 
dem betrieblichen Arbeitsplatz. 

Theoretisches Wissen und berufli
ches Können und Fertigkeiten er
gänzen sich zweckdienlich, ohne 
sich in der Vermittlung wesentlich 
zu überschneiden. 

Dementsprechend gab es für die 
Berufsschule und für die Lehr
werkstatt die gleichen Lehrbücher 
und UnterrichtsmitteL Sie wurden 
nur unterschiedlich genutzt und 
eingesetzt. Der Vorteil bestand, si
cherlich einsehbar, in der steten 

beiderseitigen Information der 
Wissensvermittlung und der damit 
verbundenen Vermeidung von 
Doppelungen und (eventuell auch) 
falschen und sich widersprechen
den Interpretationen. Ein DDR-spe
zifischer Vorteil bestand im gerin
geren Erstellungsaufwand. 

Um nun einen recht hohen Abstim
mungsgrad zwischen dem Lehrer 
und dem Lehrmeister für eine je
weilige Lehrlingsgruppe einerseits 
und den Lehrern und Lehrmei
stern aller holzspezifischen Bil
dungseinrichtungen andererseits 
zu erreichen, gab es in den Territo
rialbereichen Methodische Kom
missionen und zentral, durch die 
Koordinierungsstelle für Berufsbil
dung organisiert, Fachmethodi
sche Sektionen (für die Berufsschu
len) und Lehrobermeister-Tagun
gen (für die berufliche Bildung). 

Die pädagogischen Leiter der be
ruflichen Bildung trafen sich halb
jährlich an zwei Tagen in einer Aus
bildungseinrichtung, um neue 
fachliche Informationen zu Werk
stoffen, Ausrüstungen und Techno
lagien kennenzulernen und um 
sich fachmethodisch (berufsdidak
tisch) auszutauschen. Es gab den 
auch heute noch gültigen Slogan: 
Der Erfahrungsaustausch ist die 
billigste Investition. 

Ausgerüstet mit einheitlichen Lehr
büchern und Unterrichtsmitteln 
und wissend von möglichen Unter
richtsmethoden und machbarem 
unterrichtlichen Vorgehen, spezifi
zierte der Ausbilder nun seine kon
kreten Aufgaben aus der betriebli
chen Situation. Er fand nun ein sub
jektiv uneingeschränktes Betäti
gungsfeld, wo er ganz Pädagoge 
und Fachmann sein konnte. Er war 
Mensch mit all seinen Stärken und 
Schwächen. An dieser Stelle gab 
es für ihn kein Bevormunden. Er 
stand interessierten jungen Men
schen gegenüber, die ein klares 
Ziel, den Facharbeiterabschluß, 
vor Augen hatten . Der Ausbilder 
unterlag, wie auch jeder altbun
desdeutsche Ausbilder, betriebli
chen und objektiven Zwängen. Mit 
ihnen klarzukommen, zeigte seine 
ganze Persönlichkeit. 
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Nun kam die gesamtdeutsche Öff
nung und mit ihr die euphorischen 
Begegnungen mit Menschen, Deut
schen, Freunden, Fachleuten und 
einem unüberschaubaren Fundus 
an Rechtsvorschriften und Fachin
formationen . Der bisher fachdidak
tisch gut betreute Pädagoge 
schwappte fachlich und persönlich 
über den überschaubaren Rand 
seines Bereiches, brach, nun der 
Fesseln entledigt, bewußt aus. Er 
verstrickte sich zunehmend in ein 
für ihn fachliches und fachdidakti
sches Wirrwarr, dem er wegen der 
nicht erwarteten neuen Fesseln 
nicht gleichwertig wie sein west
deutscher Berufskollege Herr wur
de. Neue Fesseln bedeuten hierbei 
die zunehmende Arbeitslosigkeit 
in den Betrieben, die zunehmende 
Verschuldung der Betriebe, die 
Kompetenzlosigkeit der Berufsaus
bildung, die persönlichen Sorgen 
in den Familien. 

1.3 Ausbildungsmittel der alten 
Bundesrepublik 

Verantwortliche Einrichtung für 
das fachdidaktische Niveau der 
Ausbildungsmittel im Bundesge
biet ist das Bundesinstitut für Be
rufsbildung, Berlin. In Zusammen
arbeit mit dem Beuth-Verlag, Ber
lin, werden die Ausbilder von Neu
erscheinungen und vom Bestand 
informiert und haben die Möglich
keit, zu bestellen. Für den Ausbil
dungsberuf .,Tischler" gibt es in 
Umsetzung der Verordnung über 
die Berufsausbildung zum Tischler 
vom 15. Juli 1977 zehn Lehrgänge, 
die jeweils mit Ausbildungsmitteln 
belegt sind. 

Die Ausbildungsmittel stellen an
spruchsvolle Lehrbeispiele mit ho
hem Maß an Bearbeitungsvielfalt 
und Handlungsgeschick dar. Die 
Informationen und Lehrdarstellun
gen sind auf das Nötigste be
schränkt und geben eine Hand
lungsorientierung für Lernende 
und Lehrende gleichermaßen. Oh
ne den Finger auf niveauschwä
chere Abweichungen gehoben zu 
haben, wird der ungeübte und lei
stungsschwächere Ausbilder auf 
die angestrebten Ausbildungsziele 
hingewiesen und werden ihm 
Handlungshilfen gegeben. 
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1.4 Untersuchungsergebnisse 
zur Thematik 

Im Rahmen der thematischen Vor
bereitung dieses Beitrags wurden 
24 Einrichtungen der beruflichen 
Bildung in den fünf ostdeutschen 
Ländern angesprochen und um 
Aussagen gebeten zu Fragen des 
Einsatzes der alten und neuen Aus
bildungsmittel einschließlich de
ren Bewertung, der Bereitstellung 
von Ausbildungsmitteln und Lehr
büchern sowie der Einschätzung 
der Ausbildungsmöglichkeiten. 
Befragt wurden vier Tischlermei
ster, davon ein Jungunternehmer, 
und 20 Ausbildungswerkstätten 
ehemaliger volkseigener Betriebe, 
davon elf größere mit zwei bis vier 
Ausbildern und neun kleinere mit 
einem Ausbilder. Die volkseigenen 
Betriebe sind alle in Gesellschaf
ten mit beschränkter Haftung über
führt worden. Um das Ergebnis 
auch geschichtlich einzuordnen: 
Zum Befragungszeitraum waren 
vergangen: 
ein Jahr und acht Monate nach der 
Volksrevolution, 
ein Jahr nach der Währungsunion, 
neun Monate nach der deutschen 
Vereinigung. 

Zu den Aussagen 
Am wichtigsten war allen Antwor
tern die Sorge um das Überleben. 
Alle anderen Aussagen ordneten 
sich dem unter und waren nur 
zweitrangig. Unterscheiden muß 
man erstmals in Aussagen der Lei
ter von Ausbildungsstätten der Mö
belbetriebe und der Tischlermei
ster. 

Alle Leiter der Bildungseinrichtun
gen bedrücken die Sorge und die 
Machtlosigkeit um den Fortbestand 
des Betriebes und der betriebli
chen Bildungseinrichtung, die Sor
ge um den Berufsnachwuchs, der, 
wenn dann schon ausgebildet, in 
die alten Bundesländer .,auswan
dert''. Die Sorge begründet sich 
vorwiegend um den beruflichen 
Nachwuchs zum Fortbestand der 
Produktion. 

Die Tischlermeister sehen die Sor
gen um ein Bestehen ebenfalls vor
rangig, haben aber unterschiedli
che Aussagen dazu gegeben. 

Während die einen genügend Auf
träge haben und schon nach Ar
beitskräften suchen, stehen andere 
im Wechsel mit Kurzarbeit. Deren 
miese Ertragslage begründet sich 
im Ladenbau speziell auf ungeklär
te Eigentumsfragen der Ladenbe
sitzer und um altbundesdeutsche 
.,Schlitzohren", die trotz des höhe
ren Aufwandes und der nicht bes
seren Qualität zu Dumpingpreisen 
das ostdeutsche Geschäft rui
nieren. 

Einschätzung der alten 
Unterrichtsmittel 
Es sind natürlich die Unterrichts
mittel vorhanden, die in den frühe
ren Jahren bezogen wurden. Sie 
werden weiterhin eingesetzt. Nicht 
eine Aussage sagt etwas anderes. 
Wie zu verstehen ist, wurden auch 
früher ganz unterschiedlich Unter
richtsmittel gekauft, je nach Auffas
sung des Ausbilders. So setzt der 
eine Ausbilder eben mehr Unter
richtsmittel ein als der andere. Das 
kann daran liegen, daß 
- der Ausbilder der Praxisan

schauung den Vorzug gibt, 
- nicht die geeigneten Unter

richtsmittel angeboten wurden, 
- dem Ausbilder das pädagogi

sche Wissen und Geschick da
für fehlen. 

Tischlermeister setzten in der Ver
gangenheit fast keine Unterrichts
mittel ein. Als stetig eingesetzte Un
terrichtsmittel wurden u. a . ge
nannt Folien zum Bau und zu Eigen
schaften des Holzes, zu Holzfehlern 
und zur Spanungslehre. 

Einschätzung der neuen 
Ausbildungsmittel 
Ausbildungsmittel des Bundesinsti
tuts für Berufsbildung waren in ei
ner Einrichtung am .,meisten" vor
handen. Alle anderen hatten keine 
- weil sie kein Geld hatten bzw. 
- weil sie keine kannten. 
In keinem Fall wurde eine inhaltli
che Aussage gegeben. 

Anforderung an neue 
Ausbildungsmittel 
Einer der Leiter und Nutzer der 
BIBB-Ausbildungsmittel antwortete 
hierzu: .,Aus finanziellen Gründen 
können wir uns im Augenblick kei-
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ne weiteren Ausbildungsmittel an
schaffen, deshalb haben wir uns 
mit diesem Problem noch nicht 
befaßt. Wir besitzen einen Bild
werfer.'' Eine andere Aussage 
empfiehlt, die Folienreihe zur 
Spanungslehre der Koordinie
rungsstelle für Berufsbildung zu 
überarbeiten und neu herauszu
geben. 

Alle befragten Tischlermeister in
teressierten sich nicht für zu ent
wickelnde AusbildungsmitteL 
Wenn überhaupt, dann sollten sie 
von Fachleuten entwickelt und 
dann angeboten werden. 

Einschätzung der Lehrbücher 
Hier beschreiben die Aussage der 
Leiter das vorhandene Chaos: Mit 
Öffnung der Mauer hatte jeder 
Fachmann, Meister und Lehrling 
die Möglichkeit, ein Lehrbuch frei 
kaufen zu können oder geschenkt 
zu bekommen. Hinzu kam die bis
lang unbekannte Händlerstrategie. 
Somit sind Lehrbücher aller Verla
ge, jeder Güte, aller Auflagen und 
jedweden Zustandes vorhanden. 
Für den Lehrer ist das ein chaoti
scher Zustand, für den Meister und 
Ausbilder ist das ein nicht erfaßba
rer Wirrwarr. Hinzu kommen die 
Alt-Titel der DDR, die teils als Klas
sensätze oder teils als Kaufexem
plare vorliegen, aber auch zum 
Ausverkaufspreis angeboten wer
den. Der immer häufigere Griff 
zum Alt-Titel begründet sich auf 
den unumstrittenen fachlichen 
Wert dieser Lehrbücher, die recht 
gute Kenntnis des Inhalts, das ver
standene methodische Vorgehen 
wie auch das wirkliche Vorhanden
sein genügender Exemplare. 

Der Tischlermeister bekam mel
stens eine Titelsammlung irgendei
nes befreundeten altbundesdeut
schen Tischlermeisters, hat sie 
stolz in sein Büro gestellt und findet 
nun wegen der auf ihn e inbrechen
den Probleme (noch) keine Zeit 
zum Lesen. 

Einschätzung der 
Ausbildungsmöglichkeiten 
Hier kommt der ostdeutsche Aus
bildungsbetrieb in echte organisa
torische Schwierigkeiten. 
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Bislang gab es die Lehrgänge 
- Manuelle Fertigung 
- Maschinelle Bearbeitung 
- Bekleben von Flächen 
- Oberflächenbehandlung 
- Montage. 
Diesem Ausbildungsablauf ent
sprechend waren die Einrichtun
gen und Ausrüstungen der be
trieblichen Bildungseinrichtungen 
aufgebaut. Die Unterrichtsvorbe
reitungen der Lehrmeister entspra
chen diesen Bedingungen. Noch
mals zum Verstehen, das war so in 
den Ausbildungsstätten der Betrie
be, die ja immerhin ca. 60 Prozent 
aller Lehrlinge ausbildeten, was 
nach meinen Kenntnissen sicher 
noch nicht viel anders sein dürfte. 
Der Tischlermeister beteiligte 
richtiger- und logischerweise den 
Lehrling an allen anfallenden Ar
beiten und legte nach pädagogi
scher Erfahrung, Zeit und Ge
schick des Meisters einige Lehr
maßnahmen fest. 

Nun kam mit der Anpassung,an die 
altbundesdeutsche Ausbildung und 
dem m. E. zu euphorischen, un
überlegten und sporadischen 
Übernehmen altbundesdeutscher 
Lehrgänge das Erkennen der Pro
bleme und das große Jammern. 
Mit dem Fehlen einer angepaßten 
Ausbildungsorganisation ist natür
lich auch der Einsatz von Ausbil
dungsmitteln offen. 

2. Schlußfolgerungen für die 
künftige ostdeutsche 
berufliche Bildung Holz 

2.1 Gesamtheit der Erfordernisse 
e Schaffen von landesspezifischen 

Informationsstellen für 
- die geltenden Rahmenlehrplä

ne der Berufe Tischler, Holzme
chaniker, Drechsler, Holzbild
hauer, Stuhlbauer u. a ., 

- die Ausbildungsmittel des Bun
desinstituts für Berufsbildung, 
der ehemaligen Koordinie
rungsstelle für Berufsbildung, 
betriebsspezifische Materialien 
zu Werkstoffen und Maschinen 
sowie zu fachspezifischen rechts
und wirtschaftlichen Schwer
punkten. 

- alle deutschsprachigen Lehrbü
cher, 

- alle fachspezifischen Lehrmittel 
der Berufsschulen, 

- die wichtigsten Normen (DIN 
dazu vergleichend TGL), 

- die Vorschriften und Hilfen der 
Holz-Berufsgenossenschaft. 

e Schaffen einer Fortbildungsein
richtung für alle Ausbilder der 
Holz- und Polsterberufe zum 

- fachdidaktischen Erfahrungs
austausch, 

- Kennenlernen der Eigenschaf
ten und der Verarbeitung neuer 
Werkstoffe, 

- Vertrautmachen mit neuartigen 
Werkzeugen, 

- Einschätzen weiterentwickelter 
Maschinen. 

e Entwickeln übergangsspezifi
scher Ausbildungsmittel mit den 
Besonderheiten 

- vorhandener Stand an Einrich
tungen wie Werkstatt- und La
gergebäude, Transporttechnik, 
Lackierräume, Ver- und Entsor
gungsanlagen, 

- bestehende Ausrüstungen wie 
Maschinen, Handwerkzeuge, 
Kleinmechanisierung (tooling), 
Vorrichtungen, 

- Werkstoffe und Halbfabrikate, 
Beschläge, Verbindungsmittel, 

- gestalterische und technische 
Vorschriften, 

- Gestaltung und Konstruktion ty
pischer beruflicher Arbeiten, 

- Kostenbezug zu allen Ausfüh
rungspunkten. 

Die vorgeschlagenen Informations
und Fortbildungseinrichtungen 
sollten im Dienst der jeweiligen 
Landesregierung stehen und 
durch Bundesmittel getragen wer
den. Sie sollten auch für die Ent
wicklung und Herausgabe der zu 
entwickelnden Ausbildungsmittel 
verantwortlich sein. 

Der unmittelbare Nutzen besteht 
im vorübergehenden weiteren Nut
zen vorhandener Unterrichtsmate
rialien, Ausrüstungen und Einrich
tungen sowie im fundierten Heran
führen der Ausbilder an gesamt
deutsches Niveau und in der um
fassenden und schnellen Einfluß-
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nahme auf Veränderungen. Damit 
würde ein hohes Maß an Ausbil
dungsqualität und Bereitschaft zur 
Meisterung der immensen Aufga
ben in den neuen Bundesländern 
geleistet. Dementsprechend wür
de der ostdeutsche Unternehmer 
seine Lehrlinge wieder zuhause 
ausbilden lassen, und die Talfahrt 
der ostdeutschen beruflichen Bil
dung würde einen Trend nach 
oben bekommen. 

Die inhaltliche und methodische 
Qualifizierung der Ausbilder ist 
nach der marktwirtschaftliehen 
Einordnung wohl am wichtigsten. 
Die Entwicklung darf nicht, wie bis
her, dem Selbstlauf überlassen 
werden. Es war die größte Nach
lässigkeit oder sogar der größte 
Fehler, die Rolle des Ausbilders in 
der Übergangsphase zu unter
schätzen. Es gab seitens des Autors 
und seitens der Berufsfachkommis
sionen genügend warnende Hin
weise an das Bundesinstitut für Be
rufsbildung, an die Handwerks
kammern, an die Industrie- und 
Handelskammern wie auch an die 
entstehenden Landesregierungen, 
die bewährte Form des informati
ven freiwilligen Angebotes an fach
licher und fachdidaktischer Infor
mation nicht sterben zu lassen, son
dern mit geringen Mitteln auf ein 
neues Niveau weiterzuführen. 

2.2 Hinweise auf zu schaffende 
Ausbildungsmittel 

Am Umfang der Ausbildungsmittel 
und an deren Medienart sollten 
keine wesentlichen Änderungen 
vorgenommen werden, da mit den 
bisherigen gehefteten Loseblatt
sammlungen, den Videos, den An
schauungstafeln und den Realob
jekten das in der beruflichen Pra
xis mögliche Instrumentarium er
schöpfend erfaßt wurde. Ändern 
sollte sich jedoch der Systemcha
rakter und der inhaltliche Bezug. 
Mit Systemcharakter soll der un
mittelbare Bezug zwischen Lehr
planforderung, Information und 
Lernunterstützung verstanden wer
den. 

Material zur Lehrplanforderung ist 
zum ersten natürlich der jeweils 
geltende Ausbildungsrahmenplan, 
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der z. Z. nicht mal in allen Ausbil
dungsbetrieben vorhanden ist (ob
wohl daran ausgebildet wird!). Es 
sollten Kommentare dazu verfaßt 
werden, die die besondere Situa
tion in der Übergangszeit berück
sichtigen, den Plan für die ostdeut
sche Ausbildung lesbar gestalten. 

Informationen angedachter Art 
sind alle Formen der Beschreibung 
bildungspolitischer, technischer, 
arbeitsschutzseitiger und wirt
schaftlicher Gegenstände. Hierzu 
erreichten den ostdeutschen Aus
bilder eine unüberschaubare Viel
falt an Lektüre, die leider nur wahl
los verstreut wurde und wegen des 
fehlenden Systemcharakters un
überschaubar ist. In der Kürze und 
im überschaubaren Zugriff liegt 
deren Wirkung. 

Materialien der Lernunterstützung 
sind alle Arten und Formen der 
Ausbildungsmedien. Ihr Systembe
zug ist für eine erkennbare Anwen
dung unabdingbar. 

2.3 Schlußbemerkungen 
Spätestens mit der konkreten fach
spezifischen Einflußnahme altbun
desdeutscher Verwaltungseinrich
tungen und Produktions- w1e 
Dienstleistungsbetriebe ist der ge
waltige Unterschied in beiden Be
zugsgebieten erschreckend klarge
worden. Auch wenn das Geld vor
handen wäre, so wären die Proble
me noch lange nicht technisch lös
bar. Wer es anfangs nicht einsehen 
wollte, daß die ostdeutsche Wirt
schaft noch lange hinterherhinken 
wird, ist nun durch harte Tatsachen 
eines Schlechteren belehrt. Altbun
desdeutsche Forderungen sind 
nicht sofort und nicht ohne Proble
me übertragbar. Damit besteht ei
nerseits die für die Ausbildung 
komplizierte Situation der durch die 
Innungen meist schon vollzogenen 
Ausbildungsforderung in Umfang, 
Zeit und Inhalt und andererseits die 
nicht oder noch nicht überall mög
liche Umsetzbarkeit. Schließlich, 
und das soll hier so hart formuliert 
werden, verstreicht durch die ein
jährige Ausbildungsverlängerung 
verfügbare Vorbereitungszeit, ohne 
daß wesentliche Probleme aufge
worfen und gelöst werden. 

Hier hilft nur eine zugestandene 
Einsicht weiter und in deren Folge 
konkrete Forderungen für den 
Übergang - Forderungen, die je
der kennt, versteht und einhält. 
Selbstverständlich müssen sie etwa 
halbjährlich fortgeschrieben wer
den. 

Übergangsprobleme gilt es zuerst 
einrichtungs- und ausrüstungssei
tig zu erkennen, zuzugestehen und 
bewußt zu beschreiben und davon 
Handlungen abzuleiten. So sollten 
Forderungen der Holz-Berufsge
nossenschaft für die ostdeutschen 
Länder zeitbezogen gelockert wer
den. Ausgangspunkt können dabei 
nur die ehemaligen DDR-Standards, 
die TGL, sein - Endpunkt die Eu
ropanorm. Zu Werkstoffen, Be
schlägen, Halbfabrikaten und Ver
bindungsmitteln dürfte es keine 
Forderungen geben müssen. Hier 
haben schon die Anbieter den 
marktwirtschaftliehen Wunsch zu 
informieren. Es sollte jedoch eine 
vergleichbare Form der Informa
tion für die berufliche Ausbildung 
gefunden werden. 

Eine Teilstrecke der beruflichen 
Bildung, die unkompliziert und 
schnell ostdeutsch akzeptiert und 
übernommen wurde, ist die der 
Gestaltungs- und Konstruktionsvor
schläge zu Arbeitsproben, Gesel
len- und Meisterstücken. 

Hier gilt besondere Anerkennung 
dem Fachverband Holz- und Kunst
stoff, speziell dem Landesverband 
Nordrhein-Westfalen, dem Bundes
institut für Berufsbildung aber 
auch den zahlreichen persönlichen 
Kontakten der Tischlermeister Ost 
und West. 

Dagegen ist es sehr kompliziert, 
mit den neuen DIN-Forderungen 
und den Forderungen der Holz-Be
rufsgenossenschaft zurechtzukom
men. Ehemals kostete es keine Mü
he, es war sogar beabsichtigt, daß 
jeder Ausbilder die für ihn wichti
gen TGL- und Arbeitsschutzforde
rungen am Platz hatte. Nun hat er 
sie nicht mehr und alles ist neu. 
Welch Betätigungsfeld für zu schaf
fende Informations- und Ausbil
dungsmittell 
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Eine wohl allgemein und nicht nur 
in der Berufsbildung anstehende 
Problematik ist die der Betriebs
wirtschaft mit all ihren kostenwirk
samen Elementen. Hierzu gibt es 
anerkanntermaßen umfangreiche 
und auch verständliche Veröffentli
chungen, so auch vom Fachver
band HKH. Nur erreichen sie wie
derum nicht jeden und dann soll
ten sie zwingend Unterrichtsge
genstand und -prinzip werden. 

Mit diesen Gedanken aus Kenntnis 
des Problemgebietes und aus ak
tuellen Befragungen sollte auf die 
bestehenden Probleme in der be
ruflichen Bildung der Holz- und 
Polsterberufe in den neuen Bun
desländern aufmerksam gemacht 
werden. Wenn auch in der ersten 
euphorischen Phase der deutsch
deutschen Verbrüderung das nicht 
vorrangig betrachtet, bewußt oder 
unbewußt übersehen oder aus fal
scher Überheblichkeit wie fal
schem Stolz nicht gedacht und aus
gesprochen werden wollte, so ist es 
allerhöchste Zeit, sich des beider
seitig vorhandenen Technikums 
(Einrichtungen und Ausrüstungen 
wie auch Unterrichts- und Lehrmit
tel) und dem beiderseitigen Kön
nen bewußtzuwerden. Lösung kann 
nicht das Abwandern fähiger Fach
leute in den Westen und das vor
übergehende Helfen fähiger Bera
ter im Osten sein. Es war stets und 
es ist vorhanden die Bereitschaft 
zum Umlernen und zur Verände
rung. Geben wir den Fachleuten 
um die 50 Jahre eine Chance, ge
ben wir ihnen die Verantwortung 
für die Zukunft und für die Jugend 
zurück, damit die Zukunft und die 
Jugend eine Chance haben. 
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Berufsbildungsforschung: 

Berufsbildungsforschung in den neuen 
Bundesländern im Lichte der Denkschrift der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft 
Wolfgang Behrendt, Klaus Döge 

Die Denkschrift der Deutschen Forschungsgemeinschaft zur Berufsbildungsforschung, die 
eine Bilanz zur Situation, den Hauptaufgaben und dem Förderungsbedarf der Berufsbil
dungsforschung im alten Bundesgebiet darstellt, ist eine wichtige Informationsquelle mit 
handlungsaufforderndem Charakter auch für die Berufspädagogen in den neuen Bundes
ländern. Sie bietet eine Grundlage für den Vergleich von Forschungsschwerpunkten, me
thodologischen Positionen und Ergebnissen und hilft so, Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
auch im Hinblick auf eine kritische Aufarbeitunq der Berufsbildungsforschung in der ehe
maligen DDR zu bestimmen. 

Ein Vergleich berufspädagogischer Aussagen zeigt unterschiedliche paradigmatische An
sätze, aber auch beträchtliche Gemeinsamkeiten. Im Zentrum der Forschung des alten Bun
desgebietes und der DDR standen im wesentlichen übereinstimmend Beruf, Persönlich
keitsbildungund Prozeßgestaltung. Im Zusammenhang mit der in der DDR dominierenden 
zentralistischen Einflußnahme auf Wissenschaftsplanung, Kontrolle und Abrechnung der 
Forschungsergebnisse ergaben sich Vereinseitigungen in der methodologischen und theo
retischen Anlage vieler Forschungen. Sie mußten sich einer Ideologie verpflichtet fühlen. 

Die berufspädagogische Lehre und Forschung an den Hochschulen des neuen Bundesge
bietes befindet sich im Zusammenhang mit der Übernahme der bundesdeutschen hoch
schulrechtlichen Bestimmungen, ihrer länderspezifischen Differenzierung und den damit 
verbundenen personellen und finanziellen Konsequenzen in einer totalen Umbruchsituation 
und läßt sich übergreifend kaum bilanzieren. Künftige Forschung sollte sehr sensibel auf die 
wirklichen Bedürfnisse im neuen Bundesgebiet reagieren und dabei weder alte noch neue 
Dirigismen zulassen. 

Prof. Dr. sc. Wolfgang Behrendt 
Diplom-Handelslehrer; 
ehemals Humboldt-Universität zu Berlin. 

Der Senat der Deutschen For
schungsgemeinschaft berief 1986 
eme Kommission für Berufsbil
dungsforschung, die 1987 ihre Tä
tigkeit aufnahm. Nach etwa zwei
jähriger Arbeit wurde eine Denk
schrift zur Entwicklung, zu den Auf
gaben, den vorhandenen Ressour
cen und dem Förderungsbedarf 
der Berufsbildungsforschung an 
den Hochschulen des alten Bun
desgebietes vorgelegt. 1) 

Doz. Dr. sc. Klaus Döge 
Diplom-Handelslehrer; 
ehemals Humboldt-Universität zu Berlin. 

Ausgehend von der Bedeutung der 
beruflichen Aus- und Weiterbil
dung für die wissenschaftliche Lei
stungskraft, die Sozialstruktur und 
für den materiellen Wohlstand 
eines Gemeinwesens und seiner 
Bürger, wird mit der Denkschrift 
vor allem das Ziel verfolgt, mit der 
Entwicklung der Berufsbildungs
forschung die Effizienz der Berufs
bildung zu erhöhen. In diesem Zu
sammenhang wird insbesondere 
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der Beitrag von Universitäten und 
Hochschulen zur Berufsbildungs
forschung bilanziert. Daraus wer
den Schlußfolgerungen und Orien
tierungen zu möglichen künftigen 
Forschungen und ihrer materiellen 
und personellen Sicherung abge
leitet. 
Die Denkschrift bietet zugleich An
regungen dafür, Forschungsaktivi
täten an Hochschulen und Universi
täten mit denen anderer wissen
schaftlicher Einrichtungen zu ver
netzen. 

Ein gründliches Beschäftigen mit 
dieser Denkschrift ist aus unserer 
Sicht für berufspädagogische Wis
senschaftler, aber auch für Berufs
schullehrer, Ausbilder und Füh
rungspersonal in dreifacher Hin
sicht bedeutsam: 

Erstens enthält sie eine Bilanz zur 
Situation, den Hauptaufgaben und 
dem Förderungsbedarf der Be
rufsbildungsforschung 1m alten 
Bundesgebiet und ermöglicht so 
das Schließen von Informations
lücken bei Berufspädagogen 1m 
neuen Bundesgebiet. 

Zweitens bietet sie eine Grundlage 
für den Vergleich von Forschungs
schwerpunkten, methodologischen 
Positionen und Ergebnissen zwi
schen dem alten Bundesgebiet 
und der ehemaligen DDR, hilft so, 
Gemeinsamkeiten und Unterschie
de auch im Hinblick auf eine kriti
sche Aufarbeitung bisheriger Be
rufsbildungsforschung in der DDR 
zu bestimmen. 

Drittens eröffnet die Denkschrift 
die Möglichkeit, Schwerpunkte für 
Berufsbildungsforschung im ge
samten Bundesgebiet zu konzi
pieren. 

Zur inhaltlichen Struktur 
der Denkschrift 

Die Denkschrift ist in sechs Haupt
kapitel gegliedert. Im Kapitel "Zur 
Lage der Berufsbildungsforschung 
in der Bundesrepublik Deutsch
land" wird der historische Ent
wicklungsgang der Berufsbil-
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dungsforschung in der Bundesre
publik Deutschland in bezug auf 
bestimmte für Berufsbildung rele
vante Wissenschaftsdisziplinen 
und mit Blick auf übergreifende so
zial wissenschaftliche Forschungs
felder im Berufsbildungsbereich 
dargestellt. 

Im Kapitel "Zukünftige Herausfor
derungen der Berufsbildung" wer
den Zusammenhänge zwischen Be
rufsbildung und Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktentwicklung, techni
scher Entwicklung und Verände
rungen von Produktionsprozessen, 
der Arbeits- und Ausbildungsbe
dingungen, Bevölkerungsentwick
lung und Entwicklung des Bil
dungswesens dargestellt. Damit 
wird der Objektbereich der Be
rufsbildungsforschung näher cha
rakterisiert. 

Im Kapitel "Konsequenzen für die 
Berufsbildungsforschung - For
schungsdesiderate'' werden grund
sätzliche Ableitungen aus dem Ob
jektbereich für mögliche und erfor
derliche Forschungen getroffen. 
Dabei wird als genereller For
schungsschwerpunkt formuliert: 
Berufsrelevante Bildungsprozesse 
im Kontext von Veränderungen 
technischer, ökonomischer und ge
sellschaftlicher Anforderungen 
und Bedingungen. 

Im Kapitel "Personelle und institu
tionelle Defizite und Förderungs
möglichkeiten'' werden die perso
nellen und institutionellen Kapazi
täten der Berufsbildungsforschung 
an Hochschulen und Universitäten 
in Relation zu den Erfordernissen 
des generellen Forschungsschwer
punktes untersucht. 

Im Kapitel "Zusammenfassung und 
forschungspolitische Konsequen
zen'' wird ein Katalog von Maßnah
men zur Effektivierung der Berufs
bildungsforschung vorgeschlagen, 
der von finanziellen Sicherungen, 
über Forschungskooperation bis zu 
Verbesserungen bei der Entwick
lung des wissenschaftlichen Nach
wuchses an den Hochschulen und 
Universitäten sowie der Ausbil
dung von Berufsschullehrern und 
Betriebsausbildern reicht. 

Diskussion von ausgewählten 
Positionen der Denkschrift 

Die Denkschrift befaßt sich mit 
dem Objektbereich Berufsbildung. 
Mit diesem beschäftigen sich ver
schiedene wissenschaftliche Diszi
plinen. Daher sind in der Denk
schrift sowohl interdisziplinäre For
schungsansätze enthalten als auch 
disziplinäre Fragestellungen, z. B. 
aus der Sicht der Psychologie, der 
Soziologie, der Betriebswirtschafts
lehre, der Berufs- und Wirtschafts
pädagogik. Berufsbildungsfor
schung ist also durch komplexes 
wissenschaftliches Herangehen 
gekennzeichnet. Berufs- und Wirt
schaftspädagogik stellen demzufol
ge einen Aspekt der Berufsbil
dungsforschung dar. In der bishe
rigen DDR existierte eine weite 
Auffassung von Berufspädagogik 

Berufspädagogisches Denken be
zog sich auf 
- alle Berufsfelder im Rahmen 

der Systematik der Facharbei
terberufe, nicht nur auf gewerb
lich-technische, 

- einen weiten Gegenstandsbe
reich, von der Berufsinhaltsfor
schung, über die Lehr- und 
Lernforschung bis hin zu Unter
suchungen zur Organisation von 
schulischer und betrieblicher 
Ausbildung sowie zur Personal
führung. 

Unsere Bemerkungen zur Denk
schrift sind einem berufspädagogi
schen Ansatz in diesem Sinne ver
pflichtet. 

Die Senatskommission für Berufs
bildungsforschung der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft hebt her
vor, daß die Herausforderungen an 
die Innovationskraft des Systems 
beruflicher Bildung von diesem 
nur so weit zuverlässig bewältigt 
werden können, wie Forschung -
vor jeder praktisch-politischen 
Maßnahme - die zu lösenden Pro
bleme präzise beschreibt und ana
lysiert und das Feld möglicher Lö
sungen abgesteckt hat. 2) Diese 
Aussage wird von uns voll unter
stützt, auch in der starken Hoff-
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nung, daß nun bessere Möglichkei
ten im neuen Bundesgebiet gege
ben sind, durch wissenschaftliche 
Entscheidungen Vorlauf für staatli
che Entscheidungen zu schaffen 
und nicht diese im Nachhinein zu 
interpretieren und zu legitimieren, 
wie es in der ehemaligen DDR häu
fig der Fall war. 

Bei der Analyse der berufspäd
agogischen Literatur des alten Bun
desgebietes und der neuen Bun
desländer stoßen wir auf verschie
dene paradigmatische Ansätze, 
aber auch auf beträchtliche Ge
meinsamkeiten. In der Denkschrift 
wird als em übergreifender 
Schwerpunkt gesetzt: "Es sollten 
vorrangig Lernprozesse untersucht 
werden, die erstens die tendenziell 
professionelle Organisation gesell
schaftlicher Arbeit in der Bundes
republik auch unter veränderten 
Bedingungen zu stützen vermögen 
und die zweitens zur Persönlich
keitsbildungder Individuen beitra
gen." 3) Damit sind die auch in der 
ehemaligen DDR traditionell im 
Zentrum stehenden Forschungs
orientierungen auf Beruf, Persön
lichkeitsbildung und Prozeßgestal
tung angesprochen. Sie gelten u. E. 
sowohl für die berufliche Erstaus
bildung als auch für die berufliche 
Weiterbildung in ihrer wachsen
den Verflechtung. Berufliche Wei
terbildung beinhaltet sowohl die 
berufsausgestaltende Weiterbil
dung, das Erreichen weiterführen
der Qualifikationen im Sinne von 
Aufstiegsweiterbildung als auch 
mit Berufsfeldwechsel verbundene 
Umschulung. 

Unsere Überlegungen zu künftigen 
berufspädagogischen Forschun
gen stimmen in vielfältiger Weise 
mit Hauptakzentuierungen in der 
Denkschrift überein. Aus unserer 
Sicht geht es um folgendes. 

1. Berufspädagogische Forschungen 
als Erfordernis der beruflichen 
Organisation gesellschaftlicher 
Arbeit 

Das gemeinsame Grundverständ
nis von Berufspädagogen aus alten 
und neuen Bundesländern zum Be
ruf geht davon aus, daß dieses ei
nen weithin anerkannten und 
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selbstverständlich vorausgesetzten 
Bestand an Kompetenz sowie ein 
Feld entsprechender Tätigkeiten 
umfaßt. Die Entwicklung der Be
rufsstruktur und eine entsprechen
de Erstausbildung und berufliche 
Weiterbildung sind von zentraler 
Bedeutung, und zwar für die wirt
schaftliche Leistungsfähigkeit und 
das Funktionieren des Arbeits
marktes als auch für soziale Stabili
tät. Unerläßlich sind auch Untersu
chungen zur Kompatibilität von Be
rufsstruktur und Berufen unter 
dem Aspekt eines zusammenwach
senden Europas. Berufspädagogi
sche Forschungen und deren prak
tische Umsetzung müssen von der 
professionellen Organisation der 
Arbeit ausgehen. Diese zeichnet 
sich dadurch aus, daß breite fachli
che Qualifikation und weitgehende 
Eigenverantwortlichkeit miteinan
der verbunden werden. 

Es geht also um die Entwicklung 
relativ umfassender Kompetenzen 
der Arbeitenden einschließlich 
der Fähigkeit und Bereitschaft zur 
Selbstregulierung am Arbeitsplatz. 
Solche Eigenschaften wirken sich 
nicht nur kostengünstig und im Hin
blick auf die Einsparung von Füh
rungskräften aus, sie sind auch zu
gleich ein wesentliches Element 
für Befriedigung in der Arbeit und 
für Selbständigkeit der Arbeiten
den bei der Bewältigung allgemei
ner Lebensanforderungen, stellen 
also allgemeine Persönlichkeitsbil
dung dar. 

Professionalität der Arbeitskräfte 
erlaubt hohe Disponibilität und Mo
bilität ohne sozialen Statusverlust 
als einem Erfordernis des Arbeits
marktes, der schnellen Bewälti
gung ökonomischer und techni
scher Veränderungen in den Un
ternehmen und ermöglicht auch 
Dynamik in der Lebensgestaltung 
der Arbeitenden, nicht zuletzt auch 
unter dem Aspekt der europäi
schen Integration. Schließlich darf 
auch nicht unterschätzt werden, 
daß die berufliche Organisation 
der gesellschaftlichen Arbeit gün
stige gesellschaftliche Aufstiegs
chancen eröffnet und der Befrie
digung von gewünschtem Sozial
prestige dient. 

2. Forschungen zum beruflichen 
Lernen als Bestandteil unge
teilter Persönlichkeitsbildung 
im Kontext von Veränderungen 
technischer, ökonomischer und 
gesamtgesellschaftlicher An
forderungen und Bedingungen 

Der allgemein anerkannte Bil
dungsbegriff bezieht sich auf Per
sönlichkeitsmerkmale, wie Selbst
bestimmung, Mündigkeit, Autono
mie, persönliche Identität, Indivi
dualität einschließlich moralischer 
Verantwortung für andere Men" · 
sehen, für die Gesellschaft. Ein sot-_ 
eher Bildungsbegriff muß bei der 
Gestaltung und Beurteilung von be
ruflichen Aus- und Weiterbildungs
prozessen als wesentliches Krite
rium beruflichen Lernensund Ar
beitens zugrunde gelegt werden. 
Das heißt, auch heute manchmal 
noch anzutreffende diskriminieren
de Unterscheidungen zwischen Bil
dung und Ausbildung zu überwin
den. Persönlichkeitsentwicklung 
wird stark durch berufliche Aus
und Weiterbildung, durch berufli
che Arbeit bestimmt; denn die Er
werbstätigkeit ist und bleibt nicht 
nur die wichtigste Quelle der Exi
stenzsicherung, sondern sie enthält 
auch wesentliche Ansprüche auf 
persönliche Sinnerfüllung, ist Be
standteil ungeteilter Persönlich
keitsbildung. "Die alten pädagogi
schen Gegensätze von ,Berufsaus
bildung' und ,Allgemeinbildung' 
haben sich faktisch aufgehoben 
(auch wenn es mancherorts noch 
nicht bemerkt wurde). Die Kernfra
ge der Berufsbildung lautet heute 
nicht mehr: Wie führt man in be
stimmte Arbeitstechniken ein? -
sondern: Wie legt man die Grund
lage für selbständiges Handeln, für 
die Autonomie der Persönlich
keit?" 4) 
Für berufsrelevante Bildungspro
zesse sind die Beziehungen von 
Lernen und Arbeiten, die Kombi
nation von Lern- und Arbeitspro
zessen, die pädagogische Gestal
tung von Lern- und Arbeitsumwel
ten von besonderer Bedeutung. 
Aufgrund der großen Dynamik in 
der gesamten menschlichen Um
welt, der damit verbundenen er
heblichen Beeinflussung der Ent
wicklung der Individuen und der 
daraus resultierenden Eigendyna-
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mik des Bildungsgeschehens sollte 
Forschung zur beruflichen Aus
und Weiterbildung als Entwick
lungsprozeßforschung konzipiert 
werden. Im Zentrum muß dabei 
u. E. die Forschung zur unmittel
baren Gestaltung der beruflichen 
Bildungs- und Erziehungsprozesse, 
in der DDR auch als berufspädago
gische Prozesse bezeichnet, ste
hen. Viele dazu von DDR-Berufs
pädagogen in letzten Jahren ge
wonnenen Erkenntnisse haben nach 
unserer Meinung auch weiter Be
stand. Es geht um Zielforschung, al
so darum, Ziele aufzuklären und zu 
bestimmen, die Ausgangspunkt für 
die Untersuchung individueller 
Entwicklungsprozesse sind. Wei
terhin sind Bedingungskonstellatio
nen zu analysieren, unter denen 
sich menschliche Entwicklungs
prozesse vollziehen (Bedingungs
forschung). Drittens ist zu untersu
chen, welche Wirkung verschie
dene Situationen auf die individuel
le Entwicklung haben (Wirkungs
forschung). Bei diesen Forschun
gen werden Ergebnisse erreicht, 
die die Möglichkeit bieten, "durch 
politische und / oder pädagogische 
Maßnahmen intervenierend im Sin
ne der festgelegten Ziele in die 
Entwicklungsprozesse eingreifen, 
diese beeinflussen und kontrollie
ren zu können (Interventionsfor
schung als Implementations- und 
Evaluationsforschung). Der Schwer
punkt der Berufsbildungsforschung 
als Entwicklungsprozeßforschung 
sollte beim dritten Aspekt lie
gen.'' 5) Das hier angesprochene 
pädagogische Eingreifen in Ent
wicklungsprozesse steht unseres 
Erachtens nicht im Gegensatz zur 
Freiheit der Individualitätsentfal
tung; denn es ist die eigentliche 
Aufgabe des Berufspädagogen, 
diesem widerspruchsvollen Pro
zeß der selbst zu initiierenden und 
selbst zu kontrollierenden Genese 
der Individualität, diesem kompli
zierten Vorgang freier Persönlich
keitsentwicklung in richtiger Weise 
Impulse zu geben. 6) 

So richtig und wichtig die Betonung 
des Ziels ist, Individualitätsentfal
tung, Selbstverwirklichung an den 
Anfangs- und Schlußpunkt aller 
Überlegungen zu stellen, so sollte 
doch die enge Beziehung zwischen 
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Bildung und Erziehung, besonders 
beruflicher Bildung, und Ökono
mie nicht im Gegensatz zur Persön
lichkeitsentwicklung gesehen wer
den. Das ist gerade unter den ge
genwärtigen Bedingungen in den 
neuen Bundesländern von beson
derer Bedeutung, weil vorhandene 
und weiterzuentwickelnde berufli
che Kompetenz wesentliches volks
wirtschaftliches Kapital und zu
gleich entscheidende Grundbe
dingung für individuelle Existenzsi
cherung sind. 

Erste Ansätze zur Bilanz 
berufspädagogischer 
Forschung und Lehre an 
den Universitäten der 
ehemaligen DDR 

Auf Anregung des Vorstandes der 
Kommission Berufs- und Wirt
schaftspädagogik der Deutschen 
Gesellschaft für Erziehungswissen
schaften fand im Herbst 1990 eine 
Beratung mit Vertretern von berufs
pädagogischen Lehr- und For
schungseinrichtungen an den Uni
versitäten des neuen Bundesgebie
tes statt. Teilnehmer waren Hoch
schullehrer der berufspädagogi
schen Struktureinheiten von den 
Universitäten Chemnitz, Dresden, 
Magdeburg, Leipzig und Berlin. 
Die Diskussion ergab weitgehen
den Konsens zu grundlegenden Po
sitionen der Denkschrift zur Berufs
bildungsforschung und entspre
chende Impulse für künftige For
schungsprojekte auf berufspäd
agogischem Gebiet. Es wurde bei 
den Kollegen der alten Bundeslän
der das Bedürfnis deutlich, bishe
rige Strukturen auf dem Gebiet der 
berufspädagogischen Forschung 
und Lehre im DDR-Gebiet sowie 
entsprechende Ergebnisse diffe
renziert zu verdeutlichen, um wis
senschaftliche Kommunikationen 
und Kooperationen zu begünsti
gen. Deshalb wurde vereinbart, 
eine systematisierende Darstel
lung zu Leistungen berufspädago
gischer Forschung und Lehre zu 
erarbeiten. Sie soll ein erster 
Schritt zu einer umfassenden Bilan
zierung und wissenschaftstheoreti-

sehen Aufarbeitung berufspädago
gischen Denkens und Handelns 
sein. Mit der Koordinierung dieser 
Aufgabe wurden die Autoren die
ses Beitrages betraut. 

Da es sich um einen ersten Zugriff 
auf eine bilanzierende Darstellung 
handelt, erfolgte zunächst eine 
Selbstdarstellung der Einrichtun
gen. Folgende Grobstruktur wurde 
zugrunde gelegt: 
l. Bisherige und vorgesehene Be

zeichnung der Hochschulein
richtung sowie knappe Kenn
zeichnung der Entwicklungsge
schichte und der damit verbun
denen Aufgaben in der Lehre. 

2. Tabellarische Darstellung von 
Forschungsprojekten I Aufgaben 
seit 1975 und Benennung der ma
terialisierten Forschungsergeb
nisse. 

3. Theoretische Hauptaussagen 
(Erkenntnisgewinn) von For
schungen seit 1985 aus heutiger 
Sicht. 

4. Konsequenzen für die künftige 
berufspädagogische Forschung 
der jeweiligen Hochschulein
richtung in Relationen zu den 
Aussagen der Denkschrift. 

Die inzwischen der Kommission 
Berufs- und Wirtschaftspädagogik 
übergebene Zusammenschau be
rufspädagogischer Denk- und Ar
beitsrichtungen an den Universitä
ten des neuen Bundesgebietes ver
deutlicht die Vielfalt von Struktu
ren, Forschungseinrichtungen und 
Ergebnissen. Das spezifische wis
senschaftliche Profil der Einrich
tungen wird sichtbar gemacht. Un
beschadet des Eingeordnet-Seins 
in gesellschaftspolitische Entwick
lungen und Zwänge eines admini
strativ-zentralistischen Systems 
wird ersichtlich, daß in vielen Fra
gen ähnliche Strukturen, wissen
schaftliche Positionen und Ergeb
nisse wie in den alten Bundeslän
dern bearbeitet wurden. Künftige 
berufspädagogische Lehr- und 
Forschungsaktivitäten können un
serer Einschätzung nach auf der 
gememsamen Grundlage der 
Denkschrift zur Berufsbildungsfor
schung konzipiert und realisiert 
werden, wobei die unterschiedli
chen Bedingungen und Situationen 
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der alten und neuen Bundesländer 
beachtet werden müssen. 

Die Ergebnisse der berufspädago
gischen Lehre und Forschung an 
den Hochschulen des ehemaligen 
DDR-Gebietes müssen aus heutiger 
Sicht differenziert bewertet werden. 
Diesbezügliche Kriterien sind erst 
zu erarbeiten. Es ist die Pflicht der 
Berufspädagogen der neuen Bun
desländer, diese Aufarbeitung und 
Neubewertung in den nächsten Jah
ren selbst vorzunehmen und über 
die Ergebnisse zu informieren. Da
zu sollte man ihnen auch die Mög
lichkeit gewähren. Das wird ein 
komplizierter und langwieriger Pro
zeß sein, der in wissenschaftlicher 
Kooperation mit berufspädagogi
schen Wissenschaftlern der alten 
Bundesländer, aber darüber hinaus 
aus dem gesamten europäischen 
Raum vollzogen werden muß. Bei 
diesem Anliegen ist davon auszuge
hen, daß berufspädagogische For
schung in der DDR in die zentrale 
Planung gesellschaftswissenschaft
licher Forschung integriert sein 
mußte und damit zentralistische 
Einflußnahme auf Wissenschafts
planung, Kontrolle und Abrechnung 
der Forschungsergebnisse be
stand. Daraus ergaben sich auch 
Vereinseitigungen in der methodo
logischen und theoretischen Anla
ge vieler Forschungen. Sie mußten 
sich einer Ideologie verpflichtet 
fühlen . Die oft auftretenden schein
bar einheitlichen Meinungen und 
Positionen waren Ausdruck ideolo
gischer Begrenzungen und Zwän
ge. Die in Wahrheit durchaus vor
handene Meinungsvielfalt zeigte 
sich zwar in mündlichen Diskussio
nen, schlug sich aber in Publikatio
nen kaum nieder. 
Die konzeptionelle Anlage von 
Lehre und Forschung wurde zen
tral koordiniert Damit wurde ei
nerseits der Handlungsspielraum 
des einzelnen Wissenschaftlers 
eingegrenzt, andererseits Konzen
trationen der Kräfte gefördert 
Bei der Aufarbeitung berufspäd
agogischen Denkens sollten fol
gende Fragen ins Zentrum gerückt 
werden: 
-Inwieweit und in welchem Um

fange sind berufspädagogische 
Wissenschaftsdisziplinen bil-

BWP Sonderheft 1991 

dungspolitisch instrumentali
siert und einseitig ideologisch 
vereinnahmt worden? 

- Wie wurde ideologischen Füh
rungsansprüchen der SED und 
staatlichen Eingriffen begegnet? 

- In welchem Maße kam es zur 
Abkopplung von internationalen 
Entwicklungen berufspädagogi
schen Denkens und damit zur 
Ausgrenzung von Pluralität päd
agogischer Strömungen in Ver
gangenheit und Gegenwart? 

Künftige berufspädagogische For
schung sollte sehr sensibel auf die 
wirklichen Bedürfnisse der Gesell
schaft reagieren und dabei weder 
alte noch neue Dirigismen zur For
schung zulassen. Relative Autono
mie berufspädagogischer Wissen
schaft in der Gesellschaft ist zu ver
folgen. Unerläßlich scheint uns, be
rufspädagogische Forschung auf 
theoretischen Erkenntniszuwachs 
(Entwicklung der Wissenschafts
disziplinen) und damit verbunden 
auf Praxisnähe und Praxiswirksam
keit zu orientieren. Ein pluralisti
sches Konzept unterschiedlicher 
Paradigmen, Ansätze, Methoden 
und Bearbeitungsformen ist beab
sichtigt 
Die berufspädagogische Lehre 
und Forschung in den Hochschulen 
des neuen Bundesgebietes befin
det sich im Zusammenhang mit der 
Übernahme der bundesdeutschen 
hochschulrechtlichen Bestimmun
gen, ihrer länderspezifischen Dif
ferenzierung und den damit ver
bundenen personellen und finan
ziellen Konsequenzen in einer tota
len Umbruchsituation und läßt sich 
gegenwärtig übergreifend kaum 
bilanzieren. Die von der überwie
genden Zahl der berufspädagogi
schen Wissenschaftler gewünschte 
und punktuell begonnene Aufar
beitung und Neubewertung berufs
pädagogischer Lehre und Forschung 
hatte einerseits grundlegende ge
sellschaftliche Veränderungen zur 
Bedingung, wäre ohne sie nicht 
realisierbar. Andererseits sind mit 
den Veränderungen zum Teil nicht 
erwartete Konsequenzen verbun
den, die die dargestellte Herange
hensweise an bestimmte Aufgaben 
berufspädagogischer Forschung 
beträchtlich komplizieren. 

Dazu gehören vor allem 
- die erheblichen strukturellen 

Veränderungen an den Univer
sitäten, die mit der Auflösung 
und Neubildung von Fachberei
chen und Instituten verbunden 
sind, 

- die grundlegenden curricula
ren Veränderungen in den Stu
diengängen, 

- die existentiellen Sorgen von 
Hochschullehrern und wissen
schaftlichen Mitarbeitern, die 
sich aus personellen Kürzungen, 
Neuausschreibungen der Stel
len und teilweise undifferenzier
ten Bewertungen bisheriger be
ruflicher Entwicklungen erge
ben, 

- die Auflösung bisheriger Koope
rationsbeziehungen von Wissen
schaftlern verschiedener Uni
versitäten der ehemaligen DDR 
und finanzielle und zeitliche Pro
bleme beim Neuaufbau der 
Kommunikation und Kooperation 
zu Wissenschaftlern des alten 
Bundesgebietes, 

- teilweiser Zusammenbruch von 
Praxisbeziehungen zu Einrich
tungen der Berufsbildung und 
zu Betrieben infolge deren struk
tureller, personeller und finan
zieller Entwicklungsprobleme. 

Im Zusammenhang mit der Lösung 
dieser mehr objektiven Probleme 
müssen sich auch Fähigkeiten und 
Bereitschaft der Berufspädagogen 
des alten und des neuen Bundes
gebietes weiter ausprägen, die bis
herigen Entwicklungen und Ergeb
nisse kritisch-konstruktiv aufzuneh
men und als Potenz für gemeinsa
me Forschungen 1m geeinten 
Deutschland zu begreifen. 
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Berufsbildungspolitik: 

Die Rolle der beruflichen Bildung 
in Sachsen-Anhalt 
Erfahrungen beim Aufbau der Berufsbildungsverwaltung 

Interview mit dem Minister für Schulen, Erwachsenenbildung und Kultur, 
Sachsen-Anhalt, Dr. Werner Sobetzko 

Dr. Werner Sobetzko 
Minister für Schulen, Erwachsenenbildung und 
Kultur Sachsen-Anhalt. 

BWP: In der Bezeichnung Ihres Mi
nisteriums steht die Bildung gegen
über der Wissenschaft und der 
Kultur an erster Stelle. Gilt diese 
Prioritätensetzunq auch für die be
rufliche Bildung? 

Minister: Im Schulreformgesetz 
des Landes Sachsen-Anhalt bilden 
allgemeine und berufliche Bildung 
eine Einheit. Die Gliedrigkeit unse
res Schulsystems bringt für den Ju
gendlichen die Möglichkeit, viel
fältige berufliche Bildungsgänge 
bei entsprechenden Abschlüssen 
der allgemeinbildenden Schulen 
einzuschlagen. Das gilt nach Schul
gesetz sowohl für berufliche Erst
ausbildung als auch berufliche 
Weiterbildung z. B. an Fachschu
len. 

BWP: Worin sehen Sie, Herr Mini
ster, Ihre Hauptaufgabe im Bereich 
der beruflichen Bildung? 

Minister: Nach der Überführung 
der ehemaligen Betriebsberufs
schulen in kommunale Träger
schaft ist mit dem Schulreformge
setz jetzt die gesetzliche Grundla
ge gegeben, die bisherige berufli-
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ehe Ausbildung, die im wesentli
chen auf die Berufstätigkeit in zen
tral geleiteten Kombinaten ausge
richtet war, auf die Anforderungen 
einer sozialen Marktwirtschaft mit 
ihren vielfältigen Einsatzmöglich
keiten umzustrukturieren. Inner
halb dieser Hauptaufgabe sind 
Schwerpunkte in der Arbeit des 
Ministeriums für Schulen, Erwach
senenbildung und Kultur: 
- Schulnetz- und Schulentwick

lungsplanung aller beruflichen 
Schulen in Sachsen-Anhalt, d. h. , 
das Bildungsangebot einer be
ruflichen Schule muß den Be
dürfnissen des Landkreises 
oder einer Region entsprechen 

- Neuaufbau der schulischen Kol
legien unter besonderer Be
rücksichtigung neuer Schullei
ter 

- Schaffung von Voraussetzungen 
für die bundesweite Akzeptanz 
beruflicher Abschlüsse in Sach
sen-Anhalt 

- Hilfestellung bei der Profilie
rung von beruflichen Schulen 

- Erarbeitung und Inkraftsetzung 
von Rahmenrichtlinien 

- Fort- und Weiterbildung von Be-
rufsschullehrern. 

Einen weiteren Schwerpunkt der 
Arbeit im Ministerium für Schulen, 
Erwachsenenbildung und Kultur 
stellt die Ausbildungsplatzsiche
rung dar. 

BWP: Welche Rolle spielt dabei die 
Berufsbildungsverwaltung? 

Minister: Die Berufsbildungsver
waltung in Sachsen-Anhalt ist ge
kennzeichnet durch das Ministeri
um für Schulen, Erwachsenenbil
dung und Kultur. Es hat die Funk
tion einer obersten Schulaufsichts
behörde. Durch die Bezirksregie
rungen in Dessau, Halle und Mag
deburg, bei denen die obere Schul
aufsichtsbehörde angesiedelt ist , 

nimmt es die Dienstaufsicht über 
die beruflichen Schulen im Lande 
wahr. 

BWP: Worin liegen die besonderen 
Schwierigkeiten beim Aufbau ei
ner solchen Verwaltung? 

Minister: Schwierigkeiten entstan
den in der Aufbauphase der Be
zirksregierungen, da so auf die zu
nächst sehr wenigen Mitarbeiter 
der Abteilung Bildung eine Viel
zahl von Aufgaben zukam, insbe
sondere, da die untere Schulauf
sichtsbehörde auf Landkreisebene 
nicht für die beruflichen Schulen 
zuständig ist. 
Inzwischen haben sich die Schul
aufsichtsbehörde und das Dezer
nat 4.3 Berufliche Bildung in ihrem 
Mitarbeiterstamm so gefestigt, daß 
die beruflichen Schulen des Lan
des bei der Abstimmung der Auf
gaben zwischen Ministerium und 
Bezirksregierungen nicht nur ei
nen kompetenten Ansprechpart
ner haben, sondern daß die admi
nistrativen Vorgänge jetzt ungehin
dert verlaufen. 

BWP: In Ihrem Bundesland wurde 
bereits 1990/ 91 das Landesinstitut 
für Lehrerfortbildung, Lehrerwei
terbildung und Unterrichtsfor
schung Sachsen-Anhalt errichtet. 
Welchen Beitrag kann diese Ein
richtung zur Lösung der angespro
chenen Aufgaben leisten? 

Minister: Das Landesinstitut ist 
auch für die berufliche Bildung zu
ständig und damit auch für die 
Weiterbildung der Berufsschulleh
rer verantwortlich. Diese Weiterbil
dung umfaßt insbesondere univer
sitäre Bildungsgänge zur Aneig
nung eines zweiten Wahlpflichtfa
ches. 
Die Stundentafeln wie die Rahmen
richtlinien werden vom Landesin
stitut erarbeitet. Sie werden bun
desweiten Qualitätsanforderungen 
entsprechen. 

BWP: Durch welche Maßnahmen 
wollen Sie angesichts der gemel
deten Ausbildungsplätze und der 
zu erwartenden Schulabgänger
zahlen das Angebot an beruflicher 
Bildung sichern? 
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Minister: Kernstück der berufli
chen Bildung ist die Berufsausbil
dung im dualen System. Bei dieser 
Ausbildungsform muß gegenwär
tig das Wegfallen von betriebli
chen Ausbildungsplätzen verhin
dert werden. Die Landesregierung 
hat schon sehr früh ein Ausbil
dungsplatzförderungsprogramm in 
Fortsetzung des ausgelaufenen 
Sonderprogramms der Bundesre
gierung beschlossen. Es stehen da
zu 20,5 Mio. DM zur Verfügung. Die
se Mittel sollen wie folgt verwendet 
werden: 
Erstens werden Ausbildungsbe
triebe gefördert, die mit Jugendli
chen Ausbildungsverträge ab
schließen, deren bisheriges Aus
bildungsverhältnis wegen Be
triebsstillegung, Konkurses oder 
anderer wirtschaftlicher Schwie
rigkeiten gelöst wurde bzw. gefähr
det ist. 
Zweitens werden Betriebe und Ein
richtungen gefördert, die Ausbil
dungsplätze für Jugendliche schaf
fen, die ihre Ausbildung bis zum 
September 1990 in bisherigen 
Fachschulberufen begonnen ha
ben und in anerkannten Ausbil
dungsberufen fortsetzen. 
Drittens werden Betriebe und Ein
richtungen gefördert, die nach Be
stätigung des zuständigen Arbeits
amtes nach dem l. September 1990 
Ausbildungsplätze für Jugendliche 
mit besonderem Förderbedarf wie 
Behinderte, sozial Benachteiligte 
und Ausländer bereitgestellt ha
ben. 
Viertens werden Investitionen zur 
Sicherung der materiell-techni
schen Ausstattung für Wirtschaft 
und Gemeinden gefördert. 

BWP: Was ist erforderlich, um die 
weitere Schließung beruflicher 
Schulen zu verhindern? 

Minister: Der Staat ist weiter in be
sonderem Maße hinsichtlich des 
Lernortes Berufsschule gefordert. 
Vor allem im dualen System der Be
rufsausbildung muß neben dem 
Ausbildungsbetrieb eine Berufs
schule stehen, die quantitativen 
wie qualitativen Anforderungen 
moderner Ausbildungsberufe ge
nügen kann. Die Landesregierung 
hat für den Bau beruflicher Schu-
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len Mittel vorgesehen. Denn trotz 
aller quantitativen Probleme darf 
die Qualität der Berufsausbildung 
nicht in den Hintergrund geraten. 
Die Ausstattung der Berufsschulen 
ist hierbei von entscheidender 
Wichtigkeit. Besondere Bedeutung 
bei der Qualität der schulischen 
Ausbildung kommt auch den be
rufsbildenden Lehrern zu . 
Grundsätzlich ist eine Schließung 
von beruflichen Schulen nicht be
absichtigt. Doch werden bestehen
de berufliche Schulen entspre
chend den rechtlichen Rahmenbe
dingungen des Schulreformgeset
zes umstrukturiert. Endgültige 
Feststellungen werden hier mit der 
Genehmigung der Schulentwick
lungsplanung getroffen werden. 
Die Umprofilierung für die zukünf
tige Nutzung insbesondere von 
Fachschulen erfolgt hauptsächlich 
in einer kombinierten Form Berufs
fachschule / Fachschule. Es wer
den auch Berufsschule, Fachober
schule und ähnliche im Sinne von 
Bündelschulen vorgesehen. 

BWP: Durch den Wegfall des tarif
vertraglichen Kündigungsschutzes 
seit 1. Juli 1991 hat sich die Zahl der 
Erwerbslosen deutlich erhöht. 
Welche bildungspolitischen Schrit
te können Sie auf Landesebene un
ternehmen, Herr Minister, um die 
beruflichen Qualifikationen der Ar
beitslosen zu sichern oder wieder 
herzustellen, so daß sie wieder ei
nen Arbeitsplatz finden? 

Minister: Schon seit längerer Zeit 
haben sich die beruflichen Schu
len im Land Sachsen-Anhalt in die 
Fort- und Weiterbildung einge
bracht. Insbesondere die Fach
schulen stellen ein erhebliches Bil
dungspotential dar, daß es in der 
beruflichen Weiterbildung zu nut
zen gilt. So haben viele von ihnen 
über ihren staatlichen Bildungsauf
trag hinaus in Zusammenarbeit mit 
den Arbeitsverwaltungen zusätzli
che Bildungsangebote speziell für 
Umschulungen und Nachqualifika
tionen erarbeitet. Bestreben dabei 
war, einen staatlich anerkannten 
Abschluß zu vergeben. Desglei
chen werden auch in Zusammenar
beit mit den Kammern von einigen 
Schulen entsprechende Lehrgän-

INTERVIEW 

ge mit Kammerabschluß durchge
führt. Für das Ministerium für Schu
len, Erwachsenenbildung und Kul
tur besteht die Notwendigkeit, die 
vielen bildungspolitisch erforder
lichen Maßnahmen an beruflichen 
Schulen zu koordinieren. Die Zu
sammenarbeit unseres Ministeri
ums mit der Arbeitsverwaltung 
wird verstärkt genutzt, um bei den 
vielen privaten Bildungsanbietern 
eine möglichst hohe Akzeptanz hin
sichtlich der zu vergebenden Ab
schlüsse zu erreichen. 

BWP: Welchen Sinn sehen Sie in 
der Kooperation mit den benach
barten Bundesländern? Welche Er
fahrungen haben Sie dabei gesam
melt? 

Minister: Bei der Kooperation mit 
benachbarten Bundesländern 
müssen wir unterscheiden zwi
schen der Kooperation mit Nieder
sachsen einerseits und der Koope
ration mit Sachsen und Thüringen 
andererseits. 
Die Zusammenarbeit mit Nieder
sachsen war in der Anfangszeit un
seres Ministeriums geprägt durch 
eine starke personelle und sächli
che Hilfe. Nicht nur, daß aus Nie
dersachsen abgeordnete Mitarbei
ter im Hause tätig sind, auch viele 
Anregungen und Erfahrungen ei
ner funktionierenden Schulverwal
tung wurden übernommen. So wur
den in der beruflichen Bildung be
stimmte Rahmenrichtlinien aus Nie
dersachsen vorläufig angewandt. 
Es darf nicht in diesem Zusammen
hang vergessen werden, daß un
mittelbar nach Öffnung der Mauer 
viele Berufsschullehrer sich gera
de in Niedersachsen erstmalig mit 
dem gegliederten Berufsschulsy
stem bekannt gemacht haben und 
dabei auch persönliche Kontakte 
knüpften, die bis heute fortdauern. 
Mit Sachsen und Thüringen verbin
den uns die gemeinsame Herkunft 
aus einem zentralistischen Ein
heitsschulsystemund die Aufgabe, 
unter Berücksichtigung dieser Er
fahrung ein modernes berufliches 
Schulsystem aufzubauen. Die Vor
aussetzungen hierfür sind günstig, 
da alle drei Länder ein in den we
sentlichen Punkten übereinstim
mendes Schulgesetz besitzen. In 
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vielfacher Hinsicht, etwa bei der 
Betrachtung der Gleichwertigkeit 
von Abschlüssen oder bei der An
erkennung von beruflichen Ab
schlüssen, werden Abstimmungen 
vorgenommen. Insgesamt läßt sich 
in der Zusammenarbeit mit diesen, 
aber auch allen anderen Bundes
ländern der Vorteil des föderativen 
Aufbaus der Bundesrepublik er
kennen: in der Einheit die Vielfalt, 
d. h. die Bewahrung und der Aus
bau landesspezifischer Bedingun
gen auch in der beruflichen Bil
dung. 

BWP: Herr Minister, wir danken Ih
nen für dieses Gespräch. 
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Haben Sie die Literatur
informationen zur 
beruflichen Bildung 
schon im Griff? 

Die Literaturinformationen zur be
ruflichen Bildung unterrichten in Ab
ständen von zwei Monaten über Zeit
schriftenartikel und Buch-Neuer
scheinungen auf dem Gebiet der 
beruflichen Bildung, der Berufsbil
dungsforschung sowie deren 
Grundlagen und Grenzbereiche. Es 
werden etwa 175 vorwiegend 
deutschsprachige Fachzeitschriften 
regelmäßig ausgewertet. Jedes Heft 
der Literaturinformationen enthält 
ca. 200 bibliographische Angaben 

Der bibliographisch Teil ist in 14 
Gruppen gegliedert. Er enthält Titel
angaben und zu Schlagwortketten 
verknüpfte Schlagworte, für Mono
graphien darüber hinaus Kurztexte, 
sogenannte abstracts. 

Fünf Register: Sach-, Berufs-, Perso
nen- und Institutionen-, Autoren- und 
das geographische Register er
schließen den bibliographischen Teil 
und ermöglichen vielseitige Recher
chen. 

Die Literaturinformationen zur be
ruflichen Bildung sind zum Bezugs
preis von 100,- DM pro Jahrgang 
(6 Hefte) oder 20,- DM für das Ein
zelheft erhältlich. ISSN 0172-1658 

Bundesinstitut für Berufsbildung -
Veröffentlichungswesen - Fehrbel
liner Platz 3, W-1000 Berlin 31 , Tele
fon (0 30) 86 83-5 20 / 5 16. 

Ausbildungsplätze: 

Ausbildungsplatzsituation in den 
neuen Bundesländern 
Rudolf Werner 

Der Bereich der Berufsbildung war im Prozeß der Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten schon frühzeitig ein wichtiges Anliegen. Schon im Juli 1990 wurden von der 
Volkskammer der damaligen DDR Gesetze über das lnkrafttreten des Berufsbildungsge
setzes und der Handwerksordnung sowie zur Umgestaltung der Berufsschulen beschlos
sen. Im Einigungsvertrag wurden weitere Regelungen und Übergangsbestimmungen 
festgelegt. Auch das statistische Instrumentarium, das zur Darstellung der Ausbil
dungsplatzsituation wichtig ist, wurde übernommen. So konnte das Bundesinstitut i'lir 
Berufsbildung bereits im Herbst 1990 eine Umfrage zur Zahl der neu abgeschlossenen 
Verträge durchführen. 

Zu diesem Zeitpunkt war die Aus
bildungsplatzsituation in den fünf 
neuen Ländern noch relativ gün
stig. Rund 123 000 Ausbildungsver
träge wurden abgeschlossen, die 
meisten in den Berufen nach dem 
Berufsbildungsgesetz. Bei den Ar
beitsämtern waren wenige Jugend
liche gemeldet, die noch keinen 
Ausbildungsplatz hatten. 

Für das Ausbildungsjahr 1991/92 
ist die Situation jedoch wesentlich 
schwieriger. Viele Kombinate wur
den aufgelöst, Betriebe wurden ver
äußert, stillgelegt oder haben er
hebliche wirtschaftliche Schwierig
keiten. So haben sich bis Ende Juli 
1991 26 200 Jugendliche bei den Ar
beitsämtern gemeldet, deren Lehr
verträge gelöst wurden. 

Hinzu kommt, daß im Herbst letzten 
Jahres viele Schulabgänger erst
mals die neu eingerichteten Schul
formen Berufsgrundbildungsjahr 
und Berufsvorbereitungsjahr be
suchten. Dadurch wurde damals 
die Nachfrage entlastet; diese Ju
gendlichen benötigen jedoch jetzt 
einen Ausbildungsplatz. So ist mit 
lO 000 Abgängern aus dem Berufs
vorbereitungsjahr und dem Berufs
grundbildungsjahr zu rechnen. 

Die meisten bundesdeutschen 
Ausbildungsordnungen sehen eine 
dreijährige Ausbildungszeit vor, 
während in der DDR die Ausbil
dung meist nur zwei Jahre dauerte. 
Dies bedeutet, daß viele Auszubil
dende den Ausbildungsplatz für 
ein weiteres Jahr benötigen und 
nicht für Schulabgänger freigeben. 

Bessere Chancen in 
gewerblichen Berufen 
Für junge Frauen ist die Ausbil
dungsplatzsituation besonders 
schwierig, da die Bereiche der 
Freien Berufe (Rechtsanwälte, Steu
erberater, Ärzte u. a.), die traditio
nell viele Ausbildungsplätze für 
Frauen bereitstellen, noch unter
entwickelt sind. So werden die mei
sten offenen Stellen in den Ferti
gungsberufen gemeldet (70 Pro
zent). Im alten Bundesgebiet sind 
dies nur 52 Prozent. Allerdings ist 
in den neuen Ländern der Drang in 
die Dienstleistungs- und Büroberu
fe noch nicht so stark. Von den Aus
bildungsplatzbewerbern wollen 51 
Prozent einen solchen Beruf erler
nen; im alten Bundesgebiet sind 
dies 61 Prozent. Dieses höhere An
sehen der gewerblichen Berufe 
dürfte mit der Ausbildungsstruktur 
in der früheren DDR zusammen
hängen, in der vor allem wesent
lich mehr junge Frauen gewerbli
che Berufe erlernten als in der 
Bundesrepublik. Allerdings gibt es 
auch in den neuen Ländern trotz 
des Ausbildungsplatzmangels Be
rufsbereiche, in denen es an Be
werbern fehlt. So gab es in den 
Elektroberufen 2 100 unbesetzte 
Ausbildungsstellen bei l 600 Be
werbern. 

Generell ist die Zahl der Schulab
gänger in den neuen Bundeslän
dern zur Zeit demographisch be
dingt niedrig. Sie wird in den näch
sten Jahren aber steigen. 

Im März dieses Jahres, also zur Mit
te des Beratungsjahres, hatte etwa 
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die Hälfte der 120 000 Ausbil
dungsplatzbewerber einen Ausbil
dungsplatz. Aber auch von diesen 
Plätzen sind viele aufgrund der 
wirtschaftlichen Situation ungewiß. 
Ende August 1991 waren bei den 
Arbeitsämtern der östlichen Län
der noch 25 100 unvermittelte Be
werber gemeldet bei 19 000 noch 
zur Verfügung stehenden Plätzen. 
Das sind 16 900 weniger als noch 
im Vormonat Viele der noch unver
sorgten Jugendlichen (15 Prozent) 
haben nur den Abschluß der 8. 
Klasse oder gar keinen Abschluß. 
Am ungünstigsten ist die Situation 
m Mecklenburg-Vorpommern, 
während in Sachsen und Thürin
gen das Verhältnis zwischen Ange
bot und Nachfrage eine etwas bes
sere Relation aufweist. Generell ist 
die Nachfrage junger Frauen bei 
den Arbeitsämtern etwas höher als 
die von jungen Männern, was auf 
schlechtere Chancen für junge 
Frauen hindeutet. So sind auch 56 
Prozent der noch unversorgten Ju
gendlichen junge Frauen. 

Andererseits ist nicht bekannt, wie 
viele Jugendliche den Ausweg in 
die westlichen Bundesländer su
chen, sei es als Pendler oder auch 
mit Verlegung des Wohnsitzes. Es 
besteht jedoch die Gefahr, daß sie 
nicht mehr zurückkehren und so 
den neuen Bundesländern als jun
ge Fachkräfte verlorengehen. Von 
den betreffenden Kammern wurde 
bereits erwogen, für diese Auszu
bildenden die Prüfungen am ur
sprünglichen Wohnort abzuneh
men, um so den Zugang zum heimi
schen Arbeitsmarkt nach Ab
schluß der Ausbildung zu erleich
tern. 

In den westlichen Bundesländern 
herrscht ein großer Mangel an 
Lehrstellenbewerbern. Die Bilanz 
für das Ausbildungsjahr 1990/ 91 
zeigt, daß im Herbst 1990 noch 
114 000 Ausbildungsplätze unbe
setzt waren bei 14 000 noch nicht 
vermittelten Bewerbern. Auch für 
das Ausbildungsjahr 1991 / 92 ist 
eine günstige Bilanz zu erwarten. 
Ende August 1991 suchten noch 
47 900 Jugendliche einen Ausbil
dungsplatz bei 211 700 unbesetzten 
Plätzen. 
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Maßnahmen von Politik 
und Wirtschaft 

Von seiten der Arbeitsverwaltung, 
des Bundes und der Länder wur
den zahlreiche Maßnahmen ergrif
fen, um Ausbildungsplätze zu 
schaffen. Im Rahmen des Ausbil
dungsförderungsprogramms 
Ost der Bundesregierung können 
Betriebe bis 20 Beschäftigte einen 
finanziellen Zuschuß (5 000,- DM) 
erhalten, wenn sie einen Ausbil
dungsplatz neu einrichten. Von 
Länderseite wurde dieses Ange
bot teilweise auch auf Betriebe 
über 20 Beschäftigte ausgedehnt. 
Der Bund will in seinem Bereich 
einschließlich Bahn und Post lO 000 
Plätze anbieten. Kammern haben 
Ausbildungsringe gegründet, da 
einzelne Betriebe häufig nicht die 
ganze Breite der Ausbildungsord
nungen abdecken können. Die 
Bundesanstalt für Arbeit fördert 
u. a . die Ausbildung in überbe
trieblichen Ausbildungsstätten (bis 
Ende Mai 26 300 Plätze). Viele Ju-

gendliche, deren Verträge auf
grund von Stillegung des Betriebes 
oder aus anderen Gründen gelöst 
wurden, haben dort einen Ausbil
dungsplatz gefunden. Die Bundes
anstalt für Arbeit kann im Rahmen 
des § 40 c Arbeitsförderungsgesetz 
auch Maßnahmen fördern, die 
über das erste Ausbildungsjahr 
hinausgehen. Für Betriebe, die für 
junge Frauen Ausbildungsplätze 
bereitstellen, wurden auf Länder
ebene eigene Fördermaßnahmen 
entwickelt. 

Inwieweit alle diese Maßnahmen 
zu einem ausreichenden Ausbil
dungsplatzangebot führen, muß 
abgewartet werden. Für viele Ju
gendliche werden die Maßnah
men ein Durchgangsstadium sein 
oder vorbereitenden Charakter 
haben. Längerfristig entscheidend 
ist die wirtschaftliche Entwicklung 
und damit einhergehend ein auf 
die Beschäftigungsmöglichkeiten 
ausgerichtetes Ausbildungsplatz
angebot. 

Bei den Arbeitsämtern des Beitrittsgebietes gemeldete Berufsausbil
dungsstellen und Bewerber Ende Juli 1991 

Region Berufsausbildungsstellen Bewerber für Berufsausbildungsstellen 

gemeldet seit unbesetzt gemeldet seit noch nicht Lehrvertrags-
Beginn des Ende Juli Beginn des vermittelt Iösungen seit 

Berichtsjahres 1991 Berichtsjahres Ende Juli 1991 Beginn des 
Berichtsjahres 

Mecklenburg-
Vorpommern 14 354 3 870 17 985 4 864 3 685 

Brandenburg 14 012 2 789 18 336 7 131 3 086 

Sachsen-Anhalt 17 660 3 073 23 788 8 013 4 646 

Sachsen 28 417 6 804 34 634 11 563 6 573 

Thüringen 20 675 4 120 27 665 7 864 6 594 

Berlin- Ost 5 438 791 9 643 2 333 1 629 

Insgesamt 100 556 21 447 132 05 1 41 968 26 213 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Arbeitsmarkt in Zahlen - Berufsberatung 
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Berufsbildungsstätten: 

Ein Jahr duales System - Situation der Berufs
bildungsstätten in den neuen Bundesländern 
Bernhard Autsch 

Mit der Schaffung der rechtlichen Rahmenbedingungen des dualen Systems der Berufs
bildung zum Beginn des vergangenen Ausbildungsjahres setzte in den neuen Bundeslän
dern ein umfassender Prozeß der Umstrukturierung des bis dahin bestehenden Berufs
bildungssystems auf gesetzlicher Grundlage ein. Zentrale Bedeutung kam bei den Be
rufsbildungsstätten hierbei der Erhaltung der Kapazitäten sowie der Trennung von Be
rufsschule und Ausbildungsbetrieb in rechtlich selbständige Lernorte zu. Das Entwick
lungstempo und das bisherige Ergebnis dieses Umstrukturierungsprozesses wurden ne
ben endogenen maßgeblich von exogenen Faktoren wie den Eigentumsverhältnissen bei 
den Berufsbildungsstätten, der ungewissen wirtschaftlichen Perspektive von Betrieben 
u. a. m. beeinßußt. Der folgende Beitrag informiert über den derzeitigen Stand dieses 
Umstrukturierungsprozesses, die dabei gewonnenen Erkenntnisse sowie über die Arbeit 
des Bundesinstituts für Berufsbildung in diesem Bereich. 

Dem Druck der Öffentlichkeit und 
des Bundes auf alle an der Berufs
bildung Beteiligten sowie dem per
sönlichen Engagement der im Be
reich der Berufsbildung vor Ort Tä
tigen ist es besonders zu danken, 
daß manch düstere Prognose bis
her nicht eingetroffen ist. 

Im Verlauf des Ausbildungsjahres 
1991192 kommt es nun auch darauf 
an, in den Berufsbildungsstätten 
die Voraussetzungen für die Erfül
lung der Anforderungen an die 
Ausbildung gemäß Berufsbil
dungsgesetz und Handwerksord
nung zu schaffen. Dazu zählt auch 
der rasche Aufbau funktionieren
der Organisationsstrukturen, da es 
eine Trennung von Berufsschule 
und Ausbildungsbetrieb in der 
Form nicht gab und demzufolge 
eine eingespielte Abstimmung zwi
schen den Lernorten fehlt. Glei
chermaßen gab es bisher keinen 
Lernort "Überbetriebliche Berufs
bildungsstätte''. Dieser Lernort 
wird jedoch für die nächsten Jahre 
ganz besonders geeignet sein auf
grund seiner ergänzenden Funk
tion, die technischen Ausstattungs
defizite der Ausbildungsbetriebe 
weitgehend zu kompensieren. 

Ebenso ist es unverzichtbar für 
eine Übergangszeit, in der sich die 
Klein- und Mittelbetriebe noch im 
Aufbau befinden, im berufsprakti
schen Bereich eine Vollausbildung 
in außerbetrieblicher Form zu för
dern. 
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Aktivitäten des Bundesinstituts 
für Berufsbildung 
Das Bundesinstitut für Berufsbil
dung hat die mit diesen Sachver
halten zusammenhängende Pro
blematik frühzeitig erkannt und be
reits im Sommer 1990 eine Totaler
hebung in allen Berufsbildungs
stätten der damaligen DDR mit 
dem Ziel durchgeführt, alle beste
henden Kapazitäten und Ausbil
dungsprofile nach Standorten diffe
renziert zu erfassen und damit die 
Veränderungen zu dokumentieren, 
die seit der "Wende" im November 
1989 vorgenommen wurden. Damit 
war es möglich, die Bedingungen 
der Berufsbildungsstätten transpa
rent zu machen, die den Rahmen 
für das Ausbildungsjahr 1990 / 91 
bildeten. Hieraus abgeleitete Auf
gaben wurden den Entscheidungs
trägern und der interessierten Öf
fentlichkeit auf vielfältige Art und 
Weise zugänglich gemacht. 1) Im 
Zusammenhang mit dem Aufbau 
einer Strukturdatensammlung wird 
die Abteilung "Berufsbildungsstät
ten'' des Bundesinstituts für Berufs
bildung auch die weitere Kapazitäts
entwicklung unmittelbar verfolgen. 
Ebenso wurde vom Bundesinstitut 
die Bedeutung überbetrieblicher 
Berufsbildungsstätten für die neu
en Bundesländer erkannt und dar
auf entsprechend reagiert. Seit 
dem l. Januar 1991 ist eine Arbeits
gruppe der Abteilung "Förderung 
überbetrieblicher Berufsbildungs
stätten'' in Berlin tätig, um so für po
tentielle Träger stets präsent zu 

sein und die Zusammenarbeit mit 
den neuen Ländern insgesamt zu 
vereinfachen. Diese Arbeitsgrup
pe befaßt sich mit dem Aufbau 
eines Netzes überbetrieblicher Be
rufsbildungsstätten und fördert die 
Errichtung, Ausstattung und den 
Betrieb der Einrichtungen. 

Wesentliche Erkenntnisse und 
Konsequenzen 
Die betrieblichen Ausbildungs
strukturen im Westen und Osten 
Deutschlands unterscheiden sich 
noch gravierend voneinander. Das 
betrifft gleichermaßen quantitative 
wie auch qualitative Ausprägun
gen. Auch im Ausbildungsjahr 
1991/92 werden die mit Abstand 
meisten Ausbildungsplätze in 
Großbetrieben und im Bereich der 
Industrie bereitgestellt. Das hängt 
zweifellos auch damit zusammen, 
daß bis 1989 70 Prozent aller Auszu
bildenden in nur 25 Prozent der Be
rufsbildungsstätten ausgebildet 
wurden. Im Durchschnitt waren so
mit 68 Auszubildende in einer Stät
te konzentriert. Allgemein hat sich 
die Bereitschaft der Betriebe selbst 
auszubilden, merklich verringert. 
Das konnte anders auch kaum 
erwartet werden, denn das Ausbil
dungsstellenangebot hängt nun 
einmal mit der Ertragslage in der 
Wirtschaft zusammen. Zudem be
steht in vielen Betrieben Unsicher
heit u. a . darüber, ob sie den Anfor
derungen des Berufsbildungsge
setzes und der neuen Ausbildungs
ordnungen ausstattungsmäßig ge
nügen können. Rund die Hälfte der 
bisherigen Ausbildungsbetriebe 
schätzt diesbezüglich die Maschi
nen und anderen technischen Aus
stattungen als unzureichend ein. 
Das verstärkt, zumindest für einen 
längeren Zeitraum, den Trend zur 
teilweisen bzw. vollständigen Aus
bildung durch Dritte. Dementspre
chend entstanden in den vergan
genen Monaten eine Reihe von 
Ausbildungsringen und -verbün
den. In Ringen wie Verbünden fin
det die Ausbildung in Mitglieder
betrieben statt, wobei der Rechts
träger bei den Ausbildungsringen 
ein gemeinnütziger Verein ist, mit 
dem auch die Ausbildungsverträ
ge abgeschlossen werden. Auch 
bei der außerbetrieblichen Ausbil-
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dung, die zur Zeit stark expandiert, 
handelt es sich um gemeinnützige 
Träger, welche ebenfalls die Ver
träge schließen, die Ausbildung 
aber betriebsunabhängig in eige
nen Lehrwerkstätten durchführen. 
In diesen nach § 40 c AFG von der 
Bundesanstalt für Arbeit finanzier
ten Bildungsmaßnahmen befanden 
sich im August dieses Jahres be
reits 30 000 Auszubildende (Ten
denz steigend). 

Der rasche Aufbau eines flächen
deckenden Netzes überbetriebli
cher Berufsbildungsstätten ist be
sonders für die Berufsbildung in 
den Klein- und Mittelbetrieben von 
zentraler Bedeutung. Der Bund för
dert in erheblichem Umfang die In
vestitionskosten für die Errichtung 
und Ausstattung sowie die laufen
den Kosten dieser Einrichtungen. 
Diesbezügliche Anzeigen und An
träge liegen zahlreich der o. g. Ab
teilung vor; eine Reihe erster Bewil
ligungen wurden bereits ausge
sprochen. Die Treuhandanstalt, in 
deren Unternehmen noch mehr als 
300 betriebliche Ausbildungsstät
ten bestehen 2) , wird die Schaf
fung von überbetrieblichen Ausbil
dungsstätten durch die Bereitstel
lung geeigneter Räume und Ge
bäude sowie der Evaluierung von 
bisherigen, nun aber gefährdeten 
Institutionen, die zu überbetriebli
chen Ausbildungsstätten entwickelt 
werden könnten, unterstützen. 

Die Überführung der Betriebs
schulen in kommunale Träger
schaft verlief relativ problemlos 
und ist weitgehend abgeschlossen. 
Nur in wenigen Ausnahmefällen 
bestehen noch den früheren Be
triebsschulen ähnliche Einrichtun
gen. Weitaus problematischer war 
und ist die damit verbundene 
Übernahme der Vermögenswerte, 
Grundstücke, Gebäude der Schu
len und technische Ausstattungen, 
da in vielen Fällen Betrieb und 
Schule räumlich und technisch eng 
miteinander verflochten waren. Mit 
Hilfe der Treuhandanstalt, die auf 
diesem Feld bereits erhebliche Ar
beit geleistet hat, müssen auch die
se Fälle in der nächsten Zeit einer 
Lösung zugeführt werden. Allge
mein ist festzustellen, daß im Zeit-
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raum eines Jahres von den Län
dern auf diesem Gebiet der Struk
turentwicklung sehr viel geleistet 
wurde. Die Entwicklung von Be
rufsschultypen verläuft in den neu
en Ländern insgesamt sehr unter
schiedlich, wie beispielsweise die 
Strukturentwicklung in den Län
dern Brandenburg und Sachsen
Anhalt belegt. In Brandenburg 
wird die Verzahnung von berufli
cher und allgemeiner Bildung favo
risiert. Dazu wurden 40 Oberstu
fenzentren gegründet, zu deren or
ganisatorischer Einheit die bisheri
gen Berufsschulen und Fachschu
len zählen. In diesen Zentren er
folgt der schulische Teil der dua
len Ausbildung in 154 anerkannten 
Ausbildungsberufen. Das Bil
dungsangebot schließt zudem die 
Inhalte aller Schulen der Sekun
darstufe II ein. 3) 

In Sachsen-Anhalt hat man sich für 
das klassische Ensemble eigen
ständiger berufsbildender Schulen 
entschieden. 4) Hier standen zum 
Beginn des neuen Ausbildungsjah
res 62 berufsbildende Schulen 
(Teilzeitschulen) zur Verfügung, wo
von 16 das Berufsvorbereitungsjahr 
durchführen. Weiterhin wurden 
sechs Berufsaufbauschulen, 33 Be
rufsfachschulen, 24 Fachoberschu
len und 29 Fachgymnasien ge
gründet. 

Der Entwicklungsprozeß der Be
rufsschulstrukturen hat in den Län
dern erst begonnen und wird bis 
zum Beginn des nächsten Ausbil
dungsjahres, auf der Grundlage 
von Entwicklungskonzeptionen für 
die Schulnetze der Länder, zu wei
teren Veränderungen der Standor
te und Schulprofile führen. 

Erheblich schwieriger gestaltet 
sich der Prozeß der qualitativen 
Entwicklung. Das betrifft die Ge
bäude, die Räume und Ausstattun
gen gleichermaßen. Die Berufs
schulen sind allgemein sehr klein 
und verfügen im Durchschnitt nur 
über zehn Unterrichtsräume, von 
denen 36 Prozent über eine Grund
fläche bis zu 50 qm und weitere elf 
Prozent nur über eine Fläche verfü
gen, die kleiner als 40 qm ist. In un
brauchbaren oder mit schwerwie-
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genden Mängeln behafteten Schul
gebäuden befinden sich 20 Prozent 
aller Unterrichtsräume. Ein beson
deres Problem ist zudem die man
gelhafte Ausstattung der Schulen 
sowie die Finanzierung des Auf
baus eigener "Werkstatt-" bzw. La
borkapazitäten für bestimmte Aus
bildungsberufe sowie für die fach
praktische Ausbildung im Berufs
grundjahr und Berufsvorberei
tungsjahr. 

Fazit 
Entscheidende Fortschritte bei der 
Entwicklung des dualen Systems in 
den neuen Bundesländern werden 
erst mit einem wirtschaftlichen Auf
schwung, der auch den Klein- und 
Mittelbetrieben die nötige Per
spektive liefert, erreicht werden. 
Im besonderen Interesse der jun
gen Menschen muß für einen 
Übergangszeitraum die außerbe
triebliche sowie die Ausbildung in 
Ausbildungsringen gefördert wer
den. Dabei sollten aber alle an der 
Berufsbildung Beteiligten stets 
zwei Aspekte im Blickfeld haben. 
Erstens hat sich die Aufgaben
struktur der betrieblichen Berufs
bildungsstätten im Verlauf der letz
ten Monate dahingehend gewan
delt, daß die Lehrlingsausbildung 
zahlenmäßig zurückgeht, Fortbil
dung und Umschulung aufgrund 
besserer Finanzierungsquellen an
teilmäßig zunehmen. Zweitens be
steht die Gefahr, daß in den Betrie
ben der neuen Länder der Ein
druck entsteht, von der Verantwor
tung für eine qualifizierte Berufs
ausbildung weitgehend entbunden 
zu sein und sich in der Folge die für 
das duale System untypischen Alls
bildungsstrukturen verfestigen so
wie die gegenwärtig in den bisheri
gen Ausbildungsbetrieben noch 
bestehenden personellen und 
technischen Kapazitäten gänzlich 
verlorengehen. 

Mit dem Einsatz umfangreicher 
Fördermittel für die betriebliche, 
außerbetriebliche und überbe
triebliche Ausbildung ist das Ziel 
verbunden, die Qualität der Be
rufsausbildung in den neuen Län
dern deutlich zu verbessern. Das 
wird u. a. nur erreicht werden kön
nen, wenn von Anbeginn eine un-
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terschiedliche Entwicklung der Be
rufsbildungsstätten vermieden 
wird. Dazu scheint es dringend er
forderlich, die erheblichen Män
gel im Berufsschulbereich gleich
falls abzubauen. Da die neuen Län
dern allein vorerst kaum in der La
ge sein werden, die dafür notwen
digen Mittel bereitzustellen, 
scheint eine unkonventionelle und 
schnelle Hilfe des Bundes in Form 
eines Förderprogramms angera
ten. Die Mittelzuteilung sollte in ei
nem solchen Fall standortkonkret 
erfolgen, wobei die Schulstandorte 
zuvor anhand von Förderkriteren 
bewertet und ausgewählt werden 
sollten. 
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Ausbildungsvergütungen: 

Große Veränderungen bei den Lehrlingsentgelten 
Ursula Beicht, Klaus Berger 

Seit dem Sommer 1990 hat sich in der ehemaligen DDR ein großer Wandel hinsichtlich 
der Vergütungszahlungen an die Jugendlichen in betrieblicher Ausbildung vollzogen. 
Der folgende Beitrag informiert zum einen über die veränderten rechtlichen Grundla
gen. Zum anderen wird am Beispiel ausgewählter Wirtschaftsbereiche auf die aktuelle 
Tarifsituation bei den Ausbildungsvergütungen in den neuen Bundesländern einge
gangen. 

Rechtliche Grundlagen 
Jeder Jugendliche, der in der Bun
desrepublik Deutschland im Rah
men des dualen Systems ausgebil
det wird, hat nach § 10 Berufsbil
dungsgesetz gegenüber seinem 
Ausbildungsbetrieb einen An
spruch auf eine angemessene Ver
gütung. Das bundesdeutsche Be
rufsbildungsgesetz gilt seit dem 
Sommer 1990 auch auf dem Gebiet 
der ehemaligen DDR, wo es durch 
einen Beschluß der DDR-Volks
kammer in Kraft gesetzt wurde. Im 
Zuge der Währungs-, Wirtschafts
und Sozialunion (Erster Staatsver
trag) wurden in der DDR zum l. Juli 
1990 Koalitionsfreiheit und Tarifau
tonomie eingeführt. Damit waren 
bereits vor der Vereinigung der 
beiden deutschen Staaten auch in 
der ehemaligen DDR die Voraus
setzungen dafür geschaffen, die 
Ausbildungsvergütungen in Tarif
verhandlungen zwischen den Ar
beitgebern und Gewerkschaften zu 
vereinbaren, so wie es in fast allen 
Wirtschaftsbereichen der alten 
Bundesrepublik üblich ist. Dies be
deutete für die DDR eine gravie
rende Veränderung der rechtli
chen Grundlagen für die Vergü
tungszahlungen an die Auszubil
denden und die Festlegung der 
Vergütungshöhe. 

Bislang war der Anspruch auf 
Lehrlingsentgelt im Arbeitsgesetz
buch der DDR geregelt gewesen. 
Die monatlichen Entgelte wurden 
durch Verordnung des Ministerra
tes festgelegt, und zwar als stufen
weise ansteigende Beträge für die 
einzelnen Lehrhalbjahre. Aus
schlaggebend für die Höhe des 
Entgelts war der Schulabschluß 
der Lehrlinge; in der Regel erhiel
ten Jugendliche mit dem Abschluß 

der 10. Klasse der polytechnischen 
Oberschule ein zwischen 14 Pro
zent (erstes Lehrhalbjahr) und 33 
Prozent (sechstes Lehrhalbjahr) hö
heres Entgelt als Jugendliche ohne 
diesen Abschluß. Die Lehrlingsent
gelte waren für alle Wirtschaftsbe
reiche einheitlich festgesetzt, nur 
in den Bereichen Bergbau, Metall
urgie und Gießereien wurden we
gen der schwierigeren Arbeitsbe
dingungen höhere Beträge gezahlt. 
Seit Mitte 1981 galten für die Lehr
linge mit dem Abschluß der 10. 
Klasse in der Regel Vergütungen 
zwischen 120 Mark im ersten Lehr
halbjahr und 200 Mark im sechsten 
Halbjahr. Angesichts der sich ab
zeichnenden wirtschaftlichen Ver
änderungen in der DDR wurden 
die Lehrlingsentgelte im März 1990 
deutlich erhöht, und zwar auf Be
träge zwischen 180 und 300 Mark 
für die Lehrlinge mit dem Ab
schluß der 10. Klasse. 

Nach Abschluß des ersten Staats
vertrags wurden in der ehemali
gen DDR zunehmend Tarifverträge 
abgeschlossen, die auch Vereinba
rungen über die Ausbildungsver
gütungen beinhalteten. In den 
Wirtschaftsbereichen, m denen 
noch keine Tarifabschlüsse vorla
gen, orientierten sich die Vergütun
gen zunächst an den im März 1990 
staatlich festgelegten Lehrlingsent
gelten. 

Ein Jahr nach Einführung der Wäh
rungs-, Wirtschafts- und Sozial
union sind die Ausbildungsvergü
tungen in den neuen Bundeslän
dern ebenso wie in den alten Län
dern größtenteils tarifvertraglich 
geregelt. Die einzelnen Tarifverträ
ge wurden meist für eine bestimm
te Branche abgeschlossen; der 
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Tarifliche Ausbildungsvergütungen in 20 exemplarisch ausgewählten Tarifbereichen der neuen Bundesländer 
(Stand 1. August 1991) 

Tarif-
Ausbildungsvergütungen Vergleich zur 

Fachliche Geltungsbereiche gebiete*) in DM ,.West-
l. AJ I 2. AJ I 3. AJ I 4. AJ vergütung"**) 

Landwirtschaftliche 
Produktionsgenossenschaften***) NB 215 270 360 35% 

Energie- und Versorgungswirt-
schaft NB 440 525 615 700 59% 

Braunkohlen- und Gasindustrie NB 345 488 585 683 51 % 

Chemische Industrie***) NB 300 372 492 540 39 % 

Metallindustrie MV SN 420 470 520 570 50 % 
ST TH 

Kraftfahrzeuggewerbe 
(gewerbliche Auszubildende) BO BB 341 406 468 523 62% 

Kraftfahrzeuggewerbe MV 255 270 308 330 43% 

Druckindustrie NB 557 617 677 56% 

Textilindustrie***) NB 230 375 450 41% 

Herrenschneiderhandwerk BO 140 155 185 62% 

Bauhauptgewerbe 
(gewerbliche Auszubildende) NB 483 751 948 1073 55% 

Maler- und Lackiererhandwerk NB 368 444 575 62% 

Dachdeckerhand werk***) NB 634 855 l 024 75 % 

Groß- und Außenhand el BO BB 543 602 670 68% 

Genossenschaftlicher Groß- und 
Außenhandel MV 400 450 500 51% 

Einzelhandel BO BB 448 483 587 56% 
MV SN TH 

Apotheken NB 330 366 51 % 

Privates Bankgewerbe NB 500 550 600 51 % 

Privates Versicherungsgewerbe NB 626 697 763 60 % 

Öffentlicher Dienst***) NB 508 554 597 656 61% 

*) 'I'arifgebiete: NB = Neue Bundesländer einschließlich Berlin (Ost); BO = Berlin (Ost); BB = Brandenburg; MV = Mecklenburg-Vorpommern; SN = Sachsen; 
ST = Sachsen-Anhalt; TH = Thüringen 

**) Der ausgewiesene Prozentanteil bezieht sich jeweils auf die durchschnittlichen tariflichen Ausbildungsvergütungen in den vergleichbaren Tarifbereichen 
der alten Bundesländer 

***) Die genannten Vergütungsbeträge gelten für Auszubildende ab 18 Jahren; für jüngere Auszubildende sind niedrigere Vergütungen vorgesehen 

Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung sowie eigene Berechnungen 

Geltungsbereich der tariflichen 
Vere inbarungen umfaßt häufig das 
gesamte Gebiet der neuen Bun
desländer e inschließlich Berlin 
(Ost), zum Teil aber auch nur ein
zelne Bundesländer. Entsprechend 
der ge setzlichen Regelung, nach 
der die Vergütungen mit fortschre i
tender Berufsausbildung anste igen 
müssen, ist in den Tarifverträgen 
für jedes Ausbildungsjahr ein mo
natlicher Vergütungsbetrag festge
legt. Die ve reinbarten Vergütungs
sätze gelten einheitlich, d. h. unab
hängig vom Ausbildungsberuf, für 
alle Auszubildenden im jeweiligen 
Tarifbereich. Einige Tarifverträge 
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sehen für Jugendliche ab 18 Jahren 
erhöhte Ausbildungsvergütungen 
vor. 

Die tariflichen Ausbildungsvergü
tungen sind von den tarifgebunde
nen Betrieben als Mindestbeträge 
an ihre Auszubildenden zu zahlen. 
Eine Tarifbindung liegt dann vor, 
wenn der Betrieb dem Arbeitge
berverband und der Arbeitneh
mer bzw. Auszubildende der Ge
werkschaft angehören, die den Ta
rifvertrag abgeschlossen haben. In 
der Praxis sehen sich jedoch Be
triebe, die Mitglied einer entspre
chenden Arbeitgeberorganisation 

sind, an den von ihrem Verband 
abgeschlossenen Tarifvertrag ge
bunden, unabhängig von der Ge
werkschaftszugehörigkeit ihrer Be
schäftigten. Nicht tarifgebundene 
Betriebe sind in der Bemessung 
der Ausbildungsvergütung relativ 
frei ; sie müssen sich lediglich an 
der ortsüblichen Vergütung ihrer 
Branche orientieren, dürfen diese 
allerdings nach bisheriger Recht
sprechung in den alten Bundeslän
dern um nicht mehr als 20 Prozent 
unterschreiten. Bei den zur Zeit in 
den neuen Bundesländern zahl
reich vorhandenen außerbetriebli
chen Ausbildungsplätzen besteht 
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ebenfalls kein Anspruch auf die ein
schlägige tarifliche Ausbildungs
vergütung. Es ist davon auszuge
hen, daß die Vergütungen hier in 
der Regel um einiges unter den ta
riflichen Sätzen der jeweiligen 
Branche und Region liegen. 

Aktuelle Tarifsituation 
in ausgewählten Bereichen 
Bislang existieren über hundert 
Verbandstarifverträge sowie zahl
reiche Firmentarifverträge mit Ver
einbarungen über die Ausbil
dungsvergütungen. 1) Dabei bildete 
sich, wie in den alten Bundeslän
dern, eine sehr starke Differenzie
rung der Ausbildungsvergütungen 
heraus. Dies geht auch aus der 
Übersicht auf Seite 37 hervor, in 
der für 20 exemplarisch ausge
wählte Tarifbereiche der neuen 
Bundesländer die vereinbarten 
Ausbildungsvergütungen ausge
wiesen sind. Die . höchsten tarifli
chen Ausbildungsvergütungen sind 
zum Stand l. August 1991 im Dach
deckerhandwerk festzustellen; die 
aufgeführten Vergütungssätze gel
ten jedoch nur für Auszubildende 
ab 18 Jahren, während jüngere 
Auszubildende 1m Dachdecker
handwerk, ähnlich wie in den alten 
Bundesländern, deutlich niedrigere 
Beträge erhalten. Ebenfalls hohe 
Ausbildungsvergütungen werden 
den gewerblichen Auszubildenden 
im Bauhauptgewerbe der neuen 
Länder gezahlt. Die mit Abstand 
niedrigsten tariflichen Vergütun
gen sind im Herrenschneiderhand
werk in Berlin (Ost) zu verzeichnen. 
Auch für die landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften sind 
relativ niedrige Ausbildungsvergü
tungen vereinbart. 

Das Vergütungsniveau in den östli
chen Bundesländern erreicht der
zeit je nach Tarifbereich im Durch
schnitt zwischen 35 Prozent und 75 
Prozent der vergleichbaren Ausbil
dungsvergütungen im Westen. Dies 
bedeutet, daß sich in den neuen 
Bundesländern bisher eine andere 
Tarifstruktur als in deri alten Län
dern entwickelt hat. Mit mehr als 
zwei Dritteln der "Westvergütung" 
ist derzeit im Dachdeckerhand
werk sowie im Groß- und Außen
handel in Berlin (Ost) und Branden-
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burg die Angleichung an das west
liche Vergütungsniveau am weite
sten fortgeschritten. Die größten 
Differenzen zwischen neuen und 
alten Bundesländern bestehen bei 
den Landwirtschaftlichen Produk
tionsgenossenschaften (im Ver
gleich zur Vergütungshöhe in der 
westdeutschen Landwirtschaft) so
wie in der Chemischen Industrie. 

Innerhalb eines Jahres hat sich auf 
dem Gebiet der ehemaligen DDR 
somit ein Wandel vollzogen von 
staatlich festgelegten, weitgehend 
einheitlichen Lehrlingsentgelten 
hin zu tariflich ausgehandelten, 
nach Branchen und Regionen stark 
differierenden Ausbildungsvergü
tungen. Diese Differenzierung 
stellt zur Zeit kein Abbild der west-

liehen Vergütungsstruktur dar, 
vielmehr scheint bei der Heraus
bildung der Vergütungsunterschie
de in den neuen Bundesländern 
die unterschiedliche wirtschaftli
che Situation in den einzelnen 
Branchen eine wichtige Rolle zu 
spielen. 

Weitere Auskünfte zu den Ausbil
dungsvergütungen in den neuen 
Bundesländern erhalten Sie bei : 
Bundesinstitut für Berufsbildung, 
Frau Beicht und Herrn Berger, Tel. 
(02 28) 3 88-2 28 / 2 29. 

Anmerkung 
1) Vgl. Clasen, L.: Tarifentwicklung/Ost - Erste 

Zwischenbilanz. In: Bundesarbeitsblatt, Heft 6, 
1991, s. 6. 

Bundesinstitut für Berufsbildung 

Ute Laur-Ernst (Hrsg.), Fritz Gutschmidt, Erhard Lietzau 

Neue Fabrikstrukturen - Veränderte Qualif1.kationen 

Ergebnisse eines Workshops zum Forschungsprojekt: 
"Förderung von Systemdenken und Zusammenhangsverständnis -
Lernen und Arbeiten in komplexen Fertigungsprozessen" 

1990, 178 Seiten, 19,- DM, ISBN 3-88555-421-6 

"Qualifizierte Gruppenarbeit" erscheint Fachleuten als ein aussichtsreiches Kon
zept, um die zukünftigen Anforderungen industrieller Produktionsarbeit zu bewälti
gen. Sie wäre damit auch ein Leitbild für die Berufsbildung der Zukunft. 

In dem vom Bundesinstitut für Berufsbildung veranstalteten Workshop fragten Exper
ten nach der Fabrik der Zukunft und den Anforderungen, die sie an die Menschen 
stellen wird: 
- Wie wird die Fabrik der Zukunft aussehen? 
- Welche Arbeitsorganisation wird vorherrschend sein? 
- Welche Qualifikationen müssen erworben werden, um den künftigen Herausfor-

derungen in der Arbeitswelt kompetent und kreativ begegnen zu können? 
-Welche Auswirkungen ergeben sich daraus für die Lehr- und Lernprozesse in 

Schule und Betrieb? 

Die vom BIBB veröffentlichte Dokumentation ist als Heft 8 in der Reihe "Tagungen 
und Expertengespräche zur beruflichen Bildung" erschienen. Sie gibt Aufschluß 
darüber, wie Wissenschaftler aus den Bereichen Sozial- und Strukturforschung, 
Technikentwicklung, Arbeitswissenschaft und Berufsbildung auf der Grundlage 
aktueller Forschungsergebnisse und praktischer Erfahrungen diese Fragen disku
tieren und beantworten. 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim Bundesinstitut für Berufs
bildung- K 3/Veröffentlichungswesen- Fehrbelliner Platz 3-
W-1000 Berlin 31 - Tel. : (0 30) 86 83-5 20/5 16, Fax: (0 30) 86 83-4 55. 
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Ausbild ungsordn ungen: 

Neuordnung der Berufsausbildung 
zum Eisenbahner I zur Eisenbahnerin 
im Betriebsdienst 
Hans Borch, Hans Weißmann 

Für den bisherigen Facharbeiterberuf "Facharbeiter iür Eisenbahnbetrieb" bei der 
Deutschen Reichsbahn gab es durch die Übernahme des Berufsbildungsgesetzes keinen 
entsprechenden Nachfolgeberuf. Daraus entstand die dringende Notwendigkeit, noch 
vor Beginn des Ausbildungsjahres 1991 iür einen der wichtigsten ,,Grundberufe" bei der 
Deutschen Reichsbahn eine neue Ausbildungsordnung zu entwickeln. Unter Beteiligung 
der Sozialparteien wurde daraufhin in nur acht Monaten einvernehmlich mit den zustän
digen Bundesministerien ein neuer Ausbildungsberuf erarbeitet, der zum 1. 8. 1991 in 
Kraft trat. Der folgende Beitrag zeichnet diese Schritte dieses Verfahrens kurz nach. 

Umstellung der Ausbildung 
in der DDR 
Am 19. Juli 1990 verabschiedete die 
Volkskammer das "Gesetz über die 
Inkraftsetzung des Berufsbildungs
gesetzes der Bundesrepublik 
Deutschland durch die Deutsche 
Demokratische Republik''. Durch 
dieses Gesetz wurden die aner
kannten Ausbildungsberufe der 
Bundesrepublik eingeführt und da
mit die bisherigen Ausbildungsbe
rufe der DDR abgeschafft. Außer
dem wurde bestimmt, daß bei In
krafttreten des Gesetzes bestehen
de Lehrverträge nach den neuen 
Vorschriften zu Ende geführt wer
den, es sei denn, daß die Durch
führung nach den neuen Vorschrif
ten nicht möglich sei oder der 
Lehrling eine Fortsetzung nach den 
bisherigen Vorschriften ausdrück
lich wünsche. Diese Vorschriften 
wurden später durch den Eini
gungsvertrag übernommen. 

Dieses Vorgehen war nicht unpro
blematisch, denn nicht für jeden 
Facharbeiterberuf der DDR gab es 
eine Entsprechung bei den Ausbil
dungsberufen. Teilweise waren in 
der DDR Berufe anerkannt, die in 
der Bundesrepublik durch andere 
Ausbildungsgänge wie Beamten
ausbildung, vollschulische Ausbil
dungsgänge oder Fortbildung ab
gedeckt werden und für die es in 
der DDR keine Rechtsgrundlage 
gab. Es stellte sich die Frage, ob es 
nicht notwendig sei, für eine Reihe 
von DDR-Berufen Nachfolgeberufe 
anzuerkennen und Ausbildungsre
gelungen zu erlassen. 
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Vom früheren Zentralinstitut für Be
rufsbildung wurden 54 DDR-Berufe 
identifiziert, für die es keine Zuord
nungsmöglichkeiten zu anerkann
ten Ausbildungsberufen der Bun
desrepublik Deutschland gab. Im 
Herbst 1990 wurde festgelegt, wel
che Berufe näher überprüft wer
den sollten. Der Bundeswirt
schaftsminister wies dann im März 
1991 das BIBB an, die Berufe 
- Glasbläser, Porzellangestalter I 
Porzellanmaler, Säureschutzfach
arbeiter, Baumaschinist, Tischler 
mit der Spezialisierungsrichtung 
Dekorationsbau, Facharbeiter für 
Holzspielzeug, Elektromonteur mit 
der Spezialisierungsrichtung künst
lerische Beleuchtung, Diätkoch, 
Spielzeugfacharbeiter, Korrosions
facharbeiter, Handklöppler, Bau
stoffmaschinist 
zu begutachten. 

Für die Ausbildungsberufe Bauge
räteführer I -in und Holzspielzeug
macher I -in führte der Bundeswirt
schaftsminister im Fachminister
verfahren - d . h. ohne das BIBB -
eine Neuordnung durch. 

Umstellung der Berufe 
bei der Deutschen Reichsbahn 
Auch bei der Deutschen Reichs
bahn mußte die Berufsausbildung 
auf die neuen Berufe umgestellt 
werden. Das war für die Berufe 
Facharbeiter für Waggoninstand
haltung (Industriemechaniker I -in) 
und Facharbeiter für Nachrichten
elektronik (Kommunikationselektro
niker I -in) auch völlig unproblema
tisch. 

Schwierigkeiten bereiteten die ei
senbahnspezifischen Berufe, da es 
adäquate Ausbildungsberufe m 
der Bundesrepublik nicht gab. Die 
entsprechenden Tätigkeiten wer
den bei der Deutschen Bundes
bahn durch Beamte ausgeübt. Die 
Beamtenlaufbahnen waren aber 
für die Reichsbahn im Einigungs
vertrag ausgeschlossen worden, so 
daß auch der Weg der Beamten
ausbildung für die Deutsche 
Reichsbahn versperrt war. 

Aufgrund der Übergangsfristen 
konnten im Herbst 1990 letztmalig 
Auszubildende für den Beruf Fach
arbeiter für Eisenbahnbetrieb bei 
der Deutschen Reichsbahn einge
stellt werden. 

Für die Deutsche Reichsbahn ist 
eine Ausbildung in diesem Bereich 
zur Gewinnung des Nachwuchses 
absolut notwendig. Gleichzeitig 
muß sie auch einen ausreichenden 
Beitrag für die Versorgung der 
neuen Bundesländer mit Ausbil
dungsplätzen leisten. Sie beantrag
te deshalb beim Bundesverkehrs
minister, möglichst kurzfristig eine 
Rechtsgrundlage für eine Eisen
bahnerausbildung in einem aner
kannten Ausbildungsberuf zu 
schaffen. 

Die Erarbeitung 
eines neuen Berufes 
Das Neuordnungsverfahren wurde 
im Februar 1991 (Antragsgespräch) 
gestartet. Auch die Deutsche Bun
desbahn signalisierte ihr Interesse 
an der Anerkennung eines solchen 
Ausbildungsberufes. Sie deckt 
derzeit ihren Bedarf an Fachkräf
ten in diesem Bereich durch eine 
eineinhalbjährige Beamtenausbil
dung zum/zur Bundesbahnassi
stentl -in. Zukünftig könnte die Bun
desbahn aufgrund von Bestimmun
gen der Europäischen Gemein
schaft aber gezwungen sein, die
sen Bereich auch für Arbeitneh
mer zu öffnen. 

Auch außerhalb der bundeseige
nen Eisenbahnen werden Eisen
bahner I -innen bei Privatbahnen 
und Industriebahnen beschäftigt. 
Deshalb hatte das Kuratorium der 
Deutschen Wirtschaft für Berufs-
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ausbildung schon vor einigen Jah
ren den Antrag auf Anerkennung 
eines Ausbildungsberufes in die
sem Bereich gestellt. Dieser An
trag wurde vom Deutschen Ge
werkschaftsbund abgelehnt, weil 
der Beruf nicht ausreichend breit 
geschnitten sei und es Überschnei
dungen mit anderen Berufen gäbe. 

Beim Antragsgespräch beim Ver
kehrsminister wurde festgelegt , 
daß im Neuordnungsverfahren 
beim Bundesinstitut für Berufsbil
dung geprüft werden sollte, ob die
se Interessen in einem Schwer
punkt berücksichtigt werden kön
nen. 

Der Entwurf für eine Verordnung 
für die Ausbildung zum/zur Eisen
bahner I -in nebst Ausbildungsord
nung sowie der abgestimmte schu
lische Rahmenlehrplan wurden je
weils in nur drei Sitzungen der 
Sachverständigen des Bundes so
wie des Rahmenlehrplanausschus
ses der Kultusministerkonferenz im 
März und April 1991 abgestimmt 
bzw. erarbeitet. Die vorgenannten 
Interessen der Industriebahnen 
konnten durch Setzen eines beson
deren Ausbildungsschwerpunktes 
"Betrieb und Technik" in den Ent
wurf einbezogen werden. Die Aus
bildungsdauer beträgt drei Jahre. 
Eine Berufsfeldzuordnung wurde 
nicht vorgenommen. Der erstmals 
für die neuen Elektro- und Metan
Ausbildungsberufe (1987) gefunde
ne neue Qualifikationsbegriff von 
selbständigem Planen, Durchfüh
ren und Kontrollieren wurde eben
so in die Verordnung aufgenom
men, wie die Gliederung der prak
tischen Prüfung in Arbeitsproben 
und Prüfungsstücke. 

Die Ausbildungsordnung wurde 
als Erprobungsverordnung am 
14. August 1991 nach§ 28 Berufsbil
dungsgesetz zum l. August 1991 er
lassen. Die Ausbildung nach die
ser Verordnung wird bei der Deut
schen Reichsbahn und bei privaten 
Eisenbahnen erprobt werden. Das 
Kuratorium der Deutschen Wirt
schaft für Berufsausbildung rech
net mit einer Quote von ca. 200 Aus
zubildenden jährlich im Bereich 
der nichtbundeseigenen Eisen-
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bahnen. Die Deutsche Reichsbahn 
beabsichtigt ca. 300 Auszubilden
de jährlich einzustellen. Das Bun
desinstitut für Berufsbildung wur
de beauftragt, die Erprobung zu 
begleiten. 

Eisenbahner I Eisenbahnetin im Be
triebsdienst ist der erste gemein
sam entwickelte gesamtdeutsche 
Ausbildungsberuf Gleichzeitig ist 
er der erste gemeinsame Ausbil
dungsberuf, der wesentlich auf ei
nem Facharbeiterberuf der ehe
maligen DDR beruht und sozu
sagen dessen Fortentwicklung ist. 

Die Zusammenarbeit der be"\_eilig
ten Institutionen und Verbande 
beim Neuordnungsverfahren '' · · 
Ministerien, Gewerkschaften, Ar
beitgeber- bzw. der handelnden 
Personen aus Ost- und West
deutschland war neu. Trotz oder 
gerade wegen des Zeitdrucks 
klappte die Zusammenarbeit der 
Beteiligten, wie das Verfahren ins
gesamt, hervorragend. 

Berufsbeschreibung 
Im Neuordnungsverfahren wurden 
die Tätigkeitsfelder des Eisenbah
ners/ der Eisenbahnerin 1m Be
triebsdienst nachfolgend so be
schrieben: 

Die Eisenbahn soll in der Zukunft 
wieder eine höhere Bedeutung für 
die Personenbeförderung und den 
Gütertransport erlangen. Für die 
Eisenbahn spricht ihre Umwelt
freundlichkeit. Durch ihre hohe Si
cherheit ist sie insbesondere ge
eignet für Gefahrguttransporte. Ih
re vollen Vorteile erlangt die Eisen
bahn in Kombination mit anderen 
Verkehrsträgern, beispielsweise 
im Huckepackverkehr, mit Groß
containern, im Haus-zu-Haus-Ver
kehr. 

Eisenbahner und Eisenbahnerin
nen im Betriebsdienst können in 
vielen Bereichen des Betriebs
dienstes eingesetzt werden. 

Im Rangierdienst führen sie Tätig
keiten aus, die zum Bilden und Auf
lösen der Züge erforderlich sind. 
Dabei ist es notwendig, rangier
technische Fahrzeuge und Anla-

gen zu bedienen. Außerdem müs
sen der betriebssichere Zustand 
der Wagen sowie die Funktionsfä
higkeit der Brems-, Heizungs-, 
Beleuchtungs- und Klimaeinrich
tungen geprüft werden. 

Im Zugbegleitdienst begleiten sie 
Züge als Zugschaffner oder Zug
führer, führen Unterlagen über 
den Verlauf der Fahrt, kontrollie
ren Fahrausweise und betreuen 
die Reisenden. 

Im Stellwerks- und Zugmelde
dienst bedienen die Eisenbahner 
und Eisenbahnerinnen Signale, 
Weichen und Sicherungseinrich
tungen. Sie sind verantwortlich für 
die unfallfreie Fahrt eines Zuges 
oder einer Rangierabteilung. Sie 
erwerben die notwendige Qualifi
kation für die Tätigkeit eines Fahr
dienstleiters, d . h. zur eigenverant
wortlichen Regelung der gesamten 
Zugfolge. 

In Bahnhöfen mit vereinigtem 
Dienst werden die Eisenbahner 
und Eisenbahnerinnen auch im 
Reiseverkehr zur Kundenberatung, 
Fahrausweisverkauf, Reisegepäck
und Expreßgutabfertigung einge
setzt. Dabei gehen sie mit Zah
lungsmitteln um und müssen die 
erforderlichen Buchungen ausfüh
rerL 

Im Güterverkehr halten sie Kontakt 
zu den Transportkunden und bera
ten sie in den Fragen des wirt
schaftlichen Gütertransports. Sie 
disponieren Güterwagen und 
Großcontainer. Sie nehmen die Gü
ter an, sorgen für den Transport 
der Güter und die einwandfreie 
Beladung der Güterwagen bzw. 
Entladung der Güter und Trans
port zum Kunden. 

Die Eisenbahner und Eisenbahne
rinnen führen auch Büroarbeiten 
wie Schriftverkehr oder Material
verwaltung aus. 

Weitere Informationen zu diesem 
neuen Ausbildungsberuf können 
beim Bundesinstitut für Berufsbil
dung, Hauptabteilung 3, Hans 
Borch und Hans Weißmann, einge
holt werden. 
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Ausbild ungsordnungen: 

Zusammenarbeit mit den neuen Bundesländern 
bei der Neuordnung der 
technisch-zeichnerischen Ausbildungsberufe 
Dieter Buschhaus 

Im Rahmen seiner Aufgaben erarbeitet das Bundesinstitut f'lir Berufsbildung gemeinsam 
mit Sachverständigen der Sozialparteien einen Ausbildungsordnungsentwurf f'lir den Be
ruf Technische Ir Zeichner I -in. Die Berufsfachkommission Elektrozeichner der DDR be
gann 1989 mit der Untersuchung der Möglichkeiten einer Zusammenfassung der bis dahin 
getrennten Zeichnerberufe. Die politischen Veränderungen gestatteten es dem Bundes
institut, mit der Berufsfachkommission zusammenzuarbeiten. Der begonnenen fruchtba
ren Kooperation wurde jedoch durch die Auflösung der Berufsfachkommissionen im Zu
sammenhang mit der Übernahme des Berufsbildungsgesetzes die Arbeitsgrundlage ent
zogen. Die wichtigsten Schritte der in der Übergangszeit durchgeführten gemeinsamen 
Untersuchungen werden hier skizziert. 

Ausbildung von technisch
zeichnerischen Berufen in der 
Bundesrepublik und in der 
ehemaligen DDR 
Der technische Wandel durch die 
Einführung der rechnerunterstütz
ten Zeichnungserstellung (CAD) 
machte eine Neuordnung der tech
nisch-zeichnerischen Ausbildungs
berufe dringend notwendig. Zu 
diesen Berufen gehörten in der 
ehemaligen DDR "Maschinenbau
zeichner", "Elektrozeichner", "Me
tallbauzeichner" und "Bauzeich
ner" mit insgesamt l 717 neu abge
schlossenen Ausbildungsverträ
gen im Jahre 1989. Die Ausbildung 
dauerte für alle Berufe zwei Jahre. 
Vergleichbare Ausbildungsberufe 
in der Bundesrepublik sind: , ,Tech
nische Ir Zeichner I -in" (Ausbil
dungsdauer: dreieinhalb Jahre), 
"Bauzeichner I -in" (drei Jahre) und 
"Teilzeichner I -in" (zwei Jahre) mit 
insgesamt 7 791 neu abgeschlosse
nen Ausbildungsverträgen im glei
chen Jahr. 

Die Branchen, in denen in beiden 
Staaten ausgebildet wurde, und die 
zeichnerischen Inhalte waren bei 
den entsprechenden Zeichnerbe
rufen im wesentlichen die glei
chen. Ein genereller Unterschied 
bestand in dem Anteil an Werk
statt /Baustellenausbildung. Er be
trägt in der Bundesrepublik etwa 
ein Jahr. In den Ausbildungsvor
schriften der DDR war diese Aus
bildungsphase nicht vorgesehen. 
Sie galt durch den polytechnischen 
Unterricht als abgeleistet. Der un-
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genügende Praxisbezug der Aus
bildung in der DDR begrenzte das 
spätere Tätigkeitsgebiet weitge
hend auf rein zeichnerische Arbei
ten. Es bestand jedoch die Mög
lichkeit einer geregelten betriebli
chen Fortbildung zum Teilkonstruk
teur. 

Die Zeichnerberufe haben in der 
Bundesrepublik trotz des steigen
den Einsatzes von CAD-Anlagen 
gute berufliche Chancen. Es stellte 
sich heraus, daß häufig die tech
nisch-zeichnerischen Arbeitskräfte 
an diesen Anlagen tätig s1nd. Seit . 
1950 ist die Zahl der beschäftigten 
Zeichner kontinuierlich um mehr 
als 100 000 gestiegen. Die Arbeits
losenquote liegt mit fünf Prozent 
unter dem Durchschnitt. Aller
dings bevorzugen die Betriebe bei 
der Einstellung Technische Zeich
ner I -innen, die schon Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Erfahrungen in der 
Anwendung von CAD besitzen. 
Vergleichsweise ungünstig ist die 
Situation für arbeitslose weib
liche Zeichner, insbesondere, 
wenn sie einen Teilzeitarbeitsplatz 
suchen. 

In den neuen Bundesländern ist 
die negative Einschätzung der be
ruflichen Möglichkeiten von Zeich
nern/ -innen aufgrund des Rechner
einsatzes noch weit verbreitet. Hin
zu kommen außerdem die Proble
me bei der Umstellung der Wirt
schaft, die eine verminderte Alls
bildungsbereitschaft zur Folge ha
ben. 

Zeitlich parallel arbeiteten in der 
Bundesrepublik und der DDR Ar
beitskreise/Kommissionen an der 
Neuordnung der technisch-zeich
nerischen Ausbildungsberufe. Im 
Jahre 1987 wurden in der DDR für 
die einzelnen Zeichnerberufe 
"Ausbildungsunterlagen für die 
Facharbeiterausbildung' ' sowie 
ein Lehrgang ,,CAD-Grundlagen'' 
als verbindlich für die Ausbildung 

·'verabschiedet. Im Anschluß daran 
'begann die Berufsfachkommission 
"Elektrozeichner" mit der Untersu
chung .der Möglichkeiten einer Zu
sammenfassung dieser Berufe. 

In ·der Bundesrepublik erließ der 
Bundesminister für Wirtschaft im 
Jahre 1986 eine neue Ausbildungs
ordnung für den Beruf Bauzeich
ner I -in. Die Neuordnung des Be
rufs Technische I r Zeichner I -in wur
de durch den Umstand erschwert, 
daß so grundsätzliche Fragen, ob 
eine Aus- oder Fortbildungsrege
lung erlassen werden sollte, lange 
Zeit zwischen den Sozialparteien 
strittig waren. Als Ergebnis der 
Vorarbeiten eines Arbeitskreises 
des Bundesinstituts wurde 1990 
eine neue Struktur der Ausbildung 
und ein Qualifikationskatalog erar
beitet. Daneben entstand eine Kon
zeption für eine bundeseinheitliche 
Fortbildungsregelung. 

Gemeinsame Untersuchungen zur 
Neuordnung der Zeichnerberufe 
Im Februar 1990 nahmen die Vorsit
zende der Berufsfachkommission 
Elektrozeichner und ihre Stellver
treterin persönlich Kontakt mit dem 
Bundesinstitut auf. Bei diesen Ge
sprächen wurden eine Abstim
mung der Neuordnungsaktivitäten 
und eine enge Zusammenarbeit 
abgesprochen. Zunächst erfolgte 
eine intensive gegenseitige Infor
mation über die Ordnungsarbeiten 
und die Ausbildungspraxis. 

Es wurde vereinbart, bei der für 
die DDR geplanten Betriebsbefra
gung, auch Betriebe aus Berlin 
(West) einzubeziehen. 

Mit Unterstützung der Zentralstelle 
für Aus- und Weiterbildung des In
dustriebereichs Elektrotechnik / 
Elektronik wurde dafür ein Frage-
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bogen entwickelt. Dieser basierte 
im ersten Teil auf der "Methodik 
der komplexen Bestimmung von 
Anforderungen'' nach Höntsch 1), 

mit der eine Analyse der Arbeits
tätigkeiten vorgenommen werden 
kann. Der standardisierte Fragen
katalog wurde für die Anwendung 
bei Zeichnerberufen modifiziert. 
Im zweiten Teil des Fragebogens 
wurden konkrete technisch-zeich
nerische Arbeitstätigkeiten abge
fragt, die aus einem Fragebogen 
des Bundesinstituts zur "Analyse 
der beruflichen Tätigkeiten'' stamm
ten.2) 

Da die einzelnen Teile des Frage
bogens bereits in anderen Zusam
menhängen erprobt waren, konnte 
auf einen Probedurchlauf verzich
tet werden. Die Befragung wurde 
durch Fachleute in Form von Inter
views vorgenommen. Diese Verge
hensweise erwies sich als vorteil
haft , da in der Regel zusätzliche 
Fachgespräche und teilweise Be
triebsbegehungen durchgeführt 
werden konnten. 

In Berlin (West) beteiligten sich je 
ein Betrieb mittlerer Größe des 
Maschinenbaus und der Elektro
technik mit insgesamt fünf Kon
strukteuren an der Befragung. Zu
sätzlich wurde ein Konstruktionslei
ter eines Großbetriebes der Elek
trotechnik befragt. 

In der DDR wurden in 15 Betrieben 
des Maschinenbaus und 15 Betrie
ben der Elektrotechnik Interviews 
durchgeführt. Das Bundesinstitut 
war daran in fünf Betrieben betei
ligt und erhielt so einen guten Ein
blick in die Tätigkeit und Ausbil
dung von Zeichnern in der ehema
ligen DDR. 

Die Auswertung der Erhebung er
folgte vorwiegend durch Mitglie
der der beteiligten Berufsfachkom
missionen. Die wichtigsten Ergeb
nisse sind im Rahmen einer "Ist
Standsanalyse im Bereich Techni
sches Zeichnen / Konstruktion im 
Bereich der ehemaligen DDR" 
wiedergegeben. 3) Darin zieht 
Baum unter anderem folgende 
Schlußfolgerungen für die künftige 
Ausbildung von Zeichnern: 
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.. -Da die Ähnlichkeiten in der Ausbildung 
und in der praktischen Tätigkeit über 
wiegen, ist die Einführung einer einheit
lichen Ausbildung zum Technischen 
Zeichner gegeben . . .. 

- In der theoretischen Ausbildung sollte 
sich stärker von den bisherigen fachli
chen Anbindungen an die Branchenbe
rufe gelöst und sich dafür auf das Zeich
nentypische konzentriert werden. 

- Neue Inhalte für die theoretische Be
rufsausbildung ergeben sich durch 
CAD.'' 

Die Berufsfachkommission Elektro
zeichner entwickelte daraufhin 
eine "Berufs- und Qualifikations
charakteristik (BQC)'' für den Be
ruf Technische I r Zeichner I -in. Dar
in wurde eine auf drei Jahre verlän
gerte Ausbildung mit Spezialisie
rungen vorgeschlagen, die die bis
herige Ausbildung zum Elektro
zeichner, Maschinenbauzeichner, 
Metallbauzeichner und Bauzeich
ner ersetzen sollte. In einer Über
gangszeit hätte auf diese Weise 
eine reibungslose Angleichung 
der Zeichnerberufe der ehemali
gen DDR erfolgen können . 

Mit dem "Gesetz über die Inkraft
setzung des Berufsbildungsgeset
zes der Bundesrepublik Deutsch
land in der Deutschen Demokrati
schen Republik" vom 19. Juli 1990 
und der darin vorgesehenen Über
nahme der Ausbildungsvorschrif
ten der Bundesrepublik im Gebiet 
der ehemaligen DDR konnte die 
angestrebte allmähliche Anglei
chung nicht mehr vollzogen wer
den. 

In Kenntnis der wichtigsten Bestim
mungen dieser Gesetze fand im Ju
ni 1990 in Halle eine Sitzung der 
Mitglieder der Berufsfachkommis
sionen Elektrozeichner, Maschi
nenbauzeichner, Metallbauzeich
ner und Bauzeichner unter Beteili
gung des Bundesinstituts statt. Da
bei erklärten die Mitglieder der 
Berufsfachkommission Bauzeich
ner nach einer ersten fachlichen 
Prüfung, daß die Übernahme der 
relativ neuen Ausbildungsordnung 
der Bundesrepublik möglich wäre 
und die bisherige Spezialisierung 
"Technische Gebäudeausrüstung" 
künftig dem Beruf Technische I r 
Zeichner I -in zugeordnet werden 
sollte. Positiv wurde die Ausbil-

dungsdauer von drei Jahren und 
die umfassende baupraktische 
Ausbildung gesehen. 

Die Mitglieder der Berufsfachkom
mission Metallbauzeichner stimm
ten grundsätzlich der Zuordnung 
dieses Berufes zum Metallbereich 
zu, sahen jedoch Probleme hin
sichtlich des Fachgebietes Stahlbe
tonbau. Von den Mitgliedern der 
Berufsfachkommissionen Maschi
nenbauzeichner und Elektrozeich
ner wurden ebenfalls die verlän
gerte Ausbildungsdauer und die 
Werkstattausbildung beim / bei der 
Technischen Zeichner I -in begrüßt. 

Soweit wie möglich wird derzeit 
von seiten des Bundesinstituts der 
Kontakt mit den Ausbildern und Be
rufsschullehrern der ehemaligen 
Berufsfachkommissionen aufrecht
erhalten. An den laufenden Neu
ordnungsarbeiten für den Beruf 
Technische I r Zeichner I -in neh
men als Sachverständige der neuen 
Bundesländer drei ehemalige Mit
glieder der Berufsfachkommissio
nen teil und können so ihre Erfah
rungen in die gemeinsame Erar
beitung der Ausbildungsordnung 
einbringen. Aktuelle Informatio
nen zum Stand des Neuordnungs
verfahrens Technische I r Zeich
ner I -in sind beim Bundesinstitut 
erhältlich. 

Anmerkungen: 

1) Höntsch, V.: Methodik der komplexen Bestim
mung von Anforderungen. Zentralstelle für Aus
und Weiterbildung des Industriebereichs Elek
trotechnik/Elektronik (Hrsg.), Dresden 1989. 

2) Buschhaus, D.; Gerlach, J.-R.; Goldgräbe, A.:Pro
blemanalyse zur Neuordnung der Berufsausbil
dung für Technische Zeichner, Teil 3. Analyse 
der beruflichen Tätigkeiten (Berichte zur beruf
lichen Bildung, Heft 28). Bundesinstitut für Be
rufsbildung (Hrsg.), Ber lin 1980. 

3) Ist-Stand im Bereich Technisches Zeich
nen I Konstruieren im Bereich der ehemaligen 
DDR. Unveröffentlichter Bericht eines For
schungsauftrages für das Projekt 4.903 des Bun
desinstituts für Berufsbildung, Berlin 1990. 
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Lernerfolgskontrolle: 

Lernerfolgskontrolle in der betrieblichen 
Ausbildung und Zwischenprüfung 
Margarete Lippitz 

Die Problematik "Lernerfolgskontrollen in der betrieblichen Ausbildung" wurde aufge
griffen, da es künftig auch in den neuen Ländern der einzelbetrieblichen Entscheidung 
überlassen bleibt, ob, wie und wie oft der Lernfortschritt der Auszubildenden in der be
trieblichen Ausbildung ermittelt wird. Entsprechende Verpflichtungen, wie sie in der 
DDR durch das Berücksichtigen der Vorleistungen (Vorzensur) bei Abschlußprüfungen 
und mit der Führung der Lehrlingsbegleitmappe erwuchsen, sind bei der Ausbildung 
nach BBiG/HwO und auf der Grundlage der Ausbildungsordnungen nicht mehr gege
ben. Die sich daraus ergebende veränderte Problemlage des Ausbildungspersonals und 
Untersuchungsergebnisse des Bundesinstituts iür Berufsbildung, die die Problematik 
der Lernerfolgskontrollen tangieren, sind der Anlaß, um im folgenden einige Denkanstö
ße zu Lernerfolgskontrollen allgemein, zur Ermittlung von berufsübergreifenden Quali
ilkationen und zur Zwischenprüfung zu geben. Bei den Untersuchungsergebnissen han
delt es sich vor allem um die in vieliältigen Modellversuchen erprobten neuen Lern
methoden, deren Anwendung insbesondere auch auf die Entwicklung berufsübergrei
fender Qualiilka.tionen abzielt, und um Erkenntnisse zur Zwischenprüfung. 

Lernerfolgskontrollen -
ein wichtiges Mittel zur Be
fähigung der Auszubildenden zur 
adäquaten Selbstkontrolle und 
-bewertung 
Daß nunmehr Lernerfolgskontrol
len nicht mehr "reglementiert" 
sind, mindert ihre Bedeutung in 
keiner Weise. Sie sind ein wichti
ges Mittel, um die Auszubildenden 
zu einer adäquaten Selbstkontrolle 
und -bewertung zu befähigen. 
Aus der Handlungsregulationstheo
rie abgeleitete lerntheoretische 
Ansätze unterstreichen den hohen 
Stellenwert, den Kontrolle und Be
wertung als immanenter Bestand
teil und Abschlußphase einer voll
ständigen Handlung haben. Befähi
gung zum selbständigen Handeln 
im beruflichen Tätigkeitsfeld und 
darüber hinaus, das bedeutet: Be
fähigtsein zum selbständigen Pla
nen, Ausführen und Kontrollieren 
und Bewerten. 
Da die Auszubildenden sich in be
zug auf Kontrolle und Bewertung, 
wie auch in bezug auf die Hand
lung insgesamt in einer anderen 
Lage befinden als die Facharbei
ter, bei denen Handlungskompe
tenz vorausgesetzt werden kann, 
werden sich Kontrolle und Bewer
tung nicht nur auf das (materielle) 
Ergebnis der Handlung beziehen 
können, sondern es wird immer 
auch über den Weg, der zum Er
gebnis geführt hat, über die Vorge
hensweise befunden werden müs-
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sen. Es sind vom Ausbildungsper
sonal und den Auszubildenden 
Fragen zu beantworten, die das Er
reichen der Lernziele sichtbar ma
chen. Es ist einzuschätzen, was be
sonders gelungen ist und wo noch 
geübt werden muß. 
Handlungsbegleitende und -ab
schließende Kontrollen und Bewer
tungen erfordern ein Instrumenta
rium, das gleichsam aus der Hand
lung erwächst. Ein Zuviel an Meß
punkten, zu detaillierte "Wertungs
mechanismen' ' stören den Hand
lungsvollzug und verhindern die 
Transparenz der Kontroll- und Be
wertungsentscheidungen. Wenige 
"Meßpunkte", an den entscheiden
den Stellen angesetzt, wenige 
überschaubare Merkmale, die vor 
allem das Können sichtbar ma
chen, die darüber hinaus im Hand
lungsvollzug leicht erfaßbar sind, 
sollten die Regel sein. 
In vielen Fällen reichen beispiels
weise im Bereich der Metall- und 
Elektroindustrie als Merkmale die 
Qualität von Teil- und Endergebnis, 
die benötigte Zeit und die in An
spruch genommene Hilfe aus. Es 
sollten allerdings immer die Ursa
chen evtl. Qualitätsmängel hinter
fragt werden. Lag es an Planungs
fehlern, wurden Zwischenkontrol
len vernachlässigt, darüber gilt es 
u. a. zu befinden. 
Kontrollen und Bewertungen können 
normorientiert, kriterienorientiert 
angelegt sein. Der Maßstab kann 

aber auch vom Individuum herge
leitet sein, von seinen Vorausset
zungen und Entwicklungsbeson
derheiten. Für Lernerfolgskontrol
len in der betrieblichen Ausbil
dung entfällt im allgemeinen die 
Normorientiertheit. Eine Misch
form zwischen kriterienorientierter 
und auf das Individuum bezogener 
Kontrolle und Bewertung scheint 
unter pädagogischem Aspekt die 
günstigste Variante. Eine Lerner
folgskontrolle also, die die Ausbil
dungsziele, den Ausbildungsablauf 
und die Entwicklungsbesonderhei
ten des einzelnen berücksichtigt, 
die das, was eigentlich zu dem ent
sprechenden Zeitpunkt beherrscht 
werden müßte, hervorhebt und 
gleichzeitig den individuellen 
Lernfortschritt entsprechend den 
Voraussetzungen positiv oder ne-

. gativ wertet. 

Lernerfolgskontrollen und berufs
übergreifende Qualifikationen 
Seit die berufsübergreifenden 
Qualifikationen eine wesentliche 
Zielkategorie für die berufliche 
Ausbildung sind, steht auch die 
Frage, wie sie unter Ausbildungs
bedingungen erfaßt werden kön
nen, welches Instrumentarium ge
nutzt werden kann. Obwohl unbe
stritten ist, daß bezüglich dieser 
Problematik noch Forschungsdefi
zite bestehen, kann auch hier als 
Prämisse gesetzt werden: Berufs
übergreifende Qualifikationen sind 
in Einheit mit fachlichen Qualifika
tionen zu erfassen. Das Instrumen
tarium muß sich in die Ausbildung 
einordnen. 

Nach Vollzug einer Handlung, nach 
dem Lösen einer Aufgabe wäre 
mithin auch darüber zu befinden, 
wie es beispielsweise mit der Ko
operation und der Kommunikation 
klappte. Vorausgesetzt die Hand
lung ließ überhaupt dahingehende 
Aussagen zu. Es ist also notwendig, 
die Handlungen, die Aufgaben für 
die Auszubildenden unter dem 
Aspekt fachlicher und berufsüber
greifender Qualifikationen zu kon
zipieren. So müssen die Aufgaben 
beispielsweise, sollen Aussagen 
zur Selbständigkeit und Kreativität 
gemacht werden, Freiräume für 
selbständige Entscheidungen las-
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sen, Lösungsvarianten ermögli
chen. Bei der Aufgabengestaltung 
ist auch auf die Wahl der Mittel zu 
achten . Es ist daran zu denken, daß 
Selbständigkeit nicht nur durch 
das unmittelbare Eingreifen des 
Ausbilders eingeengt werden 
kann, sondern auch mittelbar, etwa 
durch kleinschrittige Leittexte oder 
durch die Vorgabe von Fehlersuch
algorithmen u. ä . 
Wenn also berufsübergreifende 
Qualifikationen erfaßt werden sol
len, müssen sie Gegenstand der 
Ausbildung sein. Die Aufgaben für 
die Auszubildenden und damit die 
sie auslösenden Handlungen müs
sen entsprechend gestaltet sein. 

Die Zwischenprüfung 
als Lernerfolgskontrolle 
Die Zwischenprüfung ist ein Fakt, 
der für die Ausbilder und Prüfer in 
den neuen Lände rn zumindest mit 
der ihr zukommenden Funktion 
neu ist. Um so wichtiger ist es, sich 
nicht von der Bezeichnung irritie
ren zu lassen, damit sich nicht Feh
ler wiederholen, die Prüfern in den 
alten Ländern bei ihrer Einführung 
zum Teil unterlaufen sind. 
Die Beze ichnung "Zwischenprü
fung'' läßt eine andere Funktion er
warten, als ihr tatsächlich zuge
dacht ist. Die Zwischenprüfung hat 
ausschließlich Förderfunktion. Sie 
hat keine Auslese- oder Selektions
funktion, die sich sonst mit der Be
zeichnung Prüfung verbindet. Ihre 
Funktion entspricht der einer Lern
erfolgskontrolle. 

Im Unterschied zu betrieblichen 
Lernerfolgskontrollen wird be i der 
Zwischenprüfung allerdings mit 
Aufgabenstellungen ge arbeitet, 
die ausschließlich unter Berück
sichtigung der Ausbildungsord
nung und der einschlägigen Inhal
te des Rahmenlehrplanes ent
wickelt wurden. Die Aufgaben be
ziehen sich auf die einheitlichen 
Mindestanforderungen. Mit den 
Aufgabenstellungen werden in der 
Regel integrativ Inhalte der be
trieblichen Ausbildung und des 
Berufsschulunterrichts erfaßt. Der 
konkrete Ausbildungsablauf, der 
in den einzelnen Betrieben und Be
rufsschulen sehr unterschiedlich 
sein kann, bleibt unberücksichtigt. 
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Daher ermöglicht die Zwischen
prüfung zwar Lücken in den Kennt
nissen und Fertigkeiten nachzuwei
sen, nur bedingt kann daraus aus 
externer Sicht (von seiten der Prü
fungsausschüsse und der zuständi
gen Stellen) auf Mängel in der Aus
bildung oder auf Unzulänglichkei
ten in den Leistungsvoraussetzun
gen der Auszubildenden geschlos
sen werden. Ein solcher Schluß ist 
nur vor Ort in Kenntnis des Ausbil
dungsablaufes möglich. Vor Ort er
laubt daher die Zwischenprüfung, 
Bilanz zu ziehen und über notwen
dige Korrekturen in der Ausbil
dung zu befinden. 

Insofern kann die Zwischenprü
fung theoretisch als Instrument zur 
Verbesserung der Ausbildung ver
standen werden, hat sie eine päd
agogische Funktion. Allerdings be
kommt sie diesen Stellenwert als 
Lernerfolgskontrolle erst durch die 
Nachbereitung vor Ort - Betrieb 
und Berufsschule - . 
Was die Auswertung vor Ort zum 
Teil erschwert und damit die Wir
kung der Zwischenprüfung "ver
puffen'' läßt, ist ausführlich darge
stellt bei Lennartz/ Klähn. 1) Hier 

sei nur ein Aspekt genannt. Die 
Auswertung vor Ort wird zum Teil 
durch die Ergebnisdarstellung be
hindert, die Ausbildern und Leh
rern übergeben wird . Sie ist viel
fach zu pauschal. Eine Auswertung 
vor Ort erfordert mehr, als das 
Übermitteln von Noten. Es müssen 
für die Ausbilder und Lehrer zu
mindest die Sachverhalte (Tätigkei
ten) genaue r markiert werden, mit 
denen der Auszubildende in der 
Zwischenprüfung nicht so richtig 
klar kam. 
Das Problem einer möglichst diffe
renzierten Ergebnisdarstellung, 
die gleichzeitig, ausgehend von 
der Vielzahl der Prüfungsteilneh
mer, durch die Prüfungsausschüs
se noch le istbar ist , wird daher in 
den neuen Ländern ebenfalls an
gegangen werden müssen, um die 
pädagogische Wirksamkeit der 
Zwischenprüfung nicht in Frage zu 
stellen. 

Anmerkungen 

1) Lennartz, D.; Klähn, M.: Die Zwischenprüfung in 
der Berufsausbildung - Anspruch und Wirk
lichkeit. - Bundesinstitut für Berufsbildung 
(Herausgeber): Sonderveröffentlichung. Berlin, 
1987. 

Bundesinstitut iür Berufsbildung 
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Umweltschutz im Weinbau 
Eine Hilfe für umweltgerechte Ausbildung im Weinbau 

1991, 80 Seiten, 15,- DM, ISBN 3-88555-435-6 

Die vorliegende Broschüre ist als e ine Hilfestellung für alle gedacht, d ie in der Be
rufsausbildung, Weiter- und Fortbildung sowie Beratung in der Weinwirtschaft tätig 
sind. Sie soll Hinweise und Ratschläge für eine Verbesserung der Ausbildung im Be
reich des Arbeits- und Umweltschutzes in der Weinwirtschaft geben. Umweltgerech
tes Handeln kann aber auch nur erfolgen, wenn umweltgerechte Verhaltensweisen 
bekannt sind, die in der Be rufsausbildung und beruflichen Weite rb ildung vermittelt 
werden können. 

Sie e rhalten diese Veröffentlichung beim Bundesinstitut für Berufs
bildung- K 3/Veröffentlichungswesen- Fehrbelliner Platz 3-
W-1000 Berlin 31 - Tel.: (0 30) 86 83-5 20/5 16, Fax: (0 30) 86 83-4 55. 
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, . . I{URZBEITRÄGE 

Arbeitsproben: 

Arbeitsproben in den industriellen Metallberufen: 
Was soll geprüft werden? 
Hans Krönner 

Seit 1987 gilt die neue Ausbildungsordnung für die industriellen Metallberufe. 37 alte 
Ausbildungsberufe wurden damals durch sechs neue, meist in Fachrichtungen geglie
derte, ersetzt. 

Zu den inhaltlichen Neuerungen in dieser Ausbildungsordnung zählt der sogenannte 
Qualiflkationsbegriff. Fertigkeiten und Kenntnisse werden als Einheit gesehen und sol
len so vermittelt werden, daß " ... der Auszubildende zur Ausübung einer qualifiZier
ten beruflichen Tätigkeit befähigt wird, die insbesondere selbständiges Planen, Durch
führen und Kontrollieren einschließt. Diese Befähigung ist auch in den Prüfungen nach
zuweisen.''') 

In den neuen Bundesländern besteht einerseits die Notwendigkeit, Ausbildung und Prü
fung innerhalb kurzer Zeit den neuen Vorgaben anzupassen. Anderseits eröffnet dies 
aber auch die Chance, neue Akzente zu setzen. Die Prüfungen können von vornherein 
auf die zentralen Inhalte zugeschnitten werden. 

Der folgende Beitrag stellt eine neue Methode dar, die fachlichen Inhalte für Arbeitspro
ben aus Ausbildungsordnung und Rahmenlehrplan abzuleiten. 

Fachliche Anforderungen 
Wer sich mit der Entwicklung von 
Arbeitsproben befaßt, stellt fest, 
daß es nicht leicht ist , die fachli
chen Anforderungen aus den ver
schiedenen Quellen herzuleiten. 
Diese Quellen sind in erster Linie 
- die Prüfungsanforderungen, 

das Ausbildungsberufsbild und 
der Ausbildungsrahmenplan 
der Ausbildungsordnung für die 
betriebliche Ausbildung und 

- die entsprechenden Teile des 
Rahmenlehrplans für den Be
rufsschulunterricht. 

Die Prüfungsvorschriften geben 
Tätigkeitsfelder vor, die für Arbeits
proben "insbesondere in Be
tracht'' kommen. Für den Ausbil
dungsberuf Automobilmechani-

Prüfungsstück und Arbeitsprobe 
Es liegt nahe, in den industriellen 
Metallberufen die Befähigung zu 
selbständigem Planen, Durchfüh
ren und Kontrollieren vor allem im 
Rahmen von praktischen Prüfun
gen sowie im Verlauf der Ausbil
dung durch entsprechende ausbil
dungsbegleitende Lernerfolgskon
trollen zu ermitteln. Prüfungsstücke 
sind als Element praktischer Prü
fungen seit langem bekannt; Ar
beitsproben sind für die industriel
len Metallberufe - anders als für 
die industriellen Elektroberufe -
neu. 

Abbildung l: Die neuen industriellen Metallberufe und ihre Fachrich
tungen 

Der wesentliche Unterschied zwi
schen Prüfungsstück und Arbeits
probe ist folgender: Beim Prü
fungsstück beurteilt der Prüfungs
ausschuß nur das Endergebnis, 
bei der Arbeitsprobe auch die Vor
gehensweise und Zwischenergeb
msse. 

Überregional entwickelte Arbeits
proben stehen in vielen Fällen 
nicht zur Verfügung. Die Kammern 
und ihre Prüfungsausschüsse ste
hen daher vor der Notwendigkeit, 
Aufgabensätze für Arbeitsproben 
selbst zu entwickeln oder vorhan
dene Entwürfe zu überprüfen und 
anzupassen. In welchen Berufen 
für die industriellen Metallberufe 
Arbeitsproben in der Abschluß
prüfung vorgesehen sind, ist aus 
Abbildung l ersichtlich. 
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ker I Automobilmechanikerin bei
spielsweise findet sich in den Prü
fungsvorschriften u. a. folgende Be
schreibung: .,Instandsetzen von 
Baugruppen und Systemen an 
Kraftfahrzeugen, insbesondere 
Motorbaugruppen, Triebwerkteile, 
Fahrwerkteile, Systeme der Kraft
stoffzumessung' '. Wer eine Arbeits
probe entwickeln möchte, muß u. a. 
- ein geeignetes Objekt identifi-

zieren, anhand dessen die Ar
beitsprobe durchgeführt wer
den soll; 

- eine konkrete Aufgabenstellung 
finden, die der Prüfungsteilneh
mer bewältigen soll; 

- sicherstellen, daß die Anforde
rungen an den Prüfungsteilneh
mer sich mit den einschlägigen 
Lernzielen in Ausbildungsord
nung und Rahmenlehrplan 
decken und 

-darauf achten, daß die Bewer
tungsrichtlinien, die vom Prü
fungsausschuß zugrunde gelegt 
werden, mit den Anforderungen 
der Ausbildungsordnung über
einstimmen. 

Lernzielkataloge · 
Im Rahmen des Projekts , ,Ansätze 
für die Weiterentwicklung prakti
scher Prüfungen in den neuen in
dustriellen Metall- und Elektrobe
rufen' ' des Bundesinstituts für Be
rufsbildung wurde ein neuer Weg 
beschritten, die unterschiedlichen 
Quellen im Hinblick auf die Arbeits
proben in den industriellen Metall
berufen möglichst lückenlos zu er
schließen und miteinander zu ver
knüpfen. Abbildung 2 zeigt, wie 
dabei vorgegangen wurde. 
Das Ergebnis sind umfangreiche 
Lernzielkataloge, die alle einschlä
gigen Positionen des Ausbildungs
berufsbilds und des Ausbildungs
rahmenplans sowie die entspre
chenden Lerngebiete, Lernziele 
und Lerninhalte des Rahmenlehr
plans zusammenführen. Ordnungs
prinzip sind dabei die Tätigkeitsfel
der, die in der Ausbildungsord
nung unter den Prüfungsanforde
rungen für Arbeitsproben für die 
einzelnen Fachrichtungen jeweils 
genannt werden. 

Zusätzlich wurden nach demsel
ben Schema diejenigen Lernziele 
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Abbildung 2: Ableitung der Lernzielkataloge aus Ausbildungsordnung 
und Rahmenlehrplan 

Ausbildungs
Berufsbild 

Ausb'ildungs
Rahmenplan 

Lerngebiete 

Automobilmechaniker I Automobilmechanikerin 

Inslandsetzen von Baugruppen 
und Systemen an Kraftfahrzeugen 

, Inslandsetzen von Bauteilen, Baugruppen und Systemen an Kraftfahrzeugen 

Systeme der Kraftstoff
zumessung instandsetzen, 
insbesondere Vergaser-

und Einspritzanlagen 
Aufbau von Gemlschblldungs
aniagen bei Ottomotoren 
beschreiben und die Anpassung 
an die Betriebszustände 
erläutern 

Physikallsehe Grundlagen 
Kraftstoffanlagen 
Luftversorgung 
Gemlschblldungssysteme: Vergaser, 

Einspritzanlage 
Bauarten 

und Lerninhalte zusammengefaßt, 
die bei den Positionen ., Lesen, An
wenden und Erstellen von techni
schen Unterlagen" sowie .,Planen 
und Steuern von Arbeits- und Be
wegungsabläufen; Kontrollieren 
und Beurteilen der Ergebnisse'' 
unter dem Gesichtspunkt des selb
ständigen Planens, Durchführens 
und Kontrollierens als fachrich
tungsübergreifende Qualifikatio
nen bedeutsam erschienen. 

Einsatzmöglichkeiten 
Die Lernzielkataloge bieten eine 
Fülle von systematisch aufbereite
ten Lernzielen und Lerninhalten 
an. Für die Entwicklung von Arbeits
proben lassen sie sich u. a. wie 
folgt einsetzen: 
- Sie geben Anregungen für Prü-

fungsobjekte, beispielsweise 

Krallstoffdosierung IOr z. B. Leerlauf, 
Kaltstart, Telllast 

Einstellung und Überprüfung 

eine Einspritzanlage am Ottomo
tor; 

- sie bieten eine reichhaltige Aus
wahl an möglichen Aufgaben, 
die anhand des ausgewählten 
Objektes gestellt werden kön
nen, beispielsweise die Kraft
stoffdosierung bei bestimmten 
Betriebszuständen einzustellen; 

- sie geben die Möglichkeit, vor
handene Entwürfe von Arbeits
proben daraufhin zu untersu
chen, ob die zu ihrer Bewälti
gung erforderlichen Fertigkei
ten und Kenntnisse den Anfor
derungen der Ausbildungsord
nung und des Rahmenlehrplans 
entsprechen; 

- sie erlauben eine Kontrolle, ob 
die Kriterien für die Bewertung 
der Prüfungsleistungen (z. B. m 
Form von Bewertungsbögen) in 
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Übereinstimmung mit den zu
grunde liegenden Lernzielen 
stehen; 

- schließlich können sie in ausge
wählten Bereichen auch für die 
Abstimmung zwischen betriebli
cher Ausbildung und Berufs
schulunterricht herangezogen 
werden. 

Das Bundesinstitut für Berufsbil
dung will damit auch Ausbildern 
und Prüfungsfachleuten in den 
neuen Bundesländern eine Hilfe 
zur Verbesserung von Arbeitspro
ben für Lernerfolgskontrollen und 
Prüfungen in die Hand geben. Dar
über hinaus sind die Lernzielkata
loge ein Instrument, sich mit Auf
bau und Verwendung von Ausbil
dungsordnung und Rahmenlehr
plan vertraut zu machen. 

Anmerkung 

1) Industrielle Metall-Ausbildungsverordnung vom 
15. Januar 1987, § 3 Abs. 4 

Hans Krönner, Manfred Kle inschmidt, 
Wilfried Reisse, Ralf Sehröder 

Arbeitsproben in den industriellen 
Metallberufen: 
Lernziele und Lerninhalte 

Eine Hilfe für die Entwicklung 
von Arbeitsproben für Abschluß
prüfung und Lernerfolgs
kontrollen 

1991, 147 Seiten, 
Schutzgebühr 15,- DM 
ISBN 3-88555-429-l 

Sie e rhalten diese Veröffentlichung 
beim Bundesinstitut für Berufsbil
dung - K3/Veröffentlichungswesen 
- Fehrbelliner Platz 3, W-1000 Ber
lin 31, Telefon: (0 30) 86 83-5 20/5 16, 
Telefax: (0 30) 86 83-4 55. 
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Ausbildungsmittel: 

Zum Einsatz moderner Ausbildungsmittel bei der 
Berufsausbildung in den neuen Bundesländern 
Hermann Benner 

Die Umgestaltung der Berufsausbildung in den neuen Ländern hat u. a. beim Einsatz 
neuer Ausbildungsmittel die Frage aufgeworfen, nach welchen Kriterien Medien anzu
wenden seien. Die in diesem Zusammenhang vom Bundesinstitut für Berufsbildung 
durchgef'ührten Seminare boten Berufsbildungsexperten aus den neuen Ländern eine er
ste Möglichkeit, sich über die Medienanwendung sowie deren Rahmenbedingungen zu 
informieren. Der folgende Beitrag beschreibt diese Arbeit und die dabei gesammelten 
Erfahrungen. 

"Welche Ausbildungsnormative 
sind denn nun in der Berufsausbil
dung anzuwenden?" Diese Frage, 
die Berufsbildungsexperten aus 
den neuen Bundesländern immer 
wieder stellten, die im BIBB an Se
minaren über den Einsatz moder
ner Ausbildungsmittel und -metho
den in der beruflichen Bildung teil
nahmen oder die Medienabteilung 
besucht haben, verdeutlicht das in 
der ehemaligen DDR "verordnete" 
und internalisierte Verständnis be
ruflicher Bildung, wonach die An
wendung vorgegebener Ausbil
dungsnorrli:ative das Ausbildungs
soll zu gewährleisten hatte. 

An dieser Stelle kann auf eine Sy
stembeschreibung oder gar auf ei
nen Systemvergleich der berufli
chen Bildung in der ehemaligen 
DDR und in der Bundesrepublik 
Deutschland verzichtet werden. 
Hervorzuheben ist aber in diesem 
Zusammenhang, daß der Einsatz 
moderner Medien in der berufli
chen Bildung immer auch im Kon
text der Rahmenbedingungen des 
Berufsbildungssystems und der 
darin eingeräumten Möglichkeiten 
gesehen werden muß. 

Seminare zur Medienanwendung 
Die Abteilung Medienentwicklung 
und Mediendidaktik des Bundesin
stituts für Berufsbildung (BIBB) hat 
für Berufsbildungsexperten der 
fünf neuen Bundesländer berufs
feldbezogene Seminare über den 
Einsatz moderner Medien in der 
betrieblichen Berufsausbildung 
durchgeführt. Dabei wurde die 
Medienanwendung in den Zusam
menhang der technischen, wirt
schaftlichen und gesellschaftlichen 

Rahmenbedingungen der dualen 
Berufsausbildung in der Bundesre
publik Deutschland gestellt , d . h ., 
die inhaltliche Ausgestaltung der 
Veranstaltungen orientierte sich an 
diesen Fakten, wobei folgende 
Themen medial unterstützt darge
stellt und eingehend erörtert wur
den: 
- Die duale Berufsausbildung so

wie die Ordnung und Funktion 
der staatlich anerkannten Aus
bildungsberufe; 

- das Bundesinstitut für Berufsbil
dung als gemeinsame Adresse 
der an der Berufsbildung Betei
ligten und zentrale Einrichtung 
zur Verbesserung der betrieb
lichen Berufsbildung; 

- neue Vermittlungskonzepte und 
Medien in der betrieblichen Be
rufsbildung als Beitrag f:ur För
derung der beruflichen Hand
lungsfähigkeit und Persönlich
keitsentwicklung. 

In der Bundesrepublik Deutsch
land legt das Berufsbildungsgesetz 
u. a. fest, daß Jugendliche unter 18 
Jahren nur in staatlich anerkannten 
Ausbildungsberufen nach den da
für erlassenen Ausbildungsord
nungen ausgebildet werden dür
fen. Diese Bestimmung verpflichtet 
zwar die Ausbildungspraxis zur 
Einhaltung verbindlicher Mindest
normen, sie eröffnet aber auch bei 
Beachtung dieser Ausbildungs
standards vielfältige inhaltliche 
und methodische Gestaltungsmög
lichkeiten der betrieblichen Be
rufsausbildung. 

Diese fachliche Variationsbreite 
und Methodenfreiheit war für die 
Ausbilder und Lehrer der neuen 
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Bundesländer zunächst verunsi
chernd. Gewohnt, staatliche Regle
mente wortgetreu erfüllen zu müs
sen, sahen sie bei dem Tatbestand, 
nun in den für sie neuen Ausbil
dungsberufen ausbilden zu müs
sen und neben den Ausbildungs
ordnungen keine verbindliche 
Handlungsanweisungen für die 
Ausbildung zu erhalten, keine un
mittelbare Verbesserung ihrer Si
tuation. Sie erkannten jedoch dar
an auch die verfassungsrechtliche 
Konstellation der Berufsausbildung 
in der Bundesrepublik Deutsch
land und die darin bestehenden 
Chancen. 

Im Rahmen ordnungspolitischer 
Vorgaben ist die betriebliche Be
rufsausbildung der Wirtschaft zur 
Durchführung übertragen. Nach 
dem Subsidiaritätsprinzip greift 
der Staat fördernd in dieses Aufga
bengebiet nur ein, wenn es bei
spielsweise darum geht, die Selbst
verantwortung der Beteiligten zu 
stärken, Ungleichgewichte im Sy
stem auszugleichen oder Innovatio
nen in der Ausbildungspraxis anzu
regen. Staatliche Maßnahmen zur 
Förderung der Berufsausbildung, 
wie sie z. Z. in den neuen Bundes
ländern durchgeführt werden, be
legen diese Aussage. 

Die Medienentwicklung des Bun
desinstituts für Berufsbildung ist in 
diesem Sinne subsidiär. Der ge
setzliche Auftrag des Bundesinsti
tuts, die Bildungstechnologie durch 
Forschung zu fördern, geht davon 
aus, daß durch Entwicklung und 
Erprobung von Ausbildungsmitteln 
ein Beitrag dafür geleistet wird, 
Medien zu verbessern und eine 
hinreichende Versorgung mit Me
dien auch dort zu erreichen, wo die 
an der Berufsbildung Beteiligten 
nicht selbst innovativ tätig werden 
können. Die vom Bundesinstitut 
herausgegebenen Medien sind al
so ein Angebot an die Berufsbil
dungspraxis, dessen sie sich be
dienen kann, aber nicht muß. 

Zu den Erfahrungen der 
Veranstaltungen 
Die ursprüngliche Assoziation der 
Seminarteilnehmer, daß für die von 
einer staatlichen Institution heraus-
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gegebenen Medien eine Anwen
dungspflicht bestehe, war insofern 
zu korrigieren . 

Die Berufsbildungsexperten der 
neuen Länder betrachteten die 
sich daraus ergebenden Konse
quenzen als eine kaum lösbare 
Aufgabe, daß sie nämlich vor Kauf
bzw. Einsatzentscheidungen von 
Medien grundsätzlich das Angebot 
auf dem Medienmarkt z. B. im Hin
blick auf die spezifischen Ausbil
dungssituationen, die didaktischen 
Intentionen und Ziele sowie auf die 
entsprechenden Qualitätsmerkma
le der angebotenen Ausbildungs
mittel kritisch zu prüfen hätten. 

An Medienbeispielen des Bundes
instituts konnte der Bezug von Aus
bildungsmitteln zu unterschiedli
chen Vermittlungskonzepten aufge
zeigt werden. So gibt es Medien, 
die ihrem Aufbau nach eher für 
eine vom Arbeitsplatz gesonderte, 
systematische Vermittlung von be
ruflichen Grundqualifikationen ge
eignet sind, solche, die den Er
werb beruflicher Fertigkeiten 
durch Simulation fördern oder sol
che, deren Einsatz die Ausbildung 
am Arbeitsplatz optimiert und zum 
selbständigen Planen, Durchfüh
ren und Bewerten der eigenen Ar
beit anregt. Die Anleitung zu selb
ständigem, eigenverantwortlichem 
Handeln, zu Kooperations- und 
Kommunikationsfähigkeit sowie 
zum Denken in Systemzusammen
hängen schien für die Ausbilden
den der ehemaligen DDR ein bis
her noch unbestelltes Aufgaben
feld der Berufsausbildung zu sein. 
Auf diesem Gebiet ist ein Innova
tionstransfer besonders er
wünscht. 

Die Medien des BIBB sind im allge
meinen nicht nur auf einen einzel
nen Beruf bezogen, sondern auf 
Qualifikationen, die zugleich für 
mehrere Berufe von Bedeutung 
sind. Sie lassen sich in der berufli
chen Erstausbildung und auch in 
der beruflichen Weiterbildung 
oder Umschulung verwenden. 

In der Diskussion wurde deutlich, 
daß die flexible Einsatzfähigkeit 
der Medien, gerade auch im Hin-

blick auf die Verwirklichung fach
übergreifender Qualifikationen, bei 
den Ausbildern fachdidaktische 
Entscheidungskompetenz voraus
setzt. Es geht also nicht darum, im 
Rahmen einer "Kommando-Päd
agogik'', Lehrpläne in stringenter 
Weise mit Hilfe von lehrplanbeglei
tenden Materialien zu erfüllen, son
dern um die bewußte Auswahlent
scheidung für Medien bei der Ver
wirklichung eines persönlich zu 
verantwortenden berufspädagogi
schen Bildungsauftrages. In die
sem Sinne ist Berufsausbildung 
nicht als ein Fitmachen für aktuelle 
Berufsanforderungen zu verste
hen, sondern als Beitrag zur Per
sönlichkeitsentwicklung und zur 
Befähigung, sich mit aktuellen und 
zukünftigen Berufs- und Lebenssi
tuationen erfolgreich auseinander
setzen zu können. 

Die praxisbezogene Präsentation 
des Berufsbildungssystems und 
des Verwendungszusammenhangs 
der Medien in der betrieblichen 
Berufsbildung fand bei den Teil
nehmern großes Interesse. Eine 
Fortsetzung derartiger Aktivitäten 
entspräche insofern dem Informa
tionsbedarf der für die Ausbildung 
Verantwortlichen. Sie käme der 
Ausbildungspraxis in den neuen 
Bundesländern zugute. 

Weiterführende Informationen zu 
dem hier angesprochenen Thema 
sind im Bundesinstitut für Berufsbil
dung, Abteilung 5.1, Medienent
wicklung und Mediendidaktik, zu 
erhalten. 
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Berufliche Bildung Behinderter: 

Berufsbildung behinderter junger Menschen 
Fördermöglichkeiten und 
gesetzliche Voraussetzungen 
Saskia Keune 

Die Fördermöglichkeiten und gesetzlichen Voraussetzungen zur beruflichen Bildung Be
hinderter sind in den neuen Bundesländern noch unzureichend bekannt. So werden z. B. 
die Möglichkeiten der Ausbildung in Berufsbildungswerken und sonstigen Einrichtun
gen z. z. nicht voll ausgeschöpft. 

Zur Verbesserung des Kenntnisstandes aller Betroffenen, d. h. der behinderten jungen Men
schen, der Eltern, Lehrer u. a., hat das Bundesinstitut für Berufsbildung in Abstimmung mit 
dem "Ausschuß für Fragen Behinderter" 1), der das Institut berät, mit Mitarbeitern des 
Instituts folgende Informationen zu den wichtigsten Fragekomplexen zusammengestellt. 

1. Wer kann notwendige Hilfen 
in Anspruch nehmen? 

Um als Behinderter die wegen der 
Behinderung notwendigen Hilfen 
in Anspruch nehmen zu können, ist 
es grundsätzlich nicht erforderlich, 
daß ein bestimmte r "Grad der Be
hinderung' ' festgestellt und durch 
einen Ausweis bescheinigt wird . 
Lediglich zur Inanspruchnahme 
der Hilfen nach dem Schwerbehin
dertengesetz ist die Feststellung 
des Grades der Behinderung uner
läßlich . Ob wegen der Art oder 
Schwere der Behinderung zur be
ruflichen Eingliederung besonde
re Hilfen erforderlich sind, wird im 
Rahmen de r Berufsberatung beim 
Arbeitsamt festgestellt. 

Die behinderten Jugendlichen und 
ihre Eltern werden von besonders 
beauftragten Berufsberatern für 
Behinderte be ruflich beraten; die
sen ob liegt auch die Berufsorien
tierung, d ie Vermittlung in Ausbil
dungsste llen und die Förderung 
der beruflichen Rehabilitation. In 
jedem der 38 Arbeitsämter in den 
neuen Bundesländern sind mehre
re Berufsberate r für Behinderte tä
tig. Die Berufsberater werden bei 
ihrer Tätigkeit durch Ärzte, Psycho
logen und te chnische Berater un
terstützt. Ist zum Beispiel eine Be
rufsausbildung noch nicht möglich, 
so kann eine ausbildungsvorberei
tende Maßnahme (Förderungs
lehrgang) empfohlen werden. 

2. Ausbildung und Prüfung 
Berufsausbildung, das heißt in er
ster Linie eine Lehre in einem der 
derzeit 378 anerkannten Ausbil-
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dungsberufe. Die besonderen Be
lange der Behinde rten sollen in 
Ausbildung und Prüfung berück
sichtigt werden. 2) 

3. Ausbildungsgänge in Sonder
form (§ 48 Berufsbildungsge
se tz I § 42b Handwerksordnung) 

Für Behinderte, bei denen Art oder 
Schwere der Behinderungtrotz der 
genannten Hilfen keine Ausbil
dung in einem anerkannten Ausbil
dungsberuf zulassen, gibt es be
sonders geregelte Ausbildungs
gänge. Die Regelungsbefugnis die
ser Ausbildungsgänge liegt bei 
den zuständigen Stellen (z. B. 
Industrie- und Handelskammern, 
Handwerkskammern). Zum Teil 
werden diese besonderen Ausbil
dungsgänge nach bundeseinheitli
chen Empfehlungen3) des Haupt
ausschusses des Bundesinstituts 
für Berufsbildung durchgeführt. 

4. Finanzielle Unterstützung 
der Betriebe 

Die Berufsausbildung Behinderter 
wird in der Regel in einem Betrieb 
durchgeführt. Hierbei gibt es ver
schiedene finanzielle Fördermög
lichkeiten. Aufgabe des Berufsbe
raters ist es, die dafür notwendigen 
Schritte einzuleiten. So kann Ar
be itgebern ein monatlicher Zu
schuß bis zur Höhe der Ausbil
dungsvergütung gezahlt werden, 
wenn sie Behinderte ausbilden. 
Weitere Zuschüsse und Darlehen 
sind möglich, um die Kosten für die 
behinderungsgerechte Ausstattung 
des Ausbildungsplatzes und für ei
nen übe rdurchschnittlich hohen Be
treuungsaufwand abzudecken. 

5. Berufsbildungswerke 
Berufsbildungswerke bilden junge 
Behinderte, die wegen der Art 
oder Schwere ihrer Behinderung 
nicht betrieblich ausgebildet wer
den können, in anerkannten Aus
bildungsberufen oder in besonde
ren Ausbildungsgängen nach § 48 
Berufsbildungsgesetz I§ 42 b Hand
werksordnung aus. Ausbildungs
begleitend werden die J ugendli
chen durch Ärzte, Psychologen, 
Sonderpädagogen und andere 
Fachkräfte betreut. Dem Beginn 
der Ausbildung können berufsvor
bereitende Maßnahmen vorge
schaltet sein. Meist ist die Ausbil
dung in einem Berufsbildungswerk 
mit einer Internatsunterbringung4) 

verbunden. 

In den neuen Bundesländern wer
den flächendeckend acht Berufs
bildungswerke errichtet, die ihre 
Arbeit teilweise schon aufgenom
men haben. Bei den Einrichtungen 
für Lernbehinderte und für Körper
behinderte sind jeweils zunächst 
b is zu 250 Ausbildungsplätze - zu
züglich eines entsprechenden An
teils von Plätzen für Berufsvorbe
reitung, für Berufsfindung und für 
Arbeitserprobung - vorgesehen; 
bei den Einrichtungen für Sinnes
behinderte ist eine geringere Platz
kapazität geplant. 

. Anmerkungen 

') Der "Ausschuß für Fragen Behinderter " hat im 
Rahmen seines gesetzlichen Beratungsauftrages 
darauf hinzuwirken, "daß die besonderen Be
lange der Behinderten in der beruflichen Bil
dung berücksichtigt werden und die berufliche 
Bildung Behinderter mit den übr igen Maßnah
men der beruflichen Rehabilitation koordiniert 
wird." (§ 12, Abs. 1 Berufsbildungsförderungs
gesetz vom 23. 12. 1981) 

2) Eine Orientierungshilfe zur "Berücksichtigung 
besonderer Belange Behinderter bei Zwischen-, 
Abschluß- und Gesellenprüfung" kann im Bun
desinstitut für Berufsbildung, Fehrbelliner Platz 3, 
1000 Ber lin 31, angefordert werden. 

3) Empfehlungen für bundeseinheitliche Ausbil
dungsgänge zum/zur Metallbearbeiter I -in, 
Metallfeinbearbeiter I -in, Werkzeugmaschinen
spaner I -in Drehen, Werkzeugmaschinenspa
ner I -in Fräsen, Bürokraft, Holzbearbeiter I -in 
und Bau- und Metallmaler I -in sind beim W. Ber
telsmann Verlag KG, Postfach 10 20, 4800 Biele
feld 1, zu beziehen. 

' ) Beim Bundesminister für Arbeit und Sozialord
nung, Postfach 14 02 80, 5300 Bonn 1, ist eine Bro
schüre unter dem Titel: "Berufsbildungswerke" 
erhältlich, die umfassend über die Berufsbil
dungswerke in den alten Bundesländern infor
miert. 
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Ausbilderförderung: 

Methodentransfer - aber wie? 
Hans-Dieter Hoepfner, Reinhard Selka 

Seit mehr als einem Jahr ergießt sich auf dem Feld der Berufsbildung ein wachsender 
Strom von Weiterbildungsangeboten auf die Bürger der neuen Bundesländer. Auch der 
Arbeitsbereich ".Ausbilderf'örderung" des BIBB hat seinen Teil dazu beigetragen und tut 
dies weiterhin. Nachdem anfangs grundlegende schriftliche Informationen zusammen
gestellt wurden, Informationsveranstaltungen 1) stattfanden und schließlich die Heraus
gabe von Broschüren2) begann, wird nun bei der Entwicklung von Weiterbildungsmate
rialien für Ausbilder auf die besonderen Bedingungen in den neuen Bundesländern ggf. 
gesondert eingegangen. Am Beispiel eines Weiterbildungspaketes zum Thema Leittexte 
werden die Gründe für dieses Vorgehen und die dabei gewonnenen Erfahrungen darge
stellt. 

Mängel im Weiterbildungsangebot 
Ausbilderinnen und Ausbilder in 
den neuen Ländern werden mit ei
nem nahezu unübersehbaren An
gebot an Kursen, Messen und Be
ratungsangeboten konfrontiert. 
Eine pauschale Bewertung der In
stitutionen und Trainer, die hier tä
tig werden, verbietet sich von 
selbst; allerdings wird immer wie
der Klage geführt, daß zwischen 
seriösen und fairen Angeboten 
auch eine nicht geringe Zahl 
schwarzer Schafe auftaucht, die 
nur schwer als solche zu erkennen 
sind. Ein Manko ist nach unserer 
Kenntnis jedoch auch den positiven 
Beispielen bisher gemein: Sie be
stehen im wesentlichen aus Über
nahmen von Entwicklungen aus 
der alten Bundesrepublik, die zwar 
gewisse Konzessionen an die be
sonderen Belange der neuen Län
der machen, jedoch nicht speziell 
auf deren Erfahrungshintergrund 
entstanden sind. Dies scheint uns 
jedoch dringend erforderlich, um 
die Wirksamkeit von Weiterbil
dung tatsächlich sicherzustellen. 

Prospektive Weiterbildung 
erfordert hohen Aufwand 
Die schnelle Einführung der Alls
bildungsordnungen aus dem "We
sten'' birgt in mehrfacher Hinsicht 
Probleme für Ausbilder im "Osten" : 
Sicherlich war es richtig, im Hin
blick auf baldige Investitionen die 
Ausbildung am modernsten Stand 
der Technik und ihrer organisatori
schen und qualifikatorischen Kon
sequenzen auszurichten. Dieser 
Ausbildung "im Vorgriff" fehlt je
doch häufig die sachliche und per
sonelle Grundlage. 
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Die Veränderung der Produktions
weise steht in vielen Betrieben erst 
am Anfang. Daher ist die Notwen
digkeit der Vermittlung dessen, 
was in den neugeordneten Ausbil
dungsberufen als "Qualifikation" 
bezeichnet wird, nicht unmittelbar 
einsichtig. Ohne dieses Verständ
nis kann jedoch die Notwendigkeit 
neuer Lehr-/Lernformen wie der 
Leittext-Ausbildung nicht nachvoll
zogen werden. Hier ist prospektive 
Arbeit notwendig, um das Wissen 
über moderne Formen der Ar
beitsorganisation und die Folgen 
für die Ausbildung, insbesondere 
für die daraus resultierenden For
men des Leittexteinsatzes in der 
betrieblichen Ausbildung, zu ent
wickeln. 
Selbst wenn Ausbilderinnen und 
Ausbilder inzwischen vielfach den 
Umgang mit modernen Technola
gien erlernt haben und diese zu
mindest teilweise auch für die Aus
bildung zur Verfügung stehen, ist 
damit das im Westen gewachsene 
Verständnis der technisch-ökono
mischen Anforderungen an Fach
arbeiter und damit die Fähigkeit zu 
deren Vermittlung nicht automa
tisch entstanden. Nach unserer Er
fahrung ist hier eine praxisnähere 
anschaulichere Information als bei 
Ausbildern aus dem Westen erfor
derlich, da diese der täglichen An
schauung ausgesetzt sind und ihre 
Erfahrungen - häufig unbemerkt 
-über Jahre gesammelt haben. 

Weiterhin ist zu bedenken, daß 
auch im Westen die Konsequenzen 
aus der Einführung der neugeord
neten Berufe noch längst nicht 
überall vollzogen sind. Zwar wer-

den formal die neuen Ausbildungs
inhalte inzwischen wohl fast durch
weg vermittelt, die methodischen 
und organisatorischen Anforderun
gen, die von den neuen Qualifika
tionszielen ausgehen, bedürfen je
doch erheblich längerer Realisie
rungszeiträume. 

An Erfahrungen anknüpfen 
In den letzten Monaten haben wir 
Veränderungen bemerkt, die ver
mutlich verallgemeinerbar sind: 

War noch vor einem Jahr das Inter
esse auf möglichst breite Informa
tion ausgerichtet, so sind Fragen 
und Informationsbedarf heute sehr 
zielgerichtet Dies ist eine nahelie
gende Reaktion auf das zunächst 
mit der Informationsflut zusammen
treffende Bedürfnis, möglichst viel 
Information nachzuholen. Für die 
augenblickliche Situation und für 
die Zukunft bedeutet dies aber, 
daß Ausbilder aus den neuen Län
dern kritischer wählen und bewer
ten . Dies ist sicherlich eine erfreuli
che Entwicklung, sie wird den Wei
terbildungsmarkt hoffentlich posi
tiv verändern. 

Wurde zunächst alles Neue viel
fach ohne nachzufragen aufgenom
men und die eigene Vergangen
heit und Erfahrung vielfach 
schlicht ausgeblendet, so wird nun 
zunehmend Selbstbewußtsein und 
Besinnung auf die eigenen Stärken 
sichtbar. 

Zu den besonderen Bedingungen 
der Ausbilder in den neuen Bun
desländern gehört eben auch, daß 
die meisten von ihnen eine solide 
pädagogische Ausbildung haben, 
in der entsprechende psychologi
sche Grundlagen ebenfalls vermit
telt wurden. Zwischen den theoreti
schen Grundlagen der Leittext
Ausbildung und theoretischen Ar
beiten der Psychologie (z. B. 
Hacker, Skell) und der Berufspäd
agogik (z. B. Geuther) in der ehe
maligen DDR gibt es eine Reihe 
von indirekten und auch direkten 
Bezügen, die den Ausbildern be
kannt sind. Auch kamen verschie
dene Ausbildungspraktiken, wie 
die Projektarbeit, das Lehrlingsob
jekt und die Gestaltung von Lern-
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und Arbeitsaufgaben nach dem 
Übungsmodell Prinzipien der Leit
text-Ausbildung nahe. 

Ergebnisse 
Unsere ersten Erfahrungen mit 
dem Transfer des Leittext-Konzepts 
in die Berufsausbildung der neuen 
Bundesländer zeigen, daß die Aus
bilder 
- ein großes Bedürfnis nach Infor

mationen zu neuen Lehr- und 
Lernformen haben, 

- sich ihrer theoretischen Kennt
nisse und reichen praktischen 
Erfahrungen bewußt sind, 

- in vielen Fällen selbstbewußt 
auf bisherige Erfahrungen auf
bauend neue Lehr- und Lernfor
men einsetzen wollen und 

- auf entsprechende Hilfestellun
gen aus den alten Bundeslän
dern bauen. 

Das gewachsene Selbstbewußtsein 
und die Hinwendung zu eigenen 
Erfahrungen bedeuten jedoch 
auch, daß der Weiterbildner aus 
dem Westen schnell als Besserwis
ser und Bevormunder gesehen 
wird. 

Als eine Möglichkeit, den Anforde
rungen der neuen Ausbildungs
ordnungen gerecht zu werden, 
wird von uns das Leittext-Konzept 
angesehen. Diese in verschiede
nen Betrieben der alten Bundes
länder sich bewährende Ausbil
dungsform wollen wir auch an die 
Ausbilder in den neuen Bundeslän
dern herantragen, so daß sie auch 
hier zu einer sinnvollen Ergänzung 
bisheriger Vorgehensweisen wer
den kann. Um dieses Ziel zu errei
chen, müssen in Seminaren jedoch 
andere Schwerpunkte gesetzt wer
den und die Seminarmaterialien 
müssen z. T. anders aussehen: 

Die aktive Einbeziehung der Aus
bilder sehen wir nicht nur darin, 
daß in unserem Seminarkonzept 
die Ausbilder selbst das Arbeiten 
mit Leittexten erfahren und dies 
bei der Entwicklung von Leittexten 
für ihre Einrichtungen nutzen. Sie 
sollen durch die Art und Weise der 
Ausbildung zu Multiplikatoren wer
den, d . h ., sie erarbeiten eigene 
Beispiele und Modelle, womit sie 
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weit besser zur Verbreitung des 
durch sie adaptierten Systems bei
tragen, als wir dies könnten. 

Zur Unterstützung dieses Prozes
ses stehen demnächst ergänzende 
LeiHextunterlagen zur Verfügung, 
die 
- an den theoretischen Bezügen 

der Ausbilder-Ausbildung in der 
DDR ansetzen und von daher 
das Konzept der Leittexte ver
ständlich machen, 

- die technisch-ökonomischen 
und betriebsorganisatorischen 
Bezüge zur Vermittlung von 
Schlüsselqualifikation ausführ
lich darstellen und 

- Übungen zur Verbesserung der 
in der DDR wenig entwickelten 
Kommunikationskultur enthal
ten, ohne die das Konzept der 
Leittexte scheitern muß. 

Weiterführende Informationen wie 
z. B. das Seminarpaket Leittexte -
Ein Weg zu selbständigem Lernen. 
Teilnehmerunterlagen, Referen
tenleitfaden, Veranstalter-Info. Se
minar Konzept zur Ausbilderförde
rung, Berlin 1991, sowie die Bro
schüre zur Selbständigkeit ausbil
den: Tips und praktische Hilfen; 
(Hrsg.): Bundesinstitut für Berufs
bildung, Ausbilderförderung, Ber
lin 1990, sind beim Bundesinstitut 
für Berufsbildung, Referat K 3/Ver
öffentlichungswesen, Fehrbelliner 
Platz 3, W-1000 Berlin 31, zu erhal
ten. 

Anmerkungen 
1) Hoch, H.-0. u. a. : Im Osten viel Neues. In: Berufs

bildung in Wissenschaft und Praxis, 20. Jg. (1991), 
H. 3, S. 17-22. 

2) "Zur Selbständigkeit ausbilden", weitere Bro
schüren sind in Vorbereitung. 

Qualifizierung des Bildungspersonals: 

Verstärkte Fördermaßnahmen zur QualifiZierung 
der Ausbilder und Ausbilderinnen 
Renate Neubert 

Die Sicherung und Bereitstellung von Ausbildungsplätzen in den neuen Bundesländern 
wird durch unterschiedliche Förderprogramme des Bundes und der Länder unterstützt. 
Eine dieser Fördermaßnahmen ist auf die QualiiiZierung der Ausbilderinnen und Ausbil
der gerichtet, die für die Gewährleistung einer hohen Qualität der Ausbildung von ent
scheidender Bedeutung ist. 

Mit der Einführung des dualen Sy
stems der Berufsausbildung in den 
neuen Bundesländern im August 
1990 stand vor den Verantwortli
chen für die Berufsausbildung, vor 
den Ausbildern und Lehrern die 
Aufgabe, in historisch kurzer Zeit 
alle notwendigen Voraussetzungen 
zu schaffen, um die Durchführung 
der Berufsausbildung entspre
chend den neuen Anforderungen 
zu sichern. Neben der grundsätzli
chen Frage des Erhalts der vorhan
denen und der Bereitstellung neu
er Ausbildungsplätze, waren die 
Planung, Organisation und Gestal
tung der Berufsausbildung neu zu 
überlegen. 
Dieser Prozeß erforderte zunächst 
schnelle Entscheidungen, aber er 

verlangt auch die Entwicklung neu
er Ausbildungskonzepte auf lange 
Sicht. Der Bedarf an Qualifizierung 
ist in diesem Zusammenhang auf 
seiten des Ausbildungspersonals 
sehr hoch . Die Ausbilder und Leh
rer in den neuen Bundesländern 
sehen es als ihre Aufgabe, neue 
Formen und Methoden der Ausbil
dung in Verbindung mit ihren bis
herigen Erfahrungen einzusetzen. 
Es ist eine große Herausforderung 
und zugleich eine einmalige Chan
ce, eingefahrene Gleise zu verlas
sen und neue Wege zu suchen. 

Aufgrund des Zeitdrucks wurden 
bisher häufig Ausbildungskonzep
tionen von Betrieben oder Einrich
tungen der alten Bundesländer 
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einfach übernommen. Jetzt be
ginnt, in Abhängigkeit von der Ent
wicklung im Unternehmen und in 
der gesamten Region, verstärkt die 
Entwicklung eigener betrieblicher 
und schulischer Ausbildungskon
zepte. 

Aufbau von 
Ausbilderqualifizierungszentren 
Das Bundesinstitut für Berufsbil
dung unterstützt den Prozeß der 
Umgestaltung der Berufsausbil
dung in den neuen Bundesländern 
durch unterschiedliche Maßnah
men. Zu nennen sind hierbei vor al
lem Innovationstransfer, Seminare 
und Erfahrungsaustausche sowie 
die Bereitstellung schriftlicher Ma
terialien und Empfehlungen. 

Gegenwärtig wird der Aufbau von 
Ausbilderqualifizierungszentren in 
den Ländern Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg-Vorpommern vom 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
unterstützt. Ziel ist es, über die 
Qualifizierung der Ausbilderinnen 
und Ausbilder sowie der verant
wortlichen Personalführungskräfte 
besonders in Klein- und Mittelbe
trieben, langfristig weitere Ausbil
dungsplätze zu sichern und gleich
zeitig eine hohe Qualität der Aus
bildung zu erreichen. Die fachliche 
Kompetenz der Ausbilder I Ausbil
derinnen ist dafür ein zentraler 
Faktor. 

Unter Verantwortung der Landes
regierungen, von Arbeitgeber
und Arbeitnehmerorganisationen 
sowie der Kammern werden in Gü
strow (Mecklenburg-Vorpommern) 
und Magdeburg (Sachsen-Anhalt) 
Einrichtungen zur Qualifizierung 
von Ausbildern entstehen. Die Fi
nanzierung erfolgt über Fördermit
tel des BMBW. 

In Abhängigkeit vom konkreten Be
darf in der Region sollen zu unter
schiedlichen Themen Weiterbil
dungsveranstaltungen für die Qua
lifizierung von Multiplikatoren, ins
besondere Personalführungskräf
te, Ausbildungsleiter sowie Ausbil
der, angeboten werden. Aus ge
genwärtiger Sicht sind vor allem 
folgende Themengruppen von In
teresse: 
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- Spezielle Fragen des Berufsbil
dungsrechts 
Berufsbildungsgesetz; 
Arbeitsrecht, Jugendschutz
rechte; 
Ausbildungsvertrag; 

- Zukunftsorientierte didaktisch
methodische Gestaltung der Aus
bildung 
Umsetzung des Bildungsziels 
Handlungsfähigkeit; 
die neue Rolle der Ausbilder; 
Vermittlung von Schlüsselqualifi
kationen; 
Leittextmethode; 
Lernarrangements, Planspiele 
und Übungsbüros in der kauf
männischen Berufsausbildung; 
Umweltschutz in der beruflichen 
Bildung; 

- Integrativer Einsatz moderner 
Technologien in der Berufsaus
bildung 
Einsatz von Standard- und An
wendersoftware; 
Neue Techniken in der gewerb
lich-technischen Berufsausbil
dung 

Fortbildung des 
Weiterbildungspersonals: 

- Weiterentwicklung des Prüfungs
und Beurteilungswesens 
Zwischen- und Abschlußprüfun
gen; 
Lernerfolgskontrolle. 

Im Mittelpunkt der Weiterbildung 
steht vor allem die Entwicklung von 
Handlungsfähigkeit in Verbindung 
mit der Vermittlung neuester Er
kenntnisse aus der Berufsbildungs
forschung, aus Forschungsprojek
ten und Modellversuchen. Das Ziel 
ist, den Ausbildern und Lehrern 
die Kompetenzen zu vermitteln, die 
sie in die Lage versetzen, in ihren 
Unternehmen und Schulen die 
Ausbildungskonzepte weiterzuent
wickeln und darüber hinaus in der 
Region als Multiplikatoren zu wir
ken . 

Weitere Informationen sind zu er
fragen beim Bundesinstitut für Be
rufsbildung, Hauptabteilung 2, Ab
teilung Personal in der beruflichen 
Bildung, Dr. Renate Neubert, Tele
fon: (0 30) 86 83-4 91. 

Teilnehmerorientierte Aufhauhilfe zur 
Neuorientierung in Didaktik, Elektrotechnik I 
Elektronik und Methodik 
Christiane Briegleb 

Fortbildung des Weiterbildungspersonals ist auch ein Bereich der Zusammenarbeit zwi
schen der "Stiftung Berufliche Bildung" und dem Bundesinstitut für Berufsbildung: Der 
Aufbau interner Fortbildungsmaßnahmen wurde unterstützt durch einen vom BIBB wis
senschaftlich begleiteten Modellversuch. Ein Fortbildungslehrgang der Stiftung zum 
Weiterbildungslehrer wurde im Auftrag des BIBB evaluiert, in Kürze beginnt in der Stif
tung ein weiterer vom BIBB begleiteter Modellversuch zur gemeinsamen Qualifizierung 
von Ausbildern, Lehrkräften und Sozialpädagogen. Erkenntnisse aus diesen Projekten 
sind auch in die hier beschriebenen Seminare für Personal in den neuen Bundesländern 
eingegangen. 

"Einblicke" (Herbst 1990) und 
"TANDEM' ' (1991) sind zwei Semi
narreihen, die die "Stiftung Berufli
che Bildung'' im Auftrag des Bun
desministeriums für Bildung und 
Wissenschaft (BMBW) für Fachper
sonal aus der beruflichen Bildung 
m den neuen Bundesländern 
durchführt. 

Die "Stiftung Berufliche Bildung" 
ist eine gemeinnützige öffentliche 
Einrichtung der beruflichen Wei
terbildung , die 1982 von Senat und 
Bürgerschaft der Freien und Han
sestadt Harnburg gegründet wur
de. Sie hat den Auftrag, durch Be
ratung und geeignete Qualifizie
rungsangebote benachteiligten Ar-
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beitslosen den beruflichen Wie
dereinstieg zu ermöglichen. Aus 
dem Bemühen um eine systemati
sche Fortbildung der inzwischen 
300 Mitarbeiter I -innen ist die Ab
teilung Betriebliche Weiterbildung 
entstanden, die über die Personal
fortbildung für die Beschäftigten 
des eigenen Hauses hinaus im Ver
bund mit anderen Weiterbildungs
trägern, Betrieben und Behörden 
deren Personal weiterqualifiziert 

Aufbauend auf diesen Erfahrun
gen, steht im Mittelpunkt des Pro
jekts TANDEM (Teilnehmerorien
tierte Aufbauhilfe zur Neuorientie
rung m Didaktik, Elektrotech
nik / Elektronik und Methodik in 
den neuen Bundesländern der 
Bundesrepublik Deutschland) der 
Fortbildungsbaukasten , ,Teilneh
merorientierte Pädagogik in der 
Beruflichen Bildung" mit 32 einwö
chigen Seminaren für je 15 Teilneh
mer I -innen bei Kooperationspart
nern in Mecklenburg-Vorpommern 
und Dresden. Die Neugier 
weckenden, aber für die dortigen 
Teilnehmer I -innen auch noch un
gewohnten Themen sind z. B. 
"Handlungs- und teilnehmerorien
tierte Didaktik", "Schlüsselqualifi
kationen", "Grundlagen der Bera
tung", "Leitung von Gruppen", "Ju
gendspezifische Ausbildungsfra
gen" oder "Praxisbegleitung I Su
pervision". Unser Ziel ist es, leh
rende und mit planerischen Aufga
ben betraute Mitarbeiter I -innen 
beruflicher Aus- und Weiterbil
dung durch den Besuch von meh
reren Kursen innerhalb der eige
nen Institution oder des Betriebes 
weiterzuqualifizieren. Sie können 
bei dieser über mehrere Monate 
reichenden Fortbildung ein Zertifi
kat "Teilnehmerorientierte Pädago
gik in der beruflichen Bildung'' er
werben, sich auf die Ausbildereig
nungsprüfung vorbereiten oder 
sich mit einzelnen Kursen gezielt in 
einem zentralen pädagogischen 
Handlungsfeld weiterbilden. 

Drei langjährige Mitarbeiter I -in
nen der Stiftung und ein Fortbild
ner aus Schwerin führen diese und 
die anderen Seminare durch - es 
ist eine lebendige, anregende und 
häufig abenteuerliche Arbeit unter 
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immer neuen Voraussetzungen und 
Bedingungen. Praxis- und Teilneh
merorientierung setzten ja eine ge
naue Kenntnis der Situation und 
der Bedürfnisse, auch des in vier
zig Jahren gewachsenen Denkens 
und Erlebens unserer ostdeut
schen Kollegen/ -innen voraus -
diese Erfahrungen können wir nur 
in der Praxis sammeln, und die Er
fahrungen sind keineswegs ein
heitlich. 

So arbeiten z. B. viele Menschen in 
der Weiterbildung, die sich das ge
forderte Fachwissen erst einige 
Monate vorher erworben haben 
und die noch nie unterrichtet oder 
beraten haben. Vor dem Hinter
grund der eigenen Lernerfahrung 
mit einer strengen, autoritären Päd
agogik greifen sie begierig und un
befangen unseren ganzheitlichen, 
teilnehmer-und prozeßorientierten 
Lehrstil, die vielfältigen, die Ler
ner I -innen aktivierenden Metho
den und die offenen, partnerschaft
liehen Kommunikationsformen auf 
und versuchen sie umzusetzen. 
Ehemalige Lehrer I -innen dagegen 
fühlen sich davon eher verunsi
chert, bangen um ihre Kompetenz 
und ihre Autorität und mißtrauen 
der Effektivität dieses der bisheri
gen Praxis entgegengesetzten 
Lehrverhaltens. Unsere Seminare 
fordern natürlich solche Auseinan
dersetzungen zwischen allen dar
an Beteiligten heraus und das er
scheint uns lohnend und produktiv. 

Neben diesen berufspädagogi
schen Seminaren werden auch 
1991 noch 14 Orientierungssemina
re angeboten, die Aus- und Weiter
bildner I -innen die rechtlichen, be
rufskundlichen und berufspädago
gischen Grundlagen vermitteln 
und Führungskräften und Multipli
kator I -innen in der beruflichen Bil
dung bei der Planung und dem 
Aufbau ihrer Aus- und Weiterbil
dungsmaßnahmen unterstützen. 
Diese Seminare finden teilweise in 
Harnburg statt, Besuche von Betrie
ben und Weiterbildungseinrichtun
gen sollen die vermittelte Theorie 
veranschaulichen. Zwölf techni
sche Seminare mit didaktischem 
Schwerpunkt vervollständigen das 
Programm. 

Die Ergebnisse der wissenschaftli
chen Evaluation der etwa 57 Kurse 
im Jahr 1991 liegen natürlich noch 
nicht vor. Durch die direkte Rück
meldung der Seminarteilnehmer I 
-innen und eine vorläufige Zusam
menstellung ihrer freien Äußerun
gen auf den Evaluationsbögen wis
sen wir jedoch, daß die Seminare 
inhaltlich und methodisch genau die 
Lücken füllen, für die es sonst wenig 
Hilfestellung gibt, weil die Weiterbil
dungsangebote westlicher Träger 
den pädagogischen Bereich kaum 
berühren. Hervorgehoben wird im
mer wieder der demokratische Stil, 
das Eingehen auf die Bedingungen 
und Bedürfnisse der Teilnehmer I 
-innen vor Ort und die anregende 
Fülle von Methoden und Informatio
nen aller Art sowie die Brauchbar
keit der schriftlichen Arbeitsmate
rialien für die eigene Praxis. 

Die jetzt einjährige Seminararbeit 
in den neuen Bundesländern unter 
dem Schatten der augenblickli
chen Wirtschafts- und Arbeits
marktsituation ist für uns eine gro
ße Herausforderung. Geht es den 
Ausbilder I -innen, die noch Arbeit 
haben, vor allem um Fort- und Wei
terbildung, so tragen die ABM-Be
schäftigten in den Qualifizierungs
gesellschaften, die Arbeitslose be
raten, in Kursen auf den neuen Be
ruf vorbereiten und / oder umschu
len, eine unvorstellbar große Last, 
für deren Bewältigung sie nicht 
ausgebildet sind und die wir zu er
leichtern suchen. Eine im Verhält
nis zur Menge der erwerbslosen 
Menschen sehr kleine Gruppe ist 
erster Ansprechpartner vor oder 
nach der Entlassung und, vor allem 
in den großen Betrieben, Berater 
und Begleiter auf dem Weg in eine 
unsichere Zukunft. Wir Seminarlei
ter I -innen können unseren Auftrag 
nur erfüllen, wenn wir uns auf die 
sich ständig ändernde konkrete Si
tuation, vor allem aber auch auf die 
inneren, emotionsgeladenen Pro
zesse, auf die Auseinandersetzung 
der östlichen Kollegen/ -innen mit 
sich selbst, mit ihrer Geschichte 
und ihrer eigenen ungesicherten 
Existenz einlassen. Dieses Miter
leben macht die Arbeit über die 
Fortbildungstätigkeit hinaus sinn
voll, intensiv und befriedigend. 
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Meister: 

Meisterabschlüsse in Ost und West im Vergleich 
Elke Ramlow, Dietrich Scholz 

Meister aus der ehemaligen DDR haben ein Qualiflkationsniveau, das dem der Indu
striemeister in den alten Bundesländern entspricht. 1) Die QualiilZierung zum Industrie
meister erfolgte dennoch teilweise über andere Inhalte. Trotz formaler Anerkennung der 
in der ehemaligen DDR erworbenen Meisterabschlüsse nach dem Einigungsvertrag2) 

ist es angemessen, vorhandene DeilZite auszugleichen und in QualiilZierungsmaßnah
men die Kenntnisse zu vermitteln, die der Arbeitsmarkt jetzt auch den Meistem der ehe
maligen DDR abverlangt. 

Um die Abweichungen zwischen der MeisterqualiilZierung in der ehemaligen DDR und 
der Bundesrepublik zu identiilZieren und die Voraussetzungen i1ir die Ermittlung von 
QualiilZierungsbedarf i1ir VE-Meister zu liefern, werden am Bundesinstitut die Inhalte 
der MeisterqualiilZierung miteinander verglichen. Die Ergebnisse sollen dazu beitra
gen, laufende und geplante QualiilZierungsmaßnahmen für Meister in den neuen Bun
desländern zu strukturieren, zu vereinheitlichen und qualitativ zu bestimmen. 

Zur Struktur der 
Industriemeisterfortbildung 
Aufgrund ähnlicher Systematik bei 
der Einteilung des Lehrplans und 
vielfach gleicher oder ähnlicher 
Fachrichtungsbezeichnungen las
sen sich die Abschlüsse in Ost und 
West in der Regel problemlos ein
ander zuordnen. Zwar ist die An
zahl der Meisterfachrichtungen mit 
ca. 135 unterschiedlichen Ab
schlüssen (ca. 100 im gewerblich
technischen Bereich) in der ehe
maligen DDR ungefähr doppelt so 
groß wie im Westen. Die größere 
Anzahl von möglichen Meisterab
schlüssen ist darauf zurückzufüh
ren, daß in der Bundesrepublik 
einzelne Meisterfachrichtungen zu 
großen Meisterbereichen mit Un
terfachrichtungen zusammenge
faßt werden. Der Bildungsumfang 
-gemessen in Unterrichtsstunden 
- weist ebenfalls keine erhebli-
chen Unterschiede auf. Dabei 
bleibt zu berücksichtigen, daß -
im Gegensatz zu den Industriemei
stern in der alten Bundesrepublik 
- die Meister der volkseigenen 
Betriebe keine berufs-und arbeits
pädagogische Qualifizierung als 
Ausbilder erhielten, die minde
stens 120 Unterrichtsstunden um
faßt. 

Zur Gegenüberstellung 
der Bildungsinhalte 
Abweichungen inhaltlicher Art tre
ten dort auf, wo sich die Inhalte auf 
die ehemals verschiedenen Ge
sellschaftssysteme beziehen. So 
hatte der Meister in der ehemali-
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gen DDR auch die Funktion, die 
Arbeiter I -innen in seinem Kollektiv 
zu sozialistischen Persönlichkeiten 
zu erziehen. Daran hatte sich ein 
nicht unwesentlicher Teil der allge
meinen Lehrinhalte für die Meister
ausbildung in der ehemaligen 
DDR auszurichten. Derart vorder
gründig politische Lehrinhalte feh
len in der westlichen Meisterquali
fizierung. Sie werden zum Teil in 
der Befähigung zur Mitarbeiterfüh
rung impliziert, nehmen aber bei 
weitem nicht den Umfang der in 
der ehemaligen DDR vermittelten 
Stunden ein. 

Ihre fachrichtungsübergreifenden 
Inhalte orientieren sich im wesent
lichen an volkswirtschaftlichen, be
triebswirtschaftlichen und rechtli
chen Anforderungen in einem In
dustriebetrieb. Bei der inhaltlichen 
Gegenüberstellung wird beson
ders im zuletzt genannten Bereich 
deutlich, wie notwendig es ist, 
Maßnahmen zur Zusatzqualifizie
rung anzubieten. Bisherige Erfah
rungen bei bereits laufenden Lehr
gängen zeigen, daß westliche 
Schulungskonzepte jedoch nicht 
einfach übertragen werden kön
nen. Sie müssen in größerem Um
fang als bisher die Lerngewohnhei
ten sowie den gesellschaftlichen 
und beruflichen Erfahrungshinter
grund der Teilnehmer berücksich
tigen, um den beabsichtigten Er
folg zu erzielen. 

Die Defizite im technischen Qualifi
zierungsbereich sind dagegen 

nicht so erheblich, wie zu Beginn 
der Untersuchung vermutet wurde. 
Ein grundsätzlicher Unterschied 
für diesen Bereich zeichnet sich in 
der Vermittlung des technischen 
Fachwissens ab: In der ehemaligen 
DDR wurde den angehenden Mei
stern überwiegend technisches 
Faktenwissen vermittelt, während 
die Industriemeister-Weiterbil
dung in den alten Bundesländern 
das technische Wissen als einen 
Teil der Führungsqualifikationen 
ansieht. 3) Die Qualität des Unter
richts mißt sich deshalb daran, wie 
weit es gelingt, die technischen Bil
dungsinhalte handlungs- und pro
blemorientiert zu unterrichten. 

Ein Defizitausgleich hinsichtlich 
dieser Problematik ist jedoch bei 
praxiserfahrenen Meistern nicht 
erforderlich. 

Anders verhält es sich im fachspe
zifischen Bereich bei Abweichun
gen, die sich aus anderer Normen
gebung und unterschiedlichen Ge
setzen sowie rechtlichen Vorgaben 
ergeben. Dies trifft zum Beispiel für 
die Gebiete Arbeits- und Unfall
schutz sowie Umweltschutz zu. Für 
beide Stoffgebiete sind Qualifizie
rungsangebote erforderlich. Das 
gleiche gilt für fachspezifische 
Kenntnisse, die sich aus dem höhe
ren technischen Produktionsniveau 
ableiten. Beispielsweise sind Mei
ster ohne CNC-Erfahrung durch 
Schulung möglichst schnell in die
se Technologie einzuweisen, was 
bei geeigneten Vorgaben unseres 
Erachtens relativ problemlos sein 
sollte. Eine Vertiefung im Bereich 
der neuen Technologien ist ohne
hin nur durch permanente Qualifi
zierung zu erreichen, die außer
halb der Weiterbildung zum Indu
striemeister liegt. 

In Übereinstimmung mit allen Ver
bänden und Organisationen, die 
verantwortlich zeichnen für die 
Lehrinhalte der Meister in den al
ten Bundesländern, haben die Mei
ster ihre berufs- und arbeitspäd
agogische Qualifikation nach der 
Ausbildereignungsverordnung nach
zuweisen. Dieser Prüfungsteil wird 
als notwendiger Bestandteil der 
Meisterqualifikation angesehen 
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und beinhaltet einen wesentlichen 
Teil im Bereich der sog. "Men
schenführung''. In der Ausbildung 
zum Meister für die volkseigenen 
Betriebe fehlt dieser Teil. Aus in
haltlicher Sicht sollte - unter Be
rücksichtigung angemessener 
Übergangszeiten und Anerkennung 
bereits erworbener Kenntnisse und 
Fähigkeiten in der Praxis - eben
falls adressatenspezifisch nach
qualifiziert werden. 

Konsequenzen für die 
Qualifizierung von VE-Meistern 
Alle Qualifizierungsprogramme 
müssen sich - auch aus bildungs
politischen Gründen - qualitativ 
und quantitativ an einem Mindest
niveau orientieren. Sie sind unbe
dingt den Anforderungen in der 
ehemaligen DDR anzupassen. Eine 
unreflektierte Übertragung bun
desrepublikanischer Qualifizie
rungsmodelle bleibt nahezu wir
kungslos. Nach gegenwärtigen Ab
schätzungen sollten 250 bis 300 Un
terrichtsstunden insgesamt ausrei
chen, um die fehlenden Inhalte 
auszugleichen. Die Erfahrungen 
aus bisherigen Lehrgängen zei
gen, daß die Verteilung der Ge
samtstundenzahl wie folgt sinnvoll 
ist: 
- fachrichtungsübergreifender 

Teil: ca. 150 Stunden 
- fachrichtungsspezifischer 

Teil: ca. 50 Stunden 
- berufs- und arbeitspädago-

gischer Teil: ca. 100 Stunden. 

Alle Qualifizierungsmaßnahmen in 
diesem Bereich sollen mit einer 
Prüfung vor der Industrie- und 
Handelskammer enden und zum 
Abschluß Gepüfter Industriemei
ster mit Zertifikat nach dem Berufs
bildungsgesetz § 46.2 führen . 

Die formale Anerkennung der Mei
sterabschlüsse in der ehemaligen 
DDR nach § 37 des Einigungsver
trages ist auf Antrag bei den 
Industrie- und Handelskammern 
zwar möglich, sie ist nach unserer 
Einschätzung jedoch mit der Ge
fahr verbunden, daß ohne jegliche 
Zusatzqualifizierung ,,Meister zwei
ter Klasse'' mit geringeren Chan
cen auf dem Arbeitsmarkt entste
hen werden. 4) 

BWP Sonderheft 1991 

I{URZBEITRÄGE 

Ende des Jahres erscheint im Bun
desinstitut für Berufsbildung eine 
Veröffentlichung, die konkrete Bil
dungsinhalte für Qualifizierungs
maßnahmen von VE-Meistern iden
tifiziert - vorläufig am Beispiel des 
Geprüften Industriemeisters in der 
Fachrichtung Elektrotechnik. 

Weitere Hinweise zur Meisterquali
fikation erhalten sie im Bundesinsti
tut für Berufsbildung, Hauptabtei
lung 4, Elke Ramlow und Dietrich 
Scholz, Tel. 86 83-5 22 I 3 42. 

Kaufmännische Fachkräfte: 

Anmerkungen 

1) Verordnung über die Aus- und Weiterbildung 
der Meister. Gesetzblatt der DDR, Teil I, Nr. 33 
vom 20. Juli 1973. 

2) Einigungsvertrag, Bulletin Nr. 104, S. 878, Bonn 
Sept. 1990. 

3) Verordnung über die Prüfung zum anerkannten 
Abschluß Geprüfter Industriemeister - Fach
richtung Metall vom 12. Dezember 1977, Bundes
gesetzblatt Jahrgang 1977, Teil!. 

4) Ramlow, E.; Scholz, 0.: Zur Anpassungsqualifizie
rung von Personal der mittleren I unteren Füh
rungsebene im Produktionsbereich von Indu
striebetrieben der ehemaligen DDR am Beispiel 
des Industriemeisters. In: Berufsbildung in Wis
senschaft und Praxis, Jg. 20, (1991), H. 4. 

QualifiZierung kaufmännischer Fachkräfte in den 
neuen Bundesländern 
Konzept für ein Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 

Ulrich Blötz 

Die Qualifizierung kaufmännischer Fachkräfte in den neuen Bundesländern erweist sich 
als quantitativ umfangreiche und qualitativ problembehaftete Aufgabe. Das BIBB be
schäftigt sich in diesem Zusammenhang auch mit der Schaffung geeigneter Vorausset
zungen für den Transfer kaufmännischer Fortbildungsordnungen in die fiinf neuen Bun
desländer. 

Im folgenden werden kurz das Problemfeld, der Gegenstand und die Konzeption eines 
Forschungs- und Entwicklungsvorhabens zur Fortbildung von Industriefachleuten dar
gestellt. 

Zu untersuchendes Problem 
Der Übergang zur Marktwirtschaft 
und die Privatisierung der Unter
nehmen in den neuen Bundeslän
dern ist mit erheblichen Verände
rungen im kaufmännischen Be
reich verbunden. Legt man für die 
Entwicklung in den neuen Bundes
ländern die Beschäftigtenpropor
tionen in den alten Bundesländern 
zugrunde, dürfte die Zahl der Be
schäftigten im kaufmännisch-ver
waltenden Bereich von derzeit 1,1 
Mio. auf 1,4 Mio. anwachsen, die im 
Handel von 1,2 Mio. auf 1,5 Mio. Da
bei ist ein Abwandern aus den in 
Schrumpfung befindlichen Verwal
tungsbereichen der Industrie in 
die aufnehmenden Dienstlei
stungsbereiche Handel, Versiche
rungen, Banken und Öffentlicher 
Dienst zu erwarten. Die gesamte 
kaufmännische Qualifikationsstruk
tur muß an die geltenden Berufe, 
einschließlich der Fortbildungsbe-

rufe, angepaßt werden, d. h., es be
steht neben Umschulungsbedarf 
zur Deckung des Arbeitskräftebe
darfs Fortbildungsbedarf für alle 
kaufmännisch Tätigen, angefangen 
bei den Gewerbetreibenden in In
dustrie und Handwerk bis zu den 
kaufmännischen Mitarbeitern. Un
ter anderem muß dabei die Struk
tur der kaufmännischen Fortbil
dungsberufe, die es in der DDR 
nicht gab, neu entwickelt werden. 

Der Nachqualifizierungsbedarf ist 
vor allem für Industriekaufleute er
heblich und im Vergleich zu ande
ren Berufsgruppen überdurch
schnittlich groß. Etwa drei Viertel 
der kaufmännischen Tätigkeiten 
müssen neu erlernt und zwei Drit
tel der schulischen Ausbildung mit 
neuen Inhalten nachgeholt werden 
(s. Übersichten). Besonders die 
Vermittlung kaufmännischer Fort
bildungsberufe stößt auf eine Rei-
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he grundlegender Probleme, mit 
denen sich die Träger kaufmänni
scher Weiterbildung bisher nicht 
tiefgründig befassen konnten: 
- Die Funktion der Fachwirtfortbil

dung - Systematisierung und 
Erweiterung der bisherigen Ar
beitserfahrung - wie sie für die 
alten Bundesländer konzipiert 
wurde 1), ist aufgrund fehlender 
Qualifikationsvoraussetzungen 
der Teilnehmer in den neuen 
Bundesländern aktuell in Frage 
gestellt. Die Fortbildungsteil
nehmer verfügen weder über 
die für die Fortbildung notwen
dig vorauszusetzenden Fach
und Sozialkenntnisse noch über 
entsprechende Arbeitserfah
rung in der Marktwirtschaft. Die 
Konsequenzen daraus für die 
Gestaltung der Prüfungsanfor
derungen und der Fortbildungs
inhalte sind zu untersuchen. 

- Die Möglichkeiten der berufs
praktischen Nachqualifizierung 
von Industriekaufleuten müssen 
gesichert werden. Eine berufs
praktische Fortbildung ist in der 
Industriefachwirtfortbildung bis
lang weder konzeptionell noch 
praktisch verankert. Insofern 
müssen die Voraussetzungen für 
die berufspraktische Nachquali
fizierung, d . h., das Lehrkonzept 
die Lehrkräfte und die Lernplät
ze neu entwickelt werden. Zu 
bedenken ist, daß dieser Quali
fizierungsbestandteil in den Prü
fungsanforderungen Berück
sichtigung finden sollte, damit 
Bildungsanbieter ihn nicht ver
nachlässigen. 

- Es müssen kaufmännisch kom
petente Lehrkräfte für die Fort
bildung in den neuen Bundes
ländern gewonnen werden. Da 
der Bedarf an Lehrpersonal für 
die kaufmännische Fortbildung 
nicht ausschließlich mit Personal 
aus den alten Bundesländern 
abgedeckt werden kann, muß 
Personal aus den neuen Bundes
ländern inhaltlich auf die Lehrtä
tigkeit vorbereitet werden. Hier 
muß jedoch ein ähnlich großes 
Defizit an kaufmännischer Quali
fikation ausgeglichen werden, 
wie bei den potentiellen Fortbil
dungsteilnehmern. Es ist zu prü
fen , inwieweit vorhandene Teil-
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Übersicht l: Erlernte Tätigkeiten von Industriekaufleuten -
Vergleich Bundesrepublik Deutschland - ehemalige DDR 

Tätigkeitsbereiche 

Industriekaufmann I-frau 
Bundesrepublik 

Wirtschaftskaufmann 
DDR 

Finanzkaufmann 
DDR 

Spezialisierungs
richtung 
Industrie 

Spezialisierungs
richtung 

Rechnungsführung 
und Statistik 

Spezialisierungs
richtung 

Volkseigene 
Wirtschaft 

Materialwirtschaft 

Einkauf 
Lager/ Wareneingang 
Rechnungsprüfung 

Produktionswirtschaft 

Arbeitsvorbereitung 
Fertigungssteuerung 
Fertigungsdurchführung 

Personalwirtschaft 

Personalorganisation 
Personaleinsatz I -verwaltung 
Personalentwicklung 
Personalbetreuung 
Lohn-I Gehaltsabrechnung 

Absatzwirtschaft 

Marktforschung /Werbung 
Verkauf 
Versand 
Verkaufsabrechnung 

Rechnungswesen I 
Finanzierung 

Buchhaltung 
Kostenrechnung 
Finanzierung 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

qualifikationen der Lehrkräfte 
genutzt werden können und 
eine Schulung der Lehrkräfte 
bei laufenden Fortbildungsmaß
nahmen erfolgen kann. 

Untersuchungsziel 
Im Rahmen eines Forschungs- und 
Entwicklungsvorhabens werden 
die o. g. Probleme untersucht. Ziel 
dieses Vorhabens ist, eine Lehr
gangsempfehlung mit erprobten 
Problemlösungsansätzen für die 
Fortbildung zum/ zur Industriefach
wirt / -in in den neuen Bundeslän
dern zu entwickeln und zugleich ei
nen Beitrag zur Qualifizierung von 
kaufmännischem Führungsperso
nal zu leisten. 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

Die Untersuchung erstreckt sich 
dabei auf für die Entwicklung des 
quartiären Bildungsbereichs grund
legende Fragen: 
- Wie kann der duale Charakter 

des Fortbildungsbereichs wei
ter ausgestaltet werden? Das be
trächtliche Defizit an berufs
praktischer Befähigung in den 
neuen Bundesländern vor allem 
im kaufmännischen Bereich er
fordert eine viel weitergehende 
Integration berufspraktischer 
Fortbildung in die Fortbildungs
konzepte bzw. -maßnahmen als 
dies bislang üblich ist. Die Un
tersuchung soll Grundlagen für 
eine duale bzw. plurale Organi
sation der Lernprozesse liefern. 

BWP Sonderheft 1991 



Übersicht 2: Inhalte der berufsschulischen Ausbildung von Industrie
kaufleuten -
Vergleich Bundesrepublik Deutschland - ehemalige DDR 

Ausbildungsinhalt beim 

Industriekaufmann Wirtschaftskaufmann Finanzkaufmann 

Industriebetriebslehre 

- Industriebetrieb 
-Einkauf 
-Lagerung 
- Produktionswirtschaft 

Industrie 

p 
p 
X 
p 

I 
Rechnungswesen 

und Statistik 

p 
p 

Volkseigene 
Wirtschaft 

p 
p 

p 
- Personalwirtschaft 
- Absatzwirtschaft 

nur Lohn /Gehalt 
ohne Werbung I 
Marktforschung 

- Investitionen / Finanzen p p p 

Allgemeine Wirtschaftslehre 

- Grundlagen des Wirt
schaftens 

- Rechtliche Rahmen
bedingungen 

- Organisation des Leistungs
prozesses 

p 

p 

p 

p p 

p p 

p p 
- Rechtliche und soziale 

Rahmenbedingungen 
der Arbeit nach DDR-Verfassung 

- Der Zahlungsverkehr p p p 
- Markt und Preis p p p 
- Wirtschaftsordnung nur Typ Planwirtschaft 
- Wirtschaftspolitik 

Industrielles Rechnungswesen 
mit Datenverarbeitung 

- Doppelte Buchführung 
- Organisation des indu-

striellen Rechnungswesens 
- Umsatzsteuer 
- Funktionen des Rechnungs-

wesens im Betrieb 
- Jahresabschluß 
- Kosten- und Le istungs-

rechnung 
- Statistik 
- Datenverarbeitung 

Legende : x im wesentlichen gleich 
P planwirtschaftlich orientiert 
- nicht /kaum 

p 

X 

p 

p 

p 

X 

- Wie kann eine systematische 
Lehrkräfterequalifizierung 1m 
Fortbildungsbereich erreicht 
werden? Der bestehende Man
gel an Lehrkräften im Fortbil
dungsbereich fordert Überle
gungen bzw. Maßnahmen für 
eine systematische Lehrkräfte
gewmnung. Aus der Untersu
chung sollen dazu Erfahrungen 
gewonnen werden. 

BWP Sonderheft 1991 

p 

X 

p 

p 

p 
X 

X 

p 

X 

p 

p 

p 
X 

X 

- Wie kann die Gleichwertigkeit 
der Fortbildungsqualifikationen 
gesichert werden? Es müssen 
Wege der Qualitätssicherung 
gefunden und von den Bildungs
trägern akzeptiert werden, die 
die Gleichwertigkeit der in den 
neuen Bundesländern erworbe
nen Fortbildungsqualifikation 
gegenüber den in den alten 
Bundesländern vermittelten 

Qualifikationen herstellen. 2) Die 
Untersuchung soll dafür exem
plarisch eine Lösung liefern. 

Untersuchungskonzept 
Die Untersuchung gliedert sich in 
zwei Phasen: 
- Auf der Grundlage des in den 

alten Bundesländern evaluier
ten BIBB-Modells der Fortbil
dung zum Industriefachwirt wird 
ein auf die Bedingungen in den 
neuen Bundesländern zuge
schnittenes Lehrgangskonzept 
entwickelt. 

- Anschließend wird das Konzept 
anhand einer entsprechenden 
Fortbildungsmaßnahme evalu
iert, und es werden auf der 
Grundlage der Evaluationser
gebnisse eine Lehrgangsemp
fehlung entwickelt sowie Schluß
folgerungen für die Gestaltung 
der Fortbildungsbedingungen 
in den neuen Bundesländern 
abgeleitet. Die Evaluation wird 
ca. zwei Jahre in Anspruch neh
men. 

Nähere Informationen zum Vorha
ben können erfragt werden bei 
Reinhold Neuber (Tel. 86 83-3 96) 
oder Ulrich Blätz (Tel. 86 83-4 4 7), 
Bundesinstitut für Berufsbildung, 
Hauptabteilung 4. 

Anmerkungen 

1) Vgl. Blätter zur Berufskunde, Bundesanstalt für 
Arbeit 1982. 

2) Vgl. Sauter, E.: Zweites Kolloquium zu Fragen 
der Weiterbildung der Konzertierten Aktion 
Weiterbildung am 15. I 16. April 1991 in Potsdam 
- Qualitätsaspekte in der Weiterbildung. Zu
sammenfassender Bericht. BIBB 1991. 

57 



KURZBEITRÄGE w ;: 

Soziale Dienstleistungen: 

Sozialmanagementausbildung iür die neuen 
Bundesländer 
Gabriele Csongar 

Die Übernahme der Sozialgesetze der Bundesrepublik in den neuen Bundesländern ist 
die Grundlage für die Realisierung der Sozialunion, wie sie durch den Einigungsvertrag 
vom Oktober 1990 vorgegeben wurde. Diese hängt aber nicht allein von der Angleichung 
der sozialen Sicherungssysteme, sondern gleichermaßen von der Angleichung des Ni
veaus der sozialen Dienstleistungen ab. Vor dem Hintergrund der expansiven Entwick
lung der sozialen Dienste in den alten Bundesländern- und den damit verbundenen An
forderungen an Organisation und Verwaltung sozialer Einrichtungen - wird für die 
neuen Bundesländer eine entsprechende Qualif"lzierung von Leitungs- und Fachkräften 
dringend notwendig. Während in den neuen Ländern die alten Strukturen zerfallen, ar
beitet man parallel daran, neue Strukturen sozialer Dienstleistungen nach dem Muster 
der alten Länder aufzubauen. 
Gegenwärtig werden im Zuge dieser Angleichung Sozial- und Jugendämter unter star
kem Fachpersonalmangel aufgebaut. 

Zur Situation der sozialen Berufe 
In der ehemaligen DDR lagen die 
Sozialen Dienste fast vollständig in 
staatlicher Hand. Ende der 70er 
Jahre wurde mit einer spezifischen 
Ausbildung auf dem Gebiet der So
zialen Dienste begonnen. Der 
Fachschulgang "Sozialfürsorger I 
Gesundheitsfürsorger'' wurde erst 
1980 regulär. 1) Wenige konfessio
nelle Dienstleistungsträger im Be
reich des Gesundheits- und Sozial
wesens verdankten ihre Existenz 
dem gewachsenen Bedarf, vor al
lem an Altenpflege. Soziale Dienste 
wirkten für 2): 

- ältere Menschen (über die 
Volkssolidarität); 

- physisch und psychisch Behin
derte, die rehabilitativ zu be
treuen waren; 

- dispensaire Betreuungsgrup-
pen; 

- Problemgruppen in ersten An
sätzen (Alkoholiker, , ,Asoziale'' 
etc.) 

- Familien und einzelne Bürger in 
Form von Sozialfürsorge, Beihil
fen u. a.; 

- Kinder- und Jugendhilfe (dieser 
Dienst verstand sich erstrangig 
als Gefährdungshilfe, nicht als 
zuständig im Sinne der Kinder
und Jugendpflege und Jugend
sozialarbeit. ansonsten waren 
hier Pionier- und FDJ-Organisa
tionen zuständig). 

Die folgende Zusammenstellung 
von Aus- und Weiterbildungswegen 
zu Berufen im Gesundheits-, Sozial-
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und pädagogischen Bereich der 
ehemaligen DDR gibt einen Über
blick über das z. Z. vorhandene 
Qualifikationsniveau für den be
schriebenen Tätigkeitsbereich (sie
he Abbildung S. 59). 

Die soziale Verpflichtung der Be
triebe mit ihren Kindergärten, Fe
rienheimen, Lehrlingswohnhei
men, Ambulanzen, Verschickun
gen von Kindern und Betriebsan
gehörigen, Kindertagesstätten u. a. 
stellte eine tragfähige soziale 
Struktur dar. Mit der Umstellung 
der Betriebe auf die Marktwirt
schaft ist auch diese Struktur stark 
gefährdet. Generell fehlen lei
stungsfähige öffentliche und freie 
Träger, geeignete Finanzierungs
wege, kommunale Strukturen mit 
gesicherter Finanzierung und qua
lifiziertem Verwaltungsdienst 
Zwingend notwendig wird eine 
den künftigen Aufgaben entspre
chende Sozialarbeiterausbildung. 
Mit der veränderten rechtlichen 
und sozialen Situation werden kom
petente Fachkräfte mit anerkann
tem Befähigungsnachweis für die 
Arbeit in Problemfeldern wie Ar
beitslosigkeit. Obdachlosigkeit. Ju
gendkriminalität. Gewalt in der Fa
milie, Drogenkriminalität, Armut 
und Behinderungen gebraucht. Es 
fehlen Sozialarbeiter und Sozial
pädagogen. Für sie stehen in den 
neuen Bundesländern vor allem 
die Fürsorger I innen, deren Aufga
bengebiet in erster Linie in der 
pflegerischen Betreuung und 

Nachsorge bestand. Sie werden 
über eine Nachqualifizierung dem 
Staatlich anerkannten Sozialarbei
ter gleichgestellt. Ihnen fehlen vor 
allem Kenntnisse über Rechtsfor
men, Finanzierungsmöglichkeiten, 
Organisationsformen, Verhand
lungsstrategien, die auch nicht mit 
der Nachqualifizierung in der Brei
te vermittelt werden, um Aufbau
und Leitungsfunktionen von sozia
len Einrichtungen optimal erfüllen 
zu können. Diese Kenntnisse bezie
hen sich nicht nur auf die eigenen 
Arbeitsbereiche (trägerintern), 
sondern auch auf die der Möglich
keiten anderer verwaltungsförmig 
organisierter Einrichtungen, mit 
denen kooperiert werden muß. 

Der Aufbau lokaler Sozialstationen 
als Organisationsmittelpunkt sozia
ler Arbeit hat über die Landesäm
ter begonnen. Beklagt wird schon 
jetzt, daß sie in einem Ghetto kaum 
zu erreichender ambulanter Pfle
ge und Versorgung alter Men
schen steckenzubleiben drohen, 
wobei komplementäre Aufgaben 
wie die der Rehabilitation, der Ge
sundheitsförderung , psychosoziale 
Projekte, sozialkulturelle Aktivitä
ten gegenwärtig stark vernachläs
sigt werden. 3) 

- Sozialmanagement in den alten 
Bundesländern 

Der Markt der sozialen Dienstlei
stungen stellt einen bedeutenden 
wirtschaftlichen Faktor in der Bun
desrepublik dar. Die vielschichti
gen Anforderungen im Bereich 
der Organisation und Verwaltung 
sozialer Einrichtungen machen ar
beitsfeldübergreifende und ver
netzende Tätigkeiten notwendig. 
Das Angebot von Zusatzqualifika
tionen für Fachkräfte der sozialen 
Arbeit wird seit einigen Jahren in 
den alten Bundesländern verstärkt. 
Für Mitarbeiter I innen von Einrich
tungen der Jugendhilfe, des Ge
sundheitswesens, der Altenhilfe, 
der psychosozialen Versorgung, 
der Behindertenhilfe u. a., die in 
Funktionen wie Projektleitung, Ab
teilungsleitung tätig sind, oder sich 
auf die Übernahme entsprechen
der Funktionen vorbereiten wollen, 
laufen bereits Weiterbildungsmaß
nahmen für diese Funktionen. Kur-

BWP Sonderheft 1991 
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se, in denen kommunikative, fachli
che, sozialadministrative und orga
nisatorische Inhalte, d . h . Manage
mentinhaltemit besonderen Träger
aufgaben der sozialen Arbeit ver
mittelt werden, sind immer häufi
ger im Angebot von Weiterbil
dungsträgern. Diskussionen um 
die Inhalte einer neuen Fachlich
keit in sozialen Berufen, der Streit 
um Kompetenzprofile von Mitarbei
ter I innen in der Sozialen Arbeit 
begleiten die Entwicklung der ent
sprechenden Berufe. 4) Leitende 
Mitarbeiter I innen sind für die 
durchgehende Gestaltung des Zu
sammenwirkens in Einrichtungen 
und Diensten verantwortlich, set-
zen persönlichkeitspsychologi-
sche, gruppenpsychologische, 
gruppenpädagogische und sozio
logische Kenntnisse und Fertigkei
ten unter Berücksichtigung von 
Personalführung und demokrati
scher Mitbestimmung ein. Damit 
bedeutet Management auch Kulti
vierung der sozialen Arbeit. 5) 

Modellmaßnahmen für 
Sozialmanagement in den neuen 
Bundesländern 
Mit der Erarbeitung und Erpro
bung einer Weiterbildungskonzep
tion "Sozialmanagement" wird vom 
BIBB in Zusammenarbeit mit den 
Experten der Trägereinrichtungen 
anlaufender Modellmaßnahmen 
em Fortbildungsangebot für 
Leitungs- und Fachkräfte in ausge
wählten Bereichen der sozialen Ar
beit entwickelt. 

Dazu folgende Modellmaßnahmen: 

1. Für die Fürsorger aus dem Ost
teil Berlins ist ein Nachqualifizie
rungsprogramm von den Senats
verwaltungen Soziales und Jugend 
und Familie (Berlin) entworfen wor
den, das die Gleichstellung mit 
dem Staatlich anerkannten Sozial
arbeiter vorbereitet. Mit dem Insti
tut für Sozialforschung und Betriebs
pädagogik Berlin plant das Bun
desinstitut für Berufsbildung eine 
Modellmaßnahme zur Weiterbil
dung von nachqualifizierten Für
sorgern (Ost) zu Staatlich anerkann
ten Sozialarbeitern mit künftiger 
Leitungsfunktion evtl. in zwei Va
rianten: 
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Variante 1: Integrieren von Sozial
managementinhalten in das vom 
Senat anerkannte Curriculum, Be
ginn Herbst 1991. 
Variante 2: Vermittlung von Sozial
mangementinhalten im Anschluß 
an die Nachqualifizierung, Beginn 
im Frühjahr 1992. 

2. Für die Weiterbildung arbeitslo
ser bzw. für von Arbeitslosigkeit 
bedrohter Erzieher, Diplom-Leh
rer, Lehrer für die Unterstufe, Klub
und Pionierleiter sieht das BIBB in 
Zusammenarbeit mit der Deutschen 
Angestellten Akademie Bonn / Ber
lin eine Weiterbildung vor allem 
für 
-den Aufbau von Jugendhilfeein

richtungen und 
- die Leitung von Einrichtungen 

der Jugendhilfe vor. Der Beginn 
dieser Modellmaßnahme ist für 
den Herbst 1991 avisiert. 

3. In Zusammenarbeit mit der Deut
schen Angestellten Akademie hält 
das BIBB eine Weiterbildung ar
beitsloser Mediziner, Diplom- und 
Fachschul-Medizinpädagogen, Di
plom-Lehrer, Lehrer für die Unter
stufe, vor allem für 
- den Aufbau von Sozialstationen 

und 
- eine begleitende Qualifizierung 

für Leitungsfunktionen möglich . 
Der Beginn dieser Modellmaß
nahme ist auch für den Herbst 
1991 vorgesehen. 

Diese Modellmaßnahmen bieten 
die Erprobungsgrundlage für die 
Erarbeitung der o. g . Konzeption, 
die einen Baustein bei der konzep
tionellen Absicherung des sozialen 
Leistungsangebots in den neuen 
Bundesländern darstellt. Einer 
drohenden Zersplitterung dieses 
Angebots entgegenzuwirken, "ist 
gemeinsame Aufgabe des Bundes, 
der Länder, der Kommunen, der 
Verbände der freien Wohlfahrts
pflege sowie der bundeszentralen 
Einrichtungen der Fort- und Weiter
bildung im sozialen Bereich sowie 
der Fachbereiche des Sozialwesens 
an Fachhochschulen und Univer
sitäten / Gesamthochschulen .' ' 6) 

Weitere Informationen zu den Mo
dellmaßnahmen erhalten sie beim 

Bundesinstitut für Berufsbildung, 
Hauptabteilung 4, Gabriele Cson
gar, Tel.: 86 83-3 45. 

Anmerkungen 

1) Perspektiven professioneller Sozialarbeit und So
zialpädagogik, Memorandum zur Weiterentwick
lung der Fachhochschulausbildung in Berlin im 
Zusammenhang mit der deutschen Einigung. 
Fachhochschule für Sozialarbeit und Sozialpäd
agogik Berlin, 9. Oktober 1990, S. 4 ff. 

2) Vgl. Kohnert, M.: Das System sozialer Sicherung 
in der ehemaligen DDR. In: Blätter der Wohl
fahrtspflege, Ausgabe Oktober I November 1990, 
S. 231-233. 

3) Vgl. Zinner, G.; Brauns, H.-J. : Aufgaben, Profil und 
Entwicklungsperspektiven der Berliner Sozialsta
tionen im Paritätischen Wohlfahrtsverband. In: So
ziale Arbeit, Heft 6/1991, S. 200-204. 

') Vgl. Bloesy, S.; Kreft, D.; Strack, G.: Projekt- und 
Sozialmanagement in der Sozialen Arbeit. Sozial
pädagogisches Institut Berlin, 1989, S. 2ff. 

5) Vgl. Wend!, R.: Management in der Sozialarbeit. 
In: Blätter der Wohlfahrtspflege, Heft 1 I 1991, 
s. 34- 35. 

6) Erklärung des Deutschen Vereins zur Situation 
der sozialen Berufe in den neuen Bundesländern. 
In: Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für 
öffentliche und private Fürsorge, Heft 211991, 
S. 576-578. 

Ursula Hecker 

Arzthelferinnen -
Fünf Jahre nach der Ausbildung 
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Sie e rhalten diese Broschüre im Bun
desinstitut für Berufsbildung 
K3/ Veröffentlichungswesen - Fehr
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CAD I Konstruktion: 

Fortbildung im Bereich 
Technisches Zeichnen /Konstruktion 
Rahmenbedingungen in den neuen Bundesländern 

Oskar Hecker 

Das Verfahren zur Entwicklung einer Aufstiegsfortbildung im Bereich Konstruktion 
stützte sich in den vergangenen Jahren ausschließlich auf die Situation in den alten Bun
desländern. Der folgende Beitrag stellt die Situation in den neuen Bundesländern im Be
reich CAD /Konstruktion dar und zieht Schlußfolgerungen für die laufenden Arbeiten an 
der Rechtsverordnung. 

1. Ausgangssituation 
In den alten Bundesländern wurde 
in den letzten Jahren die Neuord
nung der technisch-zeichnerischen 
Ausbildungsberufe vorangetrie
ben. 1) Parallel dazu wurden die 
Voraussetzungen für die Entwick
lung einer Aufstiegsfortbildung im 
genannten Bereich untersucht. 2) 

Der Stand der Arbeiten ist in bei
den Bildungsbereichen weit fort
geschritten: Im Bereich der Ausbil
dung sind der Ausbildungsrah
menplan und der Rahmenlehrplan 
kurz vor der Vollendung, und im Be
reich der Fortbildung liegt der Ent
wurf emer Aufstiegsfortbildung 
zum/zur staatlich geprüften Kon
strukteur/ Konstrukteurin vor. Durch 
den Beitritt der neuen Bundeslän
der besteht die Notwendigkeit zu 
untersuchen, ob die bisherigen Er
gebnisse unverändert übernom
men werden können bzw. in wel
cher Weise die Anforderungen 
durch die neue Situation verändert 
werden müssen. 

Für den Ausbildungsbereich 
kommt D. Buschhaus zu dem Er
gebnis, daß trotz unterschiedlicher 
Voraussetzungen das neue Berufs
bild auch für die neuen Bundeslän
der Gültigkeit hat (vgl. Buschhaus, 
in diesem Heft, S. 41 f). 

Für den Bereich der Fortbildung 
wurden im Rahmen eines For
schungsauftrages die Vorausset
zungen in den neuen Bundeslän
dern untersucht. 3) Die Ergebnisse 
des Forschungsauftrages wurden 
mit Vertretern aus Betrieben der 
neuen Bundesländer im Rahmen 
einer Expertentagung diskutiert. 
Die folgende Darstellung der Situa-
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tion und die daraus zu ziehenden 
Konsequenzen sind ein Ergebnis 
dieses Expertengesprächs. 

2. Situation im Bereich der 
Fortbildung 

Die Voraussetzungen für eine künf
tige Fortbildung im Bereich Techni
sches Zeichnen / Konstruktion sind 
z. Z. noch stark durch die frühere 
Bildungspolitik und Arbeitsmarkt
situation in der ehemaligen DDR 
bestimmt: 
- Bedingt durch die Bilanzvorga

ben der staatlichen Stellen wur
den im wesentlichen nur Frauen 
zu dem Beruf des/ der Techni
schen Zeichners/Zeichnerin zu
gelassen. (Im Gegensatz dazu 
gibt es in den alten Bundeslän
dern im Ausbildungsverhältnis 
einen Anteil von ca. 58 Prozent 
Frauen.) 

- Das Überangebot an Arbeits
kräften führte auch im Konstruk
tionsbereich zu Formen der Ar
beitsorganisation, die zur Nicht
auslastung vorhandener Kapazi
täten führte. Im Konstruktionsbe
reich wurden mehr Technische 
Zeichner I Zeichnerinnen ausge
bildet und beschäftigt als not
wendig waren, was zu inhaltli
cher Unterbeschäftigung führte. 

- Die Gründe zur Höherqualifizie
rung (z. B. zum Teilkonstrukteur) 
wurden in den Betrieben nicht 
durch die objektiven Anforde
rungen an den konkreten Ar
beitsplatz bestimmt, sondern la
gen bei den betroffenen Zeich
nerinnen im Wunsch nach ei
nem leicht höheren Gehalt und 
bei den Vorgesetzten in der 
Planerfüllung der geforderten 
Höherqualifizierung. 

- Durch das Überangebot an qua
lifizierten Ingenieuren sowie die 
technische Ausstattung der Kon
struktionsbüros wurden sowohl 
Technische Zeichner I Zeichne
rinnen als auch Teilkonstrukteure 
meist nur für wenig qualifizierte 
Tätigkeiten herangezogen. 

- Durch die festgeschriebenen 
Bildungswege war als Zugangs
beruf zum Teilkonstrukteur nur 
der I die Technische Zeichner I 
Zeichnerin prädestiniert. Ande
re metallverarbeitende oder 
elektrotechnische Berufe fan
den keinen Zugang. (Ihr typi
scher Qualifizierungsweg lief 
vom Facharbeiter zum Techni
ker oder Ingenieur.) 

Diese Gründe führten dazu, daß 
der Beruf des/ der Technischen 
Zeichners / Zeichnerin in der ehe
maligen DDR ein sehr schlechtes 
Image hatte und praktisch keine 
realen Aufstiegsmöglichkeiten bot. 

Die Fortbildung für Technische 
Zeichner I Zeichnerinnen m der 
ehemaligen DDR wurde im wesent
lichen durch Lehrgänge zum Teil
konstrukteur durchgeführt: 
- Für den Teilkonstrukteur gab es 

jedoch keine einheitlichen Bil
dungsinhalte bzw. keinen staat
lich abgesicherten Abschluß. 

-Die Lehrgänge waren sehr stark 
durch die Anforderungen der 
jeweiligen Kombinate und terri
torialinternen Bedingungen ge
prägt. 

- Die Lehrgänge berücksichtigten 
nicht genügend die technische 
und technologische Entwick
lung, insbesondere fehlten In
halte über neuere Fertigungs
technologien, Möglichkeiten der 
Datenverarbeitung und des Ein
satzes von CAD-Systemen. 

- Neuere Technologieinhalte in 
den Lehrplänen zum Teilkon
strukteur konnten nicht umge
setzt werden, da die Ausstattung 
der Bildungseinrichtungen und 
der Betriebe dies nicht ermög
lichte. 

Zur Zeit geht die Weiterbildung 
zum Teilkonstrukteur in den neuen 
Bundesländern sehr stark zurück, 
da einerseits die Bildungseinrich-
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tungen der Betriebe in der Um
strukturierung sind, aber anderer
seits auch von seiten der früheren 
potentiellen Adressaten kein Inter
esse mehr an einem derart unsi
cheren Bildungsangebot besteht. 

Diese Darstellung zeigt, daß die Si
tuation im Bereich der Fortbildung 
in den neuen Bundesländern in be
zug auf die geplante Aufstiegsfort
bildung im Bereich Konstruktion 
doch sehr unterschiedlich zu der in 
den alten Bundesländern ist. 

3. Konsequenzen für den Bereich 
der neuen Bundesländer 

Die notwendigen Konsequenzen 
für die Fortbildung im Bereich 
Technisches Zeichnen I Konstruk
tion in den neuen Bundesländern 
werden im folgenden für die An
passungsfortbildung und die Auf
stiegsfortbildung getrennt darge
stellt. 

Für den Bereich der Anpassungs
fortbildung gilt: 
- Technische Zeichner I Zeichne

rinnen haben aufgrund ihrer 
Ausbildung und bisherigen Be
schäftigung eine Reihe von Defi
ziten, die zunächst durch eine 
Anpassungsfortbildung beho
ben werden müssen. 

- Folgende Inhalte sollten in einer 
Anpassungsfortbildung auf je
den Fall berücksichtigt werden: 
• Arbeitsplatzcomputer 

(Text I Graphik) 
• Fertigungstechnische Grund

lagen (CNC/CAM/CIM) 
• CAD-Arbeitsmittel und 

-Arbeitstechnik 
• DIN-Normung 
• Arbeitsorganisation. 

- Die fehlenden praktischen Alls
bildungsanteile wurden bisher 
auch im Arbeitszusammenhang 
nicht nachgeholt. Die Vermitt
lung fertigungstechnischer 
Grundlagen in Zusammenhang 
mit praktischen Grundfertigkei
ten in der Fertigungstechnik wä
ren ein wünschenswertes Modul 
einer Anpassungsfortbildung. 

Form und Inhalt dieser Anpas
sungsfortbildung könnte sich an 
den bisherigen Maßnahmen der 
Anpassungsfortbildung in den al-
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ten Bundesländern orientieren. 
Der Teil der Fachpraxis müßte ent
sprechend den oben genannten 
Defiziten neu konzipiert und hinzu
gefügt werden. 

Für den Bereich der Aufstiegsfort
bildung gilt: 
- Auf dem Arbeitsmarkt gibt es 

derzeit ein Überangebot an 
Hoch- und Fachschulingenieu
ren, die mit einer entsprechen
den Anpassungsfortbildung (ins
besondere C-Techniken) auf die 
Arbeitsplätze von Konstrukteu
ren (auch Teilkonstrukteuren) 
drängen werden. 

- Die in den alten Bundesländern 
potentiellen Adressaten für die 
Aufstiegsfortbildung (Techni
sche Zeichner I Zeichnerinnen 
und Berufe aus dem Metall- und 
dem Elektrobereich) haben in 
den neuen Bundesländern noch 
erhebliche Bildungsdefizite, die 
erst im Rahmen einer Anpas
sungsfortbildung behoben wer
den müßten (siehe den vorheri
gen Punkt), bevor sie eine der
art anspruchsvolle Aufstiegsfort
bildung, wie sie geplant ist, be
ginnen können. 

- Zur Zeit sind in den neuen Bun
desländern Bildungsträger erst 
im Entstehen. Die geplante Auf
stiegsfortbildung zum/zur staat
lich geprüften Konstrukteur I 
Konstrukteurin setzt jedoch ei
nen qualitativ hohen Standard 
für einen Bildungsträger voraus 
(sowohl in bezug auf die Dozen
ten als auch für die Ausstattung). 

Zusammenfassend kann gesagt 
werden, daß für Technische Zeich
ner I Zeichnerinnen in den neuen 
Bundesländern zwar ein hoher Be
darf für Anpassungsfortbildung 
vorhanden ist, daß aber aus den 
genannten Gründen die geplante 
Aufstiegsfortbildung zumindest für 
die nächsten fünf Jahre weder von 
den Bildungsvoraussetzungen 
noch von den Arbeitsmarktbedin
gungen besonders attraktiv sein 
wird. Eine veränderte Anforderung 
an die geplante Aufstiegsfortbil
dung im Bereich Konstruktion läßt 
sich aus den bisherigen Erfahrun
gen allerdings nicht ableiten. Sollte 
jedoch eine solche Maßnahme in 
nächster Zeit in den neuen Bundes
ländern angeboten werden, so soll
te vom Lehrgangsträger, aber auch 
von der Förderstelle, daran ge
dacht werden, einen Lehrgangsteil 
vorzuschalten, der den Anforde
rungen der oben genannten An
passungsfortbildung entspricht. 

Anmerkungen 
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Umweltschutz: 

QualifiZierung für den Umweltschutz 
Voraussetzung für eine aktive Umweltpolitik in den neuen Bundesländern 

Tibor Adler, Hilde Biehler-Baudisch 

Analysen der Umweltsituation in den neuen Bundesländern lassen zunehmend das Aus
maß der Betroffenheit der Menschen in den Problemregionen deutlich werden. Ihre Le
benssituation durch umfassende Sanierungsmaßnahmen rasch zu verbessern, ist drin
gend erforderlich, wobei aber vermieden werden muß, das Know-how und Bewußtsein 
der Beteiligten einseitig auf nachsorgenden oder kompensatorischen Umweltschutz aus
zurichten. Langfristig ist eine aktive Umweltpolitik erforderlich, die zum Ziel hat, "End
of-the-pipe-Maßnahmen'' durch Präventionsstrategien zu ersetzen. Das würde bedeuten, 
in der Wirtschaftsplanung Umweltbelange nicht unter "ferner liefen" zu behandeln, son
dern sie konsequent als wichtigen Faktor einzubeziehen. Voraussetzung dafür ist die 
Entwicklung von Umweltbewußtsein und umweltbezogener Handlungskompetenz bei al
len Beteiligten. Die Gestaltung und Umsetzung dieser bildungspolitischen Aufgabe müß
te in den neuen Bundesländern unter Berücksichtigung der regionalen Verhältnisse, der 
Bedürfnisse und des Bewußtseins der Bevölkerung geleistet werden. 

Sanierung ist erforderlich ... 
Ein hoher ökologischer Problem
druck ist in den neuen Bundeslän
dern unstrittig und der Bedarf an 
vielfältigen Umweltschutzmaßnah
men entsprechend groß, z. B. im 
Gewässerschutz, bei der Trinkwas
serversorgung, 1m Immissions
schutz, auf dem Entsorgungssektor 
und bei der Sanierung von 
Industrie- und Militärstandorten 
einschließlich ihrer Deponien. Die 
Energiewirtschaft führte aufgrund 
der vorwiegenden Stromerzeu
gung aus Rohbraunkohle zu erheb
lichen Umweltbelastungen. Be
rechnungen für das Jahr 1988 zufol
ge lag die ehemalige DDR hinsicht
lich der Gesamtemissionen an 
Schwefeldioxid und Kohlendioxid 
pro Einwohner an der Weltspitze. 1) 

Für diesen Bereich liegen Untersu
chungen vor, die ausgehend von 
dem im internationalen Vergleich 
einmaligen Strukturwandel, für 
den Kraftwerkspark Modernisie
rungskonzepte vorstellen, die die 
Emissionen von Schwefeldioxid 
und Staub um über 90 Prozent und 
die von Kohlendioxid um rund ein 
Viertel bis knapp die Hälfte redu
zieren würden. 2) Angesichts die
ser Situation stellt sich die Frage 
nach einer Umweltpolitik, die über 
nachgeschaltete Entsorgungstech
nik und Entsorgungsbürokratie hin
ausgeht und bei Technologie und 
Produktionsweisen systematisch 
auf ökologische Umrüstung mit for
cierter Innovationstätigkeit abzielt. 
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Damit ist weniger die Förderung 
von Einzelprojekten gemeint - so 
sinnvoll und notwendig sie auch 
sein mögen - sondern eine aktive 
Umweltpolitik, die unter Berück
sichtigung der Rahmenbedingun
gen in den neuen Bundesländern 
und in Verbindung mit Struktur-, 
Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik 
gestaltet wird. Internationale Ver
gleiche belegen, daß Erfolge in 
der Umwelt- und Arbeitsmarktpoli
tik sich durchaus nicht ausschlie
ßen. 3) Positive Beispiele für das 
Gegenteil sind Japan und Schwe
den, die den starken Strukturwan
del der 70er Jahre mit hoher Ga
pan) und steigender (Schweden) 
Beschäftigung bei gleichzeitigen 
Erfolgen im Umweltschutz bewäl
tigt haben. Für andere Länder sah 
die Bilanz des Strukturwandels in 
der Umwelt- und Arbeitsmarktpoli
tik weniger günstig aus. Das Zu
sammentreffen von Erfolgen in bei
den Bereichen wird weniger auf 
unmittelbare Zusammenhänge zu
rückgeführt , sondern mehr auf 
Rahmenbedingungen, die beides 
-Umweltschutz und hohe Beschäf
tigung - begünstigen und durch 
eine erfolgreiche Strukturpolitik 
weg von den Schornsteinindustrien 
hin zu wissensintensiven Produk
tionsweisen geschaffen werden. 
Eine derartige Strukturpolitik 
schließt eine weitblickende Wirt
schaftsplanung ein, während sich 
kurzfristige Zeitperspektiven und 
das Übergewicht industrieller Son-

derinteressenkontraproduktiv aus
wirken. 

Zur Zeit steht das Problem der Sa
nierung im Vordergrund. Die Bun
desregierung sieht in der Umwelt
sanierung eine entscheidende Vor
aussetzung für den wirtschaftlichen 
Aufschwung in den neuen Bundes
ländern. Neben einem Umwelt
schutz-Sofortprogramm, vor allem 
zur kurzfristigen Schaffung neuer 
Arbeitsplätze, geht es dabei um ein 
langfristiges Aktionsprogramm 
"ökologischer Aufbau" mit langfri
stig angelegten Maßnahmen und 
entsprechenden positiven Auswir
kungen auf den Arbeitsmarkt. 4) 

Dies ist mit Sicherheit ein Schritt in 
die richtige Richtung . 

. . . aber nicht ausreichend 
Um den Weg zum ökologischen 
Umbau der Wirtschaft fortzuset
zen, ist eine aktive, kooperative In
dustriepolitik erforderlich, die Um
weltinteressen als wichtigen Faktor 
einbezieht und auf breiter Ebene 
den Übergang zu ökologisch ange
paßten Produktionsweisen und 
Produkten zum Ziel hat. Dies bein
haltet eine konsequente Förderung 
und Realisierung von Produkt- und 
Verfahrensinnovationen, die Bela
stungen von vornherein reduzieren 
oder ausschalten. Die ökologische 
Umgestaltung erfordert eine Ab
kehr von Sichtweisen, die sich auf 
einzelne Erscheinungen in der Um
welt beschränken bzw. die Wech
selseitigkeit von Ursachen und 
Wirkungen nicht "zu Ende den
ken". "Die Fähigkeit, ,vernetzt' zu 
denken und die komplizierte Ganz
heitlichkeit des Ökosystems ab
strakt zu erfassen, muß gelernt 
werden. Dabei geht es nicht dar
um, die mit dem schnellen techni
schen und sozialen Wandel ver
bundene Informationsflut aufzu
häufen, sondern um die Entwick
lung einer neuen Denkfähigkeit''. 5) 

Hierfür und zugleich für die Umset
zung einer aktiven Umweltpolitik 
kann die Umweltbildung einen we
sentlichen Beitrag leisten. 

Qualifizierung für 
eine aktive Umweltpolitik 
Die Entwicklung einer tragfähigen 
Konzeption für Umweltbildung muß 
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allerdings die gegenwärtige Hal
tung zu Umweltfragen in den neuen 
Bundesländern als Ausgangspunkt 
berücksichtigen. In der ehemaligen 
DDR fanden Diskussionen von Um
weltfragen in den Medien, offene 
Berichterstattung über Mißstände 
und Probleme, Umweltbewegun
gen, Bürgerinitiativen und Politisie
rung von Umweltfragen praktisch 
nicht statt. Diese für die Sensibilisie
rung für die Umweltproblematik 
wesentlichen Faktoren haben ge
fehlt. So nimmt es nicht wunder, 
daß in einer vom Bundesumweltamt 
und Bundesumweltministerium in 
Auftrag gegebenen Befragung Bür-

ger der damaligen DDR die Situa
tion der Umwelt in ihrem Land zwar 
deutlich schlechter als Bewohner 
der alten Bundesländer einschätz
ten, Konsumbedürfnisse jedoch das 
Problembewußtsein zunächst über
lagerten; subjektiv wurde die Um
weltsituation verdrängt. 6) Mangeln
de Erfahrungen in der Selbstorga
nisation von Bürgern bezüglich des 
Umweltschutzes (z. B. Forderung 
nach Bürgerbeteiligung an Ent
scheidungsprozessen) aber auch 
die Probleme der Existenzsiche
rung beeinträchtigen zudem die 
Bereitschaft. selbst etwas für den 
Umweltschutz zu tun. 'I) 

Umweltbewertung 
Vergleich alte und neue Bundesländer 

mit telmäßig 
32 sehr gut 

12 

seh techt 
43 

Bewertung OST 
( Sept.1990) 

Ost 872 Personen/West 4.956 Personen 

Trotz einer verhältnismäßig stren
gen Umweltgesetzgebung in der 
DDR hat der Umweltschutz in der 
Praxis nur eine sehr untergeordne
te Rolle gespielt. Hier müssen 
Bildungs- und Informationsprozes
se ansetzen. Auch in der berufli
chen Umweltbildung kann auf 
praktische Erfahrungen nur be
dingt aufgebaut werden: In einer 
Untersuchung des vormaligen Zen
tralinstituts für Berufsbildung wird 
hierzu u. a . festgestellt, daß seit 
1982 in den neuen Lehrplänen der 
Berufsausbildung Ansätze zur Inte
gration umweltrelevanter Inhalte 
durchaus vorhanden sind, Inhalte 
der Ressourcennutzung jedoch 
überwiegend in ihren ökonomi
schen Wirkungen gesehen wur
den. Ökologische Probleme wur-
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sehr gut 
19 

sch lecht 
16 

Bewertung WEST 
(1988/89) 

den daher nur zaghaft angedeutet 
und hatten sich in der Regel der 
Ökonomie unterzuordnen. 8) 

Die Richtung einer Qualifizierungs
politik für möglichst viele berufli
che Tätigkeiten für die Entwick
lung einer "umweltbezogenen 
Handlungskompetenz '' wurde oft 
beschrieben: Sie schließt neben 
den technisch-fachlichen Qualifi
kationen Umweltbewußtsein als zu
kunftsgerichtete, moralisch-ethi
sche Orientierung ebenso ein wie 
arbeitsinhaltliche Motivation und 
die Bereitschaft, umweltbezogene 
Kenntnisse und Fähigkeiten auch in 
der beruflichen Tätigkeit umzuset
zen. Die Handlungskompetenz äu
ßert sich auch in der Fähigkeit. 
Konflikte zu ertragen und Wider-

sprüchlichkeiten als Faktoren be
ruflicher Tätigkeit zu begreifen 
und zu bewältigen. 9) 

Zur inhaltlichen Ausfüllung und für 
die praktische Umsetzung hierfür 
besteht in den neuen Bundeslän
dern ein besonderer Bedarf an 
Konzepten, die sich an den regio
nalen Verhältnissen und an den Be
dürfnissen der dort lebenden Men
schen orientieren. Es ist zweifel
haft, ob Erkenntnisse aus Umwelt
bildungsprojekten in den alten 
Bundesländern ohne weiteres auf 
die neuen Bundesländer übertra
gen werden können; außerdem ist 
zu fragen, wie viele der Angebote 
der zahlreichen Träger und Ein
richtungen für Fort- und Weiterbil
dung in den neuen Bundesländern 
letztlich einen qualitativen Beitrag 
für den "ökologischen Umbau" lei
sten. 

Die Qualifizierung zum umweltbe
wußten Wirtschaften und Arbeiten 
kann nach Ansicht der Verfasser 
nicht durch punktuelle Bildungs
maßnahmen aufgebaut werden. 
Ein Aktionsprogramm "Berufliche 
U mweltbildung' ' 10) müßte initiiert 
werden und bei der Realisierung 
konsequent die Beteiligung der Be
troffenen und Aufbau und Erweite
rung ihrer Handlungsfähigkeit zum 
Ziel haben. Die wichtigsten Pro
grammpunkte sind hier angedeu
tet. Ihre konkrete Ausformulierung 
müßte von den Beteiligten in den 
neuen Bundesländern geleistet 
werden: 
- Aufbau eines Informationssy

stems "Berufliche Umweltbil
dung'' in den neuen Bundeslän
dern (berufsübergreifende 
Grundinformationen, Informatio
nen zur Umweltsituation, Institu
tionen für Umweltbildung, Mög
lichkeiten zur berufsbezogenen 
Qualifizierung für den Umwelt
schutz) 

- Förderung von Maßnahmen der 
beruflichen Umweltbildung für 
den Erwerb von zusätzlichen 
Qualifikationen im Bereich um
weltfreundlicher Technologien, 
Abfallentsorgung, Recycling, 
Natur- und Landschaftsschutz, 
Maßnahmen zur Energieeinspa
rung etc. 
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-Verankerung der Umweltthema
tik in allen Bildungsbereichen 
(Schulen, berufliche Bildung, 
Weiterbildung, Hochschule n) 

- Förderung emes Innovations
programms für berufliche Um
weltbildungsmaßnahmen (vor
nehmlich Förderung von Ausbil
dungsmodellen in Klein- und 
Mittelbetrieben etwa durch Ar
rangements für situationsbezo
genes Lernen am Arbeitsplatz, 
Förderung von Qualifizierungs
modellen zur präventiven und 
innovativen Gestaltung von Ar
beit und Technik) 

- Gründung eines Zentrums "Be
ruf und Umwelt" in einem der 
neuen Bundesländer oder im 
Ostteil von Berlin (Aufgaben: 
Entwicklung von Materialien für 
berufliche Umweltbildung ein
schließlich zielgruppenspezifi
scher Aufbereitung, Multiplika
torenschulung; Seminare für Bil
dungspersonal für berufliche 
Umweltbildung, Durchführung 
von beruflichen Umweltbil
dungsmaßnahmen zur Aktivie
rung von Lernenden zur Ent
wicklung von Sozialkompete nz. 

Anmerkungen 

1) Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
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(Hrsg.): Schutz der Erdatmosphäre - eine 
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Berufsbildungsforscher analysieren 
Umstrukturierungsprozeß der Berufsbildung 
in den neuen Bundesländern 
Brigitte Seyfried 

Für die neuen Bundesländer bedeutet die Übernahme der einschlägigen gesetzlichen 
Bestimmungen der Berufsbildung der alten Bundesländer eine radikale Umstellung der 
bisher gewohnten beruflichen Ausbildungsinhalte und -Organisation. In unmittelbarem 
Zusammenhang damit müssen drängende und aktuelle Probleme der Berufsausbildung 
gelöst werden. In der ersten Phase eines 4/91 beginnenden Forschungsprojektes zum 
"Übergang der Berufsausbildung" sollen durch Prozeß- und Strukturanalysen "Früh
wamindikatoren" herausgearbeitet werden, die auf bestehende und während des Um
stellungsprozesses neu entstandene Problemlagen aufmerksam machen. Die Ergebnisse 
dieser ersten Projektphase sollen gleichzeitig der Vorbereitung von zwei repräsentativen 
Erhebungen zu quantitativen und qualitativen Fragen der Gestaltung der Berufsausbil
dung in den Ausbildungsstätten der neuen Bundesländer dienen. 

Hier knüpft dieses Forschungsprojekt an inzwischen abgeschlossene Untersuchungen 
zur Qualität der betrieblichen Ausbildungsgestaltung in den alten Bundesländern an. 1) 

Nachfolgend werden in groben Zügen die Untersuchungsziele, das methodische Vorge
hen sowie die grundlegenden Annahmen des Forschungsprojektes beschrieben. 

Die Übernahme des Berufsbil
dungs- und Berufsbildungsförde
rungsgesetzes sowie deren Folge
regelungen fordert von allen für 
die Berufsausbildung verantwort
lichen Institutionen, Organisatio
nen, Personen sowie Betrieben, 
Unternehmen und Ausbildungs
stätten in den neuen Bundeslän
dern Anpassungsleistungen unter
schiedlichsten Umfangs und Ni
veaus. Dieses um so mehr, als der 
Umwandlungsprozeß einer zentral 
geplanten und gelenkten Wirt
schaft in eine kapitalistische Markt
wirtschaft ein Konversionsprozeß 
ohne historisches Vorbild ist. Die 
Dimensionen der Problemlagen -
ihre Tiefe und Breite - machen die 
Folgenabschätzung für struktur-, 
beschäftigungs- und arbeitsmarkt-

politische Interventionen schwie
rig. Die Grundlagen und Gewohn
heiten der sozialistisch ausgerich
teten Berufsbildung sind weggefal
len und die marktwirtschaftliche 
Umorientierung auch in diesem 
zentralen gesellschaftlichen Be
reich erfordert von allen an der Be
rufsausbildung Beteiligten Ände
rungen der Verhaltens- und Hand
lungsmuster. Anpassungsdruck 
und -aufgaben dürften dort in be
sonderem Maße anfallen, wo sich 
die Berufsbildungssysteme beider 
Teile Deutschlands trotz Ähnlich
keiten in der Zielsetzung und der 
Lernortdualität von Betrieb und Be
rufsschule, insbesondere hinsicht
lich der Verantwortlichkeiteil und 
Grundlagenstrukturen unterschie
den haben 2) (z. B. bei der Vertei-
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lung der Auszubildenden auf 
Groß-, Mittel- und Kleinbetriebe; 
bei der Stärke der Beteiligung an 
den einzelnen Ausbildungsberei
chen - siehe hierbei Sonderrolle 
der Ausbildung beispielsweise in 
der Landwirtschaft- und durch ei
nen auffallend hohen Anteil sog. 
externer Auszubildenden in den 
Ausbildungsstätten). 
Der Prozeß der Anpassung an die 
veränderten Anforderungen dürfte 
auch dadurch erschwert werden, 
daß die Organisationsformen des 
Berufsbildungssystems der ehe
maligen DDR sich als sehr verfe
stigt erweisen und die Akteure 
häufig die gleichen sind. Nicht zu 
unterschätzen ist dabei, daß sich 
das Bildungssystem der ehemali
gen DDR als organischer Bestand
teil eines ökonomisch und sozial au
toritär-formierten Gesellschaftssy
stems entwickelt hatte. 3) 

Damit die gesetzlichen Anforde
rungen auch erfüllt werden kön
nen, müssen in der Ausbildungs
praxis die erforderlichen Voraus
setzungen geschaffen werden. Das 
heißt, daß Betriebe, Berufsschulen, 
Ausbilder und Berufsschullehrer in 
die Lage versetzt werden müssen, 
die neuen Ausbildungsordnungen 
inhaltlich und organisatorisch um
zusetzen und die neuen Ausbil
dungsinhalte zu vermitteln. 

Untersuchungsmethode 
Um diesen in der Historie der deut
schen Berufsbildung einmaligen 
Entwicklungs- und Übergangspro
zeß systematisch zu erfassen und 
zu dokumentieren, werden in Ab
ständen von einem Jahr 200-250 
Fallstudien in Betrieben, Berufs
schulen, außer- und überbetriebli
chen Berufsbildungsstätten (Aus
bildungsstättenfallstudien) durch
geführt. Die Erhebungen erfolgen 
in Form hypothesengeleiteter und 
leitfadengeführter Interviews. Er
gänzt werden diese Befragungen 
durch Expertengespräche aus 
Ausbildungsbetrieben, Kammern, 
Innungen und anderen an der Be
rufsausbildung beteiligten Institu
tionen und Organisationen. Die Er
gebnisse der Untersuchung sollen 
mit Experten aus den Ausbildungs
stätten der neuen Bundesländer 
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diskutiert und der Fachöffentlich
keit präsentiert werden. 

Für Anfang Oktober 1991 ist ein Ex
pertengespräch mit Vertretern aus 
Ausbildungsbetrieben, Berufs
schulen, über- und außerbetriebli
chen Einrichtungen aus den neuen 
Bundesländern geplant. Diese Ver
anstaltung soll dazu dienen, einen 
praxisnahen und problemorientier
ten Leitfragebogen für die geplan
ten Fallstudien auszuarbeiten. 

Untersuchungsziele 
Die als Längs- bzw. Verlaufsunter
suchung angelegte Studie des 
Übergangsprozesses kann zu ver
schiedenen Zeitpunkten Informa
tionen und Hinweise auf Übergangs
probleme und -fragen bei der An
passung der Berufsbildung in den 
neuen Bundesländern liefern. Die 
aufbereiteten Informationen wer
den dem Berichtssystem "Berufs
bildungsbericht der Bundesregie
rung'' zur Verfügung gestellt. Die 
für 1992 und 1993 geplanten Erhe
bungen sollen zentrale Daten zum 
Prozeß der Entwicklung und An
passung des Berufsbildungssy
stems in den neuen Bundesländern 
liefern und sind Teil der Prozeß
analyse. 

Annahmen 
Es wird davon ausgegangen, daß 
nach der wirtschaftlichen Konsoli
dierung eine systematische Erhe
bung von Strukturdaten zur Ausbil
dungsgestaltung in den neuen Bun
desländern möglich ist. Auch diese 
Daten werden Eingang finden in 
die regelmäßige Berichterstattung 
des Berufsbildungsberichtes. Bei 
der für 1994 geplanten letzten re
präsentativen Erhebung sollen 
dann auch regionale und auf ein
zelne Ausbildungsberufe bezoge
ne Besonderheiten Berücksichti
gung finden . Diese repräsentativ 
angelegte Erhebung wird schrift
lich-postalisch ggf. durch Telefon
interviews ergänzt erfolgen. 

Das Design des Forschungsprojek
tes geht davon aus, daß die Phase 
des Übergangs insbesondere von 
folgenden Problemen begleitet 
sein wird, die es in der ersten Pro
jektphase zu untersuchen gilt: 

- die Entflechtung der Kombinate 
läßt kleinere und mittlere Betrie
be entstehen, die aus ökonomi
schen Effizienzgesichtspunkten 
ihre Ausbildungsleistungen ein
stellen und nach Wegen zu einer 
weiteren aktiven Beteiligung an 
der Ausbildung suchen müssen; 

- in Industrie und Landwirtschaft 
haben sich die Ausbildungs
möglichkeiten verschlechtert, 
Handwerk und Mittelstand sind 
sehr stark mit Fragen der Exi
stenzprüfung bzw. -erhaltung, 
der Zahlungs- und Ausbildungs
fähigkeit befaßt; hier stellt sich 
die Frage, ob und welche Mög
lichkeiten zum Kapazitätsersatz 
für die Ausbildung nach der 
Zersplitterung und teilweisen 
Auflösung von Ausbildungska
pazitäten bestehen; 

- von allen Betrieben wird zusätz
liches Engagement bei Fragen 
der Organisation und Durchfüh
rung der Ausbildung verlangt, 
da diese Aufgaben nicht mehr 
von einer zentralen Leitungsin
stanz erledigt werden; 

- alle Ausbildungsstätten müssen 
in für sie neuen Ausbildungsbe
rufen und nach bislang nicht ge
kannten inhaltlichen Anforde
rungen ausbilden; 

- das Ausbildungspersonal (auch 
die Berufsschullehrer) muß zu
sätzlich qualifiziert werden und 
insbesondere das nebenamtlich 
eingesetzte Personal für die Aus
bildung muß sich mit seiner 
künftigen Doppelrolle, der ver
antwortlichen Ausbildung einer
seits und der fachlichen Arbeit 
andererseits, noch stärker aus
einandersetzen; 

- die Ausbildungsstätten haben 
insgesamt für die personalen, 
technischen, qualifikatorischen, 
medialen und auch pädagogi
schen Voraussetzungen zu sor
gen, um den neuen Anforderun
gen der nun geltenden Ausbil
dungsordnungen entsprechen 
zu können; 

-der Umstrukturierungsprozeß 
wird die Relationen der Ausbil
dungsbeteiligung der Wirt
schaftssektoren verschieben 
und beispielsweise einen höhe
ren Bedarf an Ausbildungsberu
fen im Banken- und Versiehe-
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rungswesen, 1m kaufmänni
schen und Handelsbereich, im 
Hotel- und Gaststättenwesen so
wie im Dienstleistungsgewerbe 
induzieren; 

- von den Ausbildungsstätten muß 
insbesondere auf die enge Ver
bindung von Berufsausbildung 
und Betrieb bzw. Unternehmen 
geachtet werden, wenn eine 
praxisnahe Ausbildung an und 
mit modernen Techniken und 
Methoden erfolgen soll; die Voll
ständigkeit der Ausbildung wird 
häufig nur durch intensive Ko
operation mit den überbetriebli
chen Berufsbildungsstätten ge
währleistet werden können; 

- insgesamt müssen hohe Ausbil
dungsleistungen von außer- und 
überbetrieblichen Ausbildungs
stätten erbracht werden. 

Die Ausbildung in Ausbildungsstät
ten und -berufen der Wirtschafts
zweige des Handwerks, der Indu
strie, der freien Berufe und - we
gen ihrer besonderen Bedeutung 
- der Landwirtschaft in den neuen 
Bundesländern ist zentraler Unter
suchungsgegenstand; in diesem 
Zusammenhang müssen beson
ders auch die außerbetrieblichen 
Ausbildungseinrichtungen mit Voll
ausbildung untersucht werden. 

Zum Abschluß des Forschungspro
jektes sollen die Projektergebnisse 
dokumentiert und in Experten- und 
Werkstattgesprächen Vertretern 
der Wirtschaft (Unternehmen und 
Gewerkschaften), Wissenschaft 
und Politik sowie Vertretern der un
tersuchten Ausbildungsstätten in 
den neuen Bundesländern vorge
stellt werden. 

Bei Fragen können sich Interessen
ten an den Sprecher dieses For
schungsprojektes, Ulrich Degen, 
Tel. : (0 30) 86 83-2 88, wenden. 

A nmerkungen 

1) Zum Abschluß dieser Untersuchungen wird in 
4/ 1991 eine kommentierte Materialsammlung 
als M aterialdiskette erhältlich sein; zum For
schungsprojekt insgesamt vgl. Ber ichte zur be
ruflichen Bildung Heft 101 und 110 sowie eine -
inzwischen vergriffene - M aterialkurzfassung 
für die Betriebe und die Ergebnisse eines ab
schließenden Workshops (vgl. Tagungen und 
Expertengespräche, Heft 9); alle greifbaren Ver
öffentlichungen sind über Bundesinstitut für Be-
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rufsbildung, K3/Veröffentlichungswesen, er
hältlich. 

2) Vgl. Degen, U. ; Neubert, R. ; Wordelmann, P. : Be
tr iebliche Ausbildungsgestaltung in der Deut
schen Demokratischen Republik und der Bun
desrepublik Deutschland - ausgewählte 
Aspekte zum Vergleich der Ausbildungsqualität, 
Wissenschaftliche Diskussionspapiere Nr. 2, 

Berufliche Weiterbildung: 

Bundesinstitut für Berufsbildung, Berlin - Bonn 
1990. 

3) Autsch, B.; Brandes, H.; Waiden, G. : Bedingun
gen und Aufgaben der Umgestaltung des Be
rufsbildungssystems in den neuen Bundeslän
dern. Sonderveröffentlichung. Hrsg.: Bundesin
stitut für Berufsb ildung. Der Generalsekretär. 
Berlin und Bonn 1991. 

Qualität - Voraussetzung für erfolgreiche 
berufliche Weiterbildung 
Barbara Meifort 

Die gegenwärtige Weiterbildungsoffensive in den neuen Bundesländern wird für die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer nur dann befriedigende Ergebnisse haben, wenn die 
Qualität der Weiterbildungsveranstaltungen gesichert ist: Angesichts der immensen 
quantitativen Dimensionen des Weiterbildungsbedarfs - jeder zweite Erwachsene in 
den neuen Bundesländern will sich noch in diesem Jahr an Weiterbildung beteiligen -
droht die Gefahr, daß die Qualität der Lehrgänge und Kurse in den Hintergrund ge
drängt wird. In dieser Situation erhalten die vom Bundesinstitut für Berufsbildung und 
von der Bundesanstalt für Arbeit entwickelten Qualitätsstandards eine hohe Aktualität 
und eine neue Dimension. 

Die Diskussion um neue Kriterien 
und Instrumente zur Qualitätssiche
rung und die Möglichkeiten, ihre 
praktische Anwendbarkeit und 
Wirksamkeit zu überprüfen, stand 
im Mittelpunkt eines 1990 vom BIBB 
durchgeführten Workshops zum 
Thema "Qualität in der beruflichen 
Weiterbildung'', an dem sich Ex
perten aus den verschiedensten 
Bereichen (z. B. der Bundesanstalt 
für Arbeit , Maßnahmeträger, 
Hochschulen, Fernunterricht) be
teiligten. 

Die jetzt vorliegende Dokumenta
tion des Workshops gibt einen 
Überblick über den aktuellen 
Stand der Qualitätsdiskussion und 
ihrer zentralen Fragestellungen. 
Aus den Blickwinkeln der ver
schiedenen Experten wird einge
gangen auf 
- die Ergebnisse der Entwicklung 

und Anwendung von Qualitäts
kriterien im Rahmen der ArG
geförderten Weiterbildung, 

- die Qualitätsvorstellungen von 
Bildungsträgern (Konzepte für 
unterschiedliche Zielgruppen 
und Inhaltsbereiche) sowie 

- die bisher vorliegenden Ansät
ze und Instrumente zur Siehe-

rung der Qualität von Weiterbil
dungsangeboten auf gesetzli
cher Grundlage (BBiG, AFG, 
FernUSG). 

Vorgestellt werden darüber hinaus 
neue Ansätze und Möglichkeiten 
der Qualitätssicherung. Dazu gehö
ren u. a . 
- Fragen einer Qualitätsselbstkon

trolle durch die Maßnahmeträ
ger, 

- die Entwicklung von Material
und Maßnahmekonzepten nach 
Qualitätsstandards, 

- die Anwendung von Verbrau
cherschutzregeln sowie 

- die Verbesserung des Qualitäts
bewußtseins bei den bildungsin
teressierten Nachfragern der 
Weiterbildung. 

Die von Barbara Meifort und Edgar 
Sauter herausgegebene Dokumen
tation "Qualität in der beruflichen 
Weiterbildung' ' (19,- DM) ist als 
Heft 11 der Reihe Tagungen und 
Expertengespräche erschienen 
und kann beim Bundesinstitut für 
Berufsbildung, K 3/ Veröffentli
chungswesen, Fehrbelliner Platz 3, 
1000 Berlin 31, Telefon (0 30) 
86 83-5 20 / 5 16, bezogen werden. 
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Fernunterricht: 

Vollständige Übersicht über alle Fernlehrangebote 
neu erschienen 
Gerhard Zimmer 

Wer sich durch Fernunterricht 
oder im Fernstudium weiterbilden 
will, braucht Hilfe, um sich in dem 
vielfältigen Angebot von Lehrgän
gen und Kursen zurechtzufinden: 
Die neue Ausgabe des Katalogs 
der Fernlehrangebote macht die 
Vielzahl der vorhandenen Mög
lichkeiten überschaubar. Mit dem 
Fernlehrkatalog können sich Inter
essenten auf einen Blick über das 
aktuelle Angebot aller Fernlehr
gänge und Fernstudienkurse in 
der Bundesrepublik Deutschland 
und im deutschsprachigen Aus
land informieren. 

Der alle zwei Jahre vom Bundesin
stitut für Berufsbildung (BIBB) und 
der Staatlichen Zentralstelle für 
Fernunterricht (ZFU) herausgege
bene Katalog enthält nur solche 
Lehrgänge, die allgemein zugäng
lich sind und bei denen die beglei
tende Betreuung durch den Veran
stalter gewährleistet ist. 

Der Katalog ist in zwei Teile geglie
dert: Im ersten Teil sind alle be
rufsbildenden, allgemeinbilden
den und sonstigen Fernlehrgänge 
erfaßt; im zweiten Teil werden die 
Fernstudienangebote der Hoch
schulen und des Deutschen Insti
tuts für Fernstudien (DIFF) vorge
stellt. 

Jedes Fernlehrangebot enthält de
taillierte Angaben über 
- das Lehrgangsziel, 
-die Abschlußprüfung, 
- die Teilnahmevoraussetzungen, 
- die Lehrgangsinhalte, 
- die Lehrgangsdauer und -ko-

sten, 
- die Möglichkeiten der finanziel

len Förderung, 
- den Umfang des Lehrmaterials 

und 
- den begleitenden Unterricht. 

Erstmals enthält der Katalog auch 
Informationen über die Fernstudien-

68 

angebote der Hochschulen in den 
neuen Bundesländern. Angaben 
werden gemacht zu den Studien
gängen / Studienrichtungen, Teil
nahmevoraussetzungen, zur Stu
diendauer sowie zum Studienbe
gmn. 

Die Veröffentlichung "Fernunter
richt, Fernstudium. Katalog der 
Fernlehrangebote in der Bundes
republik Deutschland'' ist im U rn
fang von l 276 Seiten im BIBB als 
Heft 17 der Reihe "Informationen 
zum beruflichen Fernunterricht" 
erschienen und kann gegen eine 
Schutzgebühr von DM 19,- beim 
Bundesinstitut für Berufsbildung, 
K3 I Veröffentlichungswesen, Tel.: 
(0 30) 86 83-5 20 / 5 16, bezogen wer
den. 

Dietmar Zielke, Ilse Lemke 
unter Mitarbeit von Josefine Popp 

Die betriebliche Berufsausbildung 
benachteiligter Jugendlicher 

Befunde zur Ausbildungspraxis in 
Handwerks- und Industriebetrieben 

Berichte zur beruflichen Bildung, 
Heft 130, Berlin 1991 

340 Seiten, 25,- DM 
ISBN 3-88555-439-9 

Sie erhalten diese Broschüre im Bun
desinstitut für Berufsbildung - K3/ 
Veröffentlichungswesen - Fehrbelli
ner Platz 3, W-1000 Berlin 31 , Telefon: 
(0 30) 86 83-5 20 I 5 16. 

Autoren 

Tibor Adler 
Dr. Hermann Benner 
BUde Biehler-Baudisch 
Dr. Ulrich Blötz 
Bans Borch 
Dr. Dieter Buschhaus 
Dr. Gabriele Csongar 
Oskar Hecker 
Saskia Keune 
Bans Krönner 
Dr. Margarete Lippitz 
Barbara Meüort 
Dr. Renate Neubert 
Dr. Elke Ramlow 
Dietrich Scholz 
Reinhard Selka 
Brigitte Seyfried 
Bans Weißmann 
Dr. Rudolf Wemer 
Dr. Gerhard Zimmer 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
Fehrbelliner Platz 3 
W-1000 Berlin 31 

Dr. Bemhard Autsch 
Ursula Beicht 
Klaus Berger 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
Friesdorfer Straße 152 
W-5300 Bonn 2 
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Bundesinstitut für Berufsbildung 

Christoph Nitschke unter Mitarbeit 
von Kirsten Huckenback und Knut Kohr 

Berufliche Umweltbildung -
Umweltgerechte Berufspraxis 
Grundlagen für eine theoretische Konzeption 

1991, 171 Seiten, 19,00 DM, ISBN 3-88555-428-3 

Die Studie enthält wichtige Elemente eines Theoriekonzeptes für die berufliche Um
weltbildung. Ein solches Theoriekonzept gewinnt eine besondere Bedeutung für die 
wirksame Gestaltung beruflicher Umweltqualifizierungsprozesse und eine 
ökologische Berufsbildungspraxis. Vorhandene Konzepte sind für die Zwecke der 
beruflichen Bildung nur bedingt geeignet. 
Folgende Fragestellungen standen bei der der Studie zugrundeliegenden Untersu
chung im Vordergrund: 

- Was beinhaltet Umweltbildung, d.h., welche Komponenten machen die Qualifika
. tion für ökologische Bildung und Berufspraxis aus? 

- ln welcher Beziehung stehen technisch-fachliche Qualifikation, Umweltbewußtsein, 
Motivation und Handlungskompetenz zueinander? 

- Wie ist Umweltbildung im Kontext von "Arbeit", "Subjekt", "Natur'', "Beruf" und 
"Umwelt" anzusiedeln? 

- Wie ist der Qualifizierungsprozeß zu gestalten, d.h., welche Gestaltungsparameter 
sind für eine Umweltbildung im weiteren Sinne heranzuziehen? 

Die Veröffentlichung ist das Ergebnis eines im Rahmen des BIBB-Forschungpro
jekts "Umweltschutz in der beruflichen Bildung" vergebenen Auftrages. Sie stellt das 
erste Ergebnis seiner Art dar und trägt wesentlich dazu bei, das vorhandene Theo
riedefizit aufzuarbeiten. 

Diese Publikation erschien in der Reihe "Berichte zur beruflichen Bildung" als Heft 
126. 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim Bundesinstitut für Berufsbildung 
- K3Neröffentlichungswesen - Fahrbelliner Platz 3, W-1 000 Berlin 31, 

Telefon: (030) 8683-520/516, Telefax: (030) 8683-455. 



Bundesinstitut für Berufsbildung 

Reinhold Neuber, Oskar Hecker 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung hat im Rahmen einer Umfrage bei 
allen im Bereich der früheren Bundesrepublik ermittelten Trägern das 

- Angebot an kaufmännischen Weiterbildungslehrgängen erfaßt. 
Wer sich. als kaufmännische Mitarbeiterin/kaufmännischer Mitarbeiter 
weiter spezialisieren will, sei es für einen Wirtschaftszweig oder für 
einen bestimmten betrieblichen Funktionsbereich, sei es allgemein auf 
dem Gebiet der Betriebswirtschaftslehre, findet hierfür 1. 736 Lehr
gangsangebete von 588 Veranstaltern. 
Alle Lehrgänge bereiten auf einen Prüfungsabschluß vor. Insgesamt 
können 428 verschiedene Weiterbildungsabschlüsse erreicht werden, 
fast 200 mehr als in der letzten Ausgabe 1984/85. 
Zugenommen hat vor allem das ·fremdsprachliche Lehrgangsangebot, 
verursacht durch den steigenden Bedarf an Fremdsprachenkenntnis
sen aufgrund der Anforderungen des ab Ende 1992 wirksam werden
den Europäischen Binnenmarktes. Dieses Angebot umfaßt 288 Lehr
gänge mit 129 verschiedenen Bildungsabschlüssen. 
Obwohl die erfaßten-Lehrgänge noch nicht für den Bedarf in den neuen 
Bundesländern konzipiert sind, eignen sich viele von ihnen auch für die 
Qualifizierung dortiger Zielgruppen, wenn sie entsprechend adaptiert 
werden. 
Die PubJikation gibt Auskunft über Veranstalteradressen, Prüfungszu
ständigkeit, Zulassungsvoraussetzungen, Lehrgangsdauer und Durch
führungsform der Lehrgänge, die berufsbegleitend, in Vollzeit oder als 
Fernunterricht veranstaltet werden. 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim Bundesinstitutfür Berufsbitdung 
- K3NeröffenUichungswesen - Fahrbelliner Platz 3, W-looo Berlin 31, 

Telefon: (030) 8683-520/516, Telefax: (030) 8683-455. 


